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Vorwort zur erſten Auflage. 


Es iſt ein gewagter Verſuch, das Bild der geſchichtlichen Entwicklung 
Oſterreichs in den letzten ſechzig Jahren auf ungefähr dreihundert Druck— 
ſeiten entwerfen zu wollen. Denn es handelt ſich ja nicht nur um die 
großen politiſchen Kämpfe, bei denen Reichsintereſſen auf dem Spiele 
ſtanden, ſondern es muß auch das Ringen der Nationen und das politiſche 
Leben in den Königreichen und Ländern ſo weit in Erinnerung gerufen 
werden, daß die Hauptentwicklungslinien wahrnehmbar ſind. Dabei reichen 
die hiſtoriſchen Vorarbeiten eigentlich nur bis zum Jahre 1878; das zweite 
Bändchen, das den letzten dreißig Jahren gewidmet iſt, wird daher auf ein 
Gebiet führen, das bisher nur Dr. Guſtav Kolmer mit ſeinem umfang— 
reichen Werke über das öſterreichiſche Parlament betreten hat. Um ſo größer 
ſcheint mir aber das Bedürfnis nach einer weiteren Kreiſen zugänglichen 
Darſtellung zu ſein, und dieſe Meinung mag das Wagnis entſchuldigen. 
Daß der vorliegenden Arbeit Quellenſtudien zugute kommen, das heißt, 
daß neben den einſchlägigen Fachwerken auch die Preß- und Broſchüren— 
literatur ſowie die verſchiedenen Protokolle als Spiegel der Zeit eifrig be— 
fragt und verwertet wurden, wird der Kundige bald wahrnehmen. 

Für mich war es eine ganz beſondere Freude, auch bei dieſer Arbeit 
das wohlwollende Intereſſe des verehrten Herrn Dr. Heinrich Friedjung 
zu finden. Der gefeierte Hiſtoriker hatte die Güte, mir wertvolle Rat— 
ſchläge zu erteilen, und ich kann hier nur auf die Worte tiefgefühlter 
Dankbarkeit verweiſen, die ich meinem Werke: „Deutſch⸗öſterreichiſche Poli— 
tik“ (Leipzig 1907, Duncker & Humblot) vorangeſtellt habe. 


Wien, im * 1908 
Richard Charmatz. 


Vorwort zur dritten Auflage. 


Die neue Ausgabe weiſt ſchon im Grundriſſe eine Veränderung auf. 
Um vielfachen Anregungen und um auch dem eigenen Wunſche zu entſprechen, 
war es notwendig, die Darſtellung der inneren Geſchichte Oſterreichs bis 
an die Schwelle des Weltkriegs fortzuführen. Nun hatten die beiden Bänd- 
chen ſchon in der zweiten, dis zum Jahre 1907 reichenden Auflage den 
Rahmen der Sammlung „Aus Natur und Geiſteswelt“ geſprengt und einen 
Umfang angenommen, der entweder eine Kürzung des Textes oder eine 
Umgruppierung notwendig machte. Ich habe mich entſchloſſen, den zweiten 
Weg zu betreten. 

Das kommt ſchon im Titel zum Ausdrucke. Das zweibändige Werkchen, 
das jetzt zum dritten Male um die Gunſt der Leſer wirbt, ſchildert die 
innere Geſchichte Oſterreichs nicht mehr im Zeitraume von 1848 — 1907, 
ſondern bloß zwiſchen den Jahren 1848—1895. Ebenſo werden die zwei 
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Bändchen, die der äußeren Politik Oſterreichs gewidmet find (AN uc Bd. 653 
u. 654), in der neuen, zweiten Auflage mit dem Jahre 1895 zum Abſchluſſe 
gelangen. Ein ſelbſtändiger Band wird in der gleichen Sammlung unter 
dem Titel „Oſterreichs innere und äußere Politik von 1895—1914“ 
die Geſchehniſſe von faſt zwei Jahrzehnten vor Augen zu führen ſuchen 
und dadurch den Faden der Handlung bis zum Beginne des Weltbrandes 
fortſpinnen. Aus vier werden alſo fünf Bändchen, doch dies geſchieht bei 
gleichzeitiger beträchtlicher Vermehrung, bzw. Ergänzung des Stoffes. 

Die in der letzten Zeit erſchienenen geſchichtlichen und biographiſchen 
Werke ſind bei der vorliegenden dritten Auflage nach Tunlichkeit berückſich⸗ 
tigt und kleine Verbeſſerungen da und dort vorgenommen worden. So 
möge denn der neuen Bearbeitung eine ebenſo gütige Aufnahme beſchieden 
ſein wie den vorhergehenden Ausgaben. 


Wien, im September 1917. 


Richard Charmatz. 
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I. Einleitung. 


Der Vormärz. 


Am 2. März 1835 ſtarb Kaiſer Franz I. Der 42jährige Thron⸗ 
folger Ferdinand trat das große Erbe an. Ihn zeichneten Güte 
und Leutſeligkeit aus, aber eine unheilbare Krankheit behinderte ihn 
in der Ausübung der Regierungsgeſchäfte. Dennoch flogen dem 
neuen Herrſcher die Hoffnungen des aufgeklärten Bürgertums zu, 
und man gab ſich der trügeriſchen Erwartung hin, daß nun 
für Oſterreich eine Zeit umfaſſender Reformen eintreten würde. 
Ferdinand betrachtete jedoch den letzten Willen ſeines Vaters, alles 
beim alten zu laſſen und ſich des gewohnten Rates Metternichs und 
des jeder Neuerung abholden Oheims Erzherzog Ludwig zu be— 
dienen, als ein heiliges, unantaſtbares Vermächtnis; des Kaiſers 
Tätigkeit beſchränkte ſich auf das eintönige Geſchäft des Unterjchrei- 
bens wichtiger und unwichtiger Akten. Die Regierung beſorgte die 
Staatskonferenz, die aus den Erzherzögen Ludwig und Franz Karl, 
aus dem Fürſten Metternich und dem Grafen Kolowrat als per- 
manenten Mitgliedern und aus den von Fall zu Fall zu ernennen- 
den zeitweiligen Beiſitzern beſtand.!) 

Metternich, der in der franziszeiſchen Epoche durch den Willen 
des Monarchen in ſeiner Handlungsweiſe vielfach beeinflußt wurde, 
konnte ſich jetzt freier ausleben. Er war ein feiner Kopf, durch 
Bildung ausgezeichnet, aber durch die Genüſſe eines reichen Liebes⸗ 
lebens und durch die Sorgen des Diplomaten entnervt. Ihm blieben 
die Bedürfniſſe ſeiner Zeit nicht fremd, allein er verfügte nicht 
mehr über genug Elaſtizität, um ſich in eine neue Ordnung der 
Dinge hineinzufinden. Schon im Jahre 1831, nachdem Warſchau 
von den Ruſſen eingenommen war, ließ er im „Dfterreichiichen Be⸗ 
obachter“ eine Unterſuchung über Volksſouveränität und über das 
monarchiſche Prinzip anſtellen und darlegen, daß regelmäßiger Fort⸗ 
ſchritt mit dem Syſtem der Erhaltung nicht im Widerſpruche ſtände. 

1) Tagebücher des Freiherrn Carl Friedrich Kübeck von Kübau. I, 2, 
S. 743 ff. Wien 1909. 
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In Metternichs nachgelaſſenen Schriften kann man an mehr als 
einer Stelle wahrnehmen, wie ſehr der Staatskanzler von dem 
Heranrücken einer Zeit der Volksrechte überzeugt war. Trotzdem 
erhielt ſich die Tradition des untätigen Abwartens, und als Metter⸗ 
nich die wirtſchaftliche Annäherung an Deutſchland und die Schaf⸗ 
fung eines ſtändiſchen Reichsparlaments in der Staatskonferenz 
befürwortete, hatte er keinen Erfolg; vielleicht deshalb, weil er 
nicht beherzt genug zugriff. 

Während die Regierenden in Untätigkeit hinlebten und die Staats⸗ 
maſchine bei ihrem trägen Gang beließen, begann es in den 
Ständeverſammlungen lebhaft zu werden. In Böhmen kam 
es zu einem leichten Geplänkel zwiſchen einem Teile der gräflichen 
und fürſtlichen Mitglieder und der Regierung; in Niederöſterreich 
befaßte man ſich bereits im Jahre 1846 mit der Aufhebung von 
Zehent und Robot und ein Jahr ſpäter ward das Verlangen nach 
Veröffentlichung des Staatshaushaltes laut. Freiherr von Kalch⸗ 
berg legte dem ſtändiſchen Ausſchuſſe der grünen Steiermark im 
Jahre 1846 einen Geſetzentwurf über die Grundentlaſtung vor 
und die galiziſchen Landſtände begehrten von 1842 bis 1844 weit⸗ 
gehende Reformen zugunſten der Bauern; 1845 wurde eine Kom⸗ 
miſſion zum Studium der Aufhebung der Robot eingeſetzt, doch die 
Regierung verdammte ſie zur Ohnmacht, weil ſie aus politiſchen 
Gründen die Verſöhnung des polniſchen Adels mit der untertänigen 
Bauͤernſchaft durchkreuzen wollte. 

Die Oberſchichten des Wiener Bürgertums neigten dem 
Radikalismus zu. An dem Tiſche Metternichs kam einmal die Rede 
darauf, daß ein reicher Wiener Bankier auf das heftig polternde 
franzöſiſche Blatt „Le National“ abonniert ſei und ſcherzend meinte 
der Fürſt, daß dies für den Geldmann noch immer ein zu gemäßig⸗ 
tes Organ wäre.!) Anaſtaſius Grüns „Spaziergänge eines Wiener 
Poeten“, Lenaus Freiheitsgeſänge, die trotz des Verbotes ſchwung⸗ 
haft über die Grenze geſchmuggelt wurden, wirkten erhebend. Auch 
von Grillparzer hätte man gerne Worte der politiſchen Aufmunte⸗ 
rung vernommen, und Hieronymus Lorm beklagte es in ſeinem 
Büchlein „Wiens poetiſche Schwingen und Federn“, daß Oſterreichs 
größter Dichter kein Schenkendorf geworden. Grillparzer jedoch trug 
ſein Leid im Herzen oder verbarg die Ausflüſſe ſeines Schmerzes in 


1) Varnhagen von Enſe, Denkwürdigkeiten und vermiſchte Schriften. 
Neue Folge IV. Leipzig 1859. . 
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der Schublade; ſchwerer als andere hatte er unter dem altöſterreichi⸗ 
ſchen Geiſtesdruck geſeufzt, und wehmütig bemerkte er in ſeinen 
„Erinnerungen aus dem Jahre 1848“, der Deſpotismus hätte ihm 
ſein literariſches Leben zerſtört. Andrian von Werburgs anonym 
erſchienene Schrift „Oſterreich und deſſen Zukunft“, die beredt die 
Unhaltbarkeit der Anarchie eines überlebten Deſpotismus zeigte, 
wurde viel geleſen, ebenſo wie man gerne nach Rouſſeau und Mon⸗ 
tesquieu griff. Selbſt im Theater fiel gelegentlich eine vorſichtige 
Anſpielung. Im Jahre 1846 ſchrieb Bauernfeld ſein gedanken⸗ 
volles, heiteres Luſtſpiel „Großjährig“, eine wundervolle Verhöh— 
nung des kopfloſen Beharrens, die allerdings auch in der Geſtalt 
des ſtupiden Schwätzers Schmerl den oberflächlichen Moderadikalis⸗ 
mus mit ſpitzen Pfeilen traf. Es iſt bezeichnend, daß dieſes Stück 
zuerſt auf dem Landſitze des Konferenzminiſters Grafen Kolowrat 
zur Darſtellung gelangte und hierauf im Hofburgtheater zur Auf- 
führung kam. Einige Tage nach der Premiere begegnete Erzherzog 
Ludwig dem Miniſter und ſagte ihm: „Ich habe das Stück geſehen; 
ich komme doch darin vor und Sie eigentlich auch.“!) Dem Burg⸗ 
theaterpublikum geſtattete man eben die gepfefferte Koſt, denn man 
wußte zu gut, wie das beſitzende Bürgertum dachte. Nicht weniger 
regierungswidrig radikal waren die Geſinnungen der oberen Tau⸗ 
ſend in verſchiedenen Provinzſtädten, zumal in Prag, Lemberg und 
im erſt erworbenen Krakau, wo das erwachende oder glühende Na- 
tionalempfinden eine eigenartige politiſche Temperatur ſchuf, und 
in Trieſt, wo Stadions Amtswirkſamkeit ein freieres Sichgehenlaſſen 
zur Gewohnheit gemacht hatte. 

So war denn bereits vor der Revolution die Revolutionierung 
der Geiſter eines nicht allzu großen Kreiſes von Untertanen voll— 
zogen. Aber die Maſſe hatte an dieſer Gärung keinen Anteil. Was 
ſie in Bewegung ſetzte, iſt nicht der Gedanke geweſen, der in den 
Hirnen aufblitzt, ſondern das unerbittliche Walten der Not, die 
das Eiſen der Ketten bricht. Die Bauern empfanden die ſchwere 
wirtſchaftliche Kriſe des Jahres 1847 mit ihrer Teuerung beſonders 
hart; auf dem flachen Lande von Niederöſterreich kam es zu blutigen 
Zuſammenſtößen zwiſchen dem Militär und den Landleuten, die die 
Leiſtung der Robot verweigerten. Den Handwerkern ging es ſchlech⸗ 
ter denn je. Von den etwa 30000 Exwerbſteuerpflichtigen, die Wien 
im Jahre 1845 beſaß, mußte bei 17469 zur Einbringung der erſten 


1) Bauernfeld, Aus Alt⸗ und Neu⸗Wien. 
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Steuerrate die einfache Militärexekution aufgeboten werden. Zwei 
Jahre ſpäter war die Not ſo weit geſtiegen, daß viele Gewerbetrei⸗ 
bende außerſtande waren, ſich Werkzeuge zu beſchaffen. Furchtbar 
geſtalteten ſich die wirtſchaftlichen Verhältniſſe der induſtriellen Ar⸗ 
beiterſchaft. Im Jahre 1846 gab es in Prag, Pilſen, Komotau 
und Eger Arbeiterkrawalle; etwas ſpäter wurden in den Vororten 
Wiens Bäcker⸗ und Fleiſcherläden vom Proletariat geſtürmt. Um 
das alte Wien herum breitete ſich bejammernswertes Elend aus, 
und des Abends ſchlichen die unglücklichen Mädchen der Arbeiter 
auf die Glacis, um ihren Leib für einige Groſchen hinzugeben.!) 

Die Schwüle, die dem Gewitter vorangeht, lagerte über dem 
von einer kraftloſen, innerlich geſpaltenen Bureaukratie beherrſchten 
Oſterreich, als das Jahr 1848 herankam. Doch die Mitglieder der 
Staatskonferenz tanzten auf dem Vulkane weiter und beteten nur, 
daß ſich ſein Schlund nicht öffnen möge, ſolange die Tage ihres 
Erdenwallens dauerten. Allein die Familie des Kaiſerhauſes wies 
damals in ihrer Mitte einige Angehörige auf, die zur Tat an⸗ 
ſpornten. 1847 hatte wohl Erzherzog Karl, der ſieggekrönte, ein⸗ 
ſichtsvolle und vielleicht gerade deshalb zurückgeſetzte Prinz ſeine 
Augen geſchloſſen, aber es lebte noch Erzherzog Johann, der bürger⸗ 
lich⸗einfache Oheim des Kaiſers. Unabläſſig erhob er ſeine war⸗ 
nende Stimme und am 4. März noch ſuchte er ſeinen Bruder Lud⸗ 
wig von der Zweckloſigkeit der Preß- und Redeverbote zu überzeugen 
und zur Abſetzung Metternichs zu drängen.?) Fruchtloſes Bemühen! 
Auch von einem anderen Mitgliede des Kaiſerhauſes wurde eine 
friedliche Umwandlung angeſtrebt. Erzherzogin Sophie, die 
Gemahlin des Thronfolgers Erzherzog Franz Karl und Mutter des 
künftigen Herrſchers, wollte dem Greiſenregiment ein Ende bereiten 
und ihrem heißgeliebten älteſten Sohne den Weg zum Throne bah⸗ 
nen.?) Im Winter vor der Revolution hatte die Erzherzogin mit 
Metternich verhandelt, ohne vorerſt ihrer Wünſche Ziel zu erreichen. 
Die Erzherzogin, die vor dem Jahre 1848 mit den reformfreund⸗ 
lichen Adeligen in Verbindung ſtand, war die Tochter des Königs 


E. V. Zenker, Die Wiener Revolution in ihren ſozialen Voraus⸗ 
ſetzungen. Wien 1897. 

2) H. v. Zwiedineck-Südenhorſt, Deutſche Geſchichte von 1806— 1871. II. 
Stuttgart. 

3) Heinrich Friedjung, Oſterreich von 18481860. I. Stuttgart 1908. 
Dieſes vorzügliche Werk wurde vielfach zur e unſerer Darſtellung 
in den erſten drei Kapiteln genommen. 
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Max I. von Bayern und die Schweſter der Königinnen von Preu- 
ßen und Sachſen. Vor dem Sturmjahre erfreute ſie ſich der Sym- 
pathien der Bevölkerung, ſoweit dieſe ſich nach einem Syſtemwechſel 
ſehnte. Möring widmete ihr ſogar die „Sibylliniſchen Bücher aus 
Oſterreich“, die zu den Vorboten der Revolution gehörten. Während 
der großen Staatskriſe von 1848 zeigte ſich die Erzherzogin in ihrer 
vollen Energie; an dem Hoflager in Innsbruck war ſie ſozuſagen 
der einzige Mann. Nach zwei Richtungen hin entfaltete ſie ihre 
Beſtrebungen. Den Söhnen wollte ſie zu Glanz und Ruhm ver- 
helfen, um im Mutterglücke Befriedigung finden zu können, und 
die römiſch⸗katholiſche Kirche ſollte zu vermehrter Macht, zu ge— 
ſteigertem Anſehen gelangen, denn Sophie hatte aus ihrer bayriſchen 
Heimat ein frommes Gemüt und Neigungen zum Klerikalismus 
mitgebracht. Im Leben der Erzherzogin war das Jahr 1848 ein 
bedeutſamer Wendepunkt: der politiſche Frühling, der den Völkern 
Oſterreichs — freilich nur für kurze Zeit — die Erfüllung ihrer 
Wünſche näher rückte, beſcherte der klugen, zielbewußten Thron— 
folgersgattin die Verwirklichung ihrer ſtolzen Träume: ſie wurde 
für lange Zeit die mächtigſte Frau in Sſterreich, die maßgebendſte 
Beraterin des jungen Kaiſers, ihres Sohnes Franz Joſef. 


II. Großöſterreichiſche Politik. 
A. Die Revolution. 


Louis Philipps Glückſtern erloſch am 24. Februar 1848. An die⸗ 
ſem Tage legte der Bürgerkönig die franzöſiſche Krone zugunſten 
ſeines Enkels nieder. Die Kunde von der jähen Staatsumwälzung, 
die in Paris zur Begründung der Republik führte, durchlief, ſo 
ſchnell es in der Zeit der Poſtkutſche ging, das erſtaunte Europa. 
Auf dem Boden Italiens, in Süddeutſchland und Preußen, in 
Oſterreich und Ungarn konnte die unerwartete Mitteilung nicht ohne 
Wirkung bleiben. Ein Feuerſtrahl war aufgezuckt, der nun krachend 
in die gefüllten Pulverfäſſer fiel. 

In den habsburgiſchen Landen wurde es zuerſt im Preßbur— 
ger Reichstag lebendig. Der machtvolle Aufrührer der magya⸗ 
riſchen Nation, der gewaltige Agitator Ludwig Koſſuth, hielt am 
3. März eine bedeutungsvolle Rede, die mit dem „Wiener Re⸗ 
gierungsſyſtem“ ſcharf ins Gericht ging und mit glühender Leiden⸗ 
ſchaft für die Freiheit der Völker und die konſtitutionelle Staats⸗ 


6 II. Großöſterreichiſche Politik 


form eine e Lanze brach. In Prag war ſchon am 8. März eine 
politiſche Verſammlung einberufen worden, zu der die Bevölkerung 
öffentlich eingeladen wurde. So etwas hätte man im alten Oſter⸗ 
reich nicht für möglich halten ſollen, und in der Aktion kam ja 
auch wirklich das neue Oſterreich zum Vorſchein. Die Verſamm⸗ 
lungseinladungen gingen vom „Repeal“ aus, der urſprünglich eine 
Tiſchgeſellſchaft zum Zwecke „patriotiſcher Unterhaltung“ bildete 
und erſt in der Folge zu einem geheimen radikalen Vereine ge⸗ 
worden war.!) In den Abendſtunden des 11. März fand die Volks⸗ 
verſammlung im Saale des Wenzelsbades ſtatt. Ein Ausſchuß von 
Bürgern deutſcher und tſchechiſcher Nationalität wurde zur Ab⸗ 
faſſung einer Petition eingeſetzt. Der Stein, der das baufällige Ge⸗ 
bäude des Abſolutismus zertrümmern mußte, war ins Rollen ge⸗ 
kommen. 

Das Wiener Bürgertum hatte ſich gleichfalls aufgerafft. An 
6. März wurde in der Monatsverſammlung des niederöſterreichi⸗ 
ſchen Gewerbevereines in Anweſenheit des beliebten Erzherzogs 
Franz Karl und des Grafen Kolowrat über eine Adreſſe berater, 
die an die Regierung die Bitte um zweckmäßige Maßregeln richter. 
Von den Mitgliedern des „Juridiſch-politiſchen Leſevereines“ wer 
eine Petition vorbereitet worden, die in ihrem erſten Entwurfe 
von Bauernfeld, in ihrem letzten von Dr. Alexander Bach herrühre. 
Dieſer Verein war den Behörden ein Dorn im Auge, weil ſich n 
ihm verſammelte, was Wien an politiſch-regen Geiſtern aufwis. 
Er repräſentierte die Intelligenz, und es entſprach auch ganz der 
Wünſchen des beſitzenden Bürgertums, wenn die Forderung nag 
einer alle Klaſſen und Intereſſen der Völker vertretenden Körper 
ſchaft aufgeſtellt wurde. Das entſcheidende Wort fiel jedoch der 
Studenten an der Wiener Univerfität zu, die im Jahre der Re 
volution eine hiſtoriſche Rolle zu ſpielen berufen waren. Die afe 
demiſche Jugend legte in einer Denkſchrift dar, daß die Verwir⸗ 
lichung der Freiheit ein dringendes Bedürfnis ſei, und forderte des⸗ 
halb Preß⸗, Rede-, Lehr⸗, Lern- und Glaubensfreiheit und ein 
allgemeine Volksvertretung. 

So rückte der 13. März heran, der Tag, an dem einſtens * 
begabte Reformkaiſer Joſef II. das Licht der Welt erblickte und 
an dem ſich jetzt die niederöſterreichiſchen Stände zu einer denkwür⸗ 
digen Sitzung verſammelten. Am frühen Morgen zogen ſchon dichte 


1) M. Bach, Geſchichte der Wiener Revolution. Wien 1898. 


; 
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f Menſchenſcharen durch die Herrengaſſe zum Landhauſe; Adolf Fiſch⸗ 


hof, ein bis dahin unbekannter Sekundararzt im Allgemeinen Kran⸗ 
kenhauſe, war der erſte, der den Mut zu einem freien, richtung⸗ 
gebenden Worte fand; er hielt im Hofe eine flammende, ſeither 
berühmt gewordene Rede, die jeden Mutloſen in die politiſche Kin⸗ 
derſtube verwies.) Hierauf wurde Koſſuths zündender Proteſt gegen 


den Abſolutismus vorgeleſen. Auch oben im Ständeſaale ging es 
lebhaft her; als die Maſſen, durch eine alarmierende Nachricht 
aufgeſchreckt, die Stiegen und Gänge des Landhauſes zu ſtürmen 


begannen, beſchloſſen die Ständemitglieder nach der Hofburg zu 
ziehen und beim Kaiſer perſönlich vorzuſprechen.?) Voran der Land⸗ 
marſchall Graf Montecuccoli und der 70jährige Graf Hoyos, das 
goldene Vließ um den Hals und den Leopoldsorden auf der Bruſt, 
ſo durchzog die merkwürdige Gruppe die Menſchenreihen und den 
Truppenkordon, durch den die Hofburg abgeſchloſſen war. Nicht 
viel ſpäter hatte ſich in der Umgebung des Landhauſes eine furcht⸗ 
bare Szene entwickelt. Zwiſchen dem zur Herſtellung der Ordnung 
anrückenden Militär und der zuſammengepferchten Menſchenmenge 
begannen Reibereien; die Soldaten ſchoſſen, und fünf Opfer, vier 
Männer und eine alte Frau, hauchten ihr Leben aus. 

In der Hofburg herrſchte vollkommene Ratloſigkeit. Abord⸗ 
nungen kamen und gingen, Beratungen der Staatskonferenz fan⸗ 
den ſtatt und nach vielem Feilſchen und Drängen wurde noch am 


13. März der erſehnte Rücktritt Metternichs bewirkt. Ein weiteres 


Zugeſtändnis betraf die Bewaffnung der Studierenden, die Ver⸗ 
ſtärkung des Bürgerkorps ſowie die Berufung eines Komitees, 
das die einzuführenden Reformen in Erwägung ziehen ſollte. Die 
Mitteilung dieſer Freudenbotſchaft, die am anderen Tage von der 
„Wiener Zeitung“ gebracht wurde, verfaßte Anton Ritter v. Schmer⸗ 
ling, den das Schickſal ſo an die Wiege der jungen Freiheit ge⸗ 
ſtellt hatte.?) Am 14. März tagte in der Hofreitſchule die erſte 


Wiener Volksverſammlung, 2000 Bürger der inneren Stadt fanden 
ſich zuſammen, um ſich in die Nationalgarde einreihen zu laſſen. 
Einige Stunden nachher wurde nach längerem Sträuben die Auf⸗ 
Wang der Zenſur, ſpäter die Preßfreiheit bewilligt. Am nächſten 


1) Richard Charmatz, Adolf Fiſchhof, das Lebensbild eines öſterreichi⸗ 
ſchen Politikers. Stuttgart 1910, Cotta. 
8 2) Anton Springer, Geſchichte Oſterreichs ſeit dem Wiener Frieden. II. 
eipzig 1867. 
Ki Alfred Ritter von Arneth, Anton Ritter von Schmerling. Wien 1895. 
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Tage endlich konnte um 5 Uhr nachmittags ein kaiserliches Mani- 
feſt verkündet werden, das die Vorkehrungen zum „Behufe der 


* 
‚sus, 


—— 


Konſtitution des Vaterlandes“ als bereits getroffen bezeichnete. 
Abgeordnete aller Provinzſtände unter verſtärkter Beteiligung des 
Bürgertums ſollten ſich in Wien einfinden. Während in der Hof⸗ 
burg die erſten ſchüchternen Schritte zur Aufräumung mit dem 


Plunder der Vergangenheit unternommen wurden, lohten in den 
Vorſtädten Flammengarben auf. Das Proletariat, dem man den 


Gang in die innere Stadt verwehren wollte, hatte mehrere Fabrik 


gebäude in Brand geſteckt. 
Oſterreich ſollte ein konſtitutioneller Staat werden. Wie aber 


war die Grundlage zu geſtalten, wie das Gerüſt zu zimmern, wie 


der Aufbau zu vollziehen? Auf dieſe Frage konnte in den erſten 
Tagen nach dem Sturze des Staatskanzlers wohl niemand be⸗ 
friedigenden Aufſchluß geben, denn die Oppoſition hatte ſich nur 
in der Kritik des Beſtehenden geübt und nicht gedacht, daß die 
Aufgabe des Schaffens mit einem Male herantreten könnte. Erſt 
allmählich läuterten ſich die Anſichten und die nebelhaften Vorſtel⸗ 
lungen verdichteten ſich zu klaren Forderungen. Die neue Regie⸗ 
rung, die in den Vordergrund trat, befand ſich freilich in einer 
ſchlimmeren Situation; ge hätte handeln jollen, doch dazu reichten 
ihre Kräfte nicht aus. Sie wurde nicht das treibende, ſondern 

getriebene Rad in der Staatsmaſchinerie. Der greiſe, tſchechen⸗ 


freundliche Graf Kolowrat, der am 21. März proviſoriſch das 


Miniſterpräſidium übernahm, machte eine ſchwächliche Figur; 
glücklich war auch nicht der Miniſter des Außern, Ficquelm 
gewählt, der bald Kolowrats Nachfolger wurde. Die wichtigſte Per. 
ſon in der Regierung bildete Freiherr von Pillersdorf, d 
das Miniſterium des Innern zufiel. Dieſer Staatsmann hatte de 
Ruf eines Liberalen, und Kaiſer Franz ſagte ſogar, ihm rn 
vorſichtig das? Illuminaten⸗(Aufklärerordens⸗ Diplom aus der Te 
heraus. Allein der Ruf ging in dieſem Falle weiter als der Man 


Ein Staatslenker, der die Regierungsepoche Kaiſer Ferdinands per: | 
den grünen Klee lobte, der ihr nachrühmte, daß ſie der Bevölkerung 6 


„materielles Wohlſein und ruhige Behaglichkeit“) ermöglicht hätte, 
konnte den Beruf eines fortſchrittlichen Miniſters nicht mit ganzem 
Herzen erfaſſen. 

RS ſorgenvolle Zeiten waren über Ofterreich hereingebro⸗ 


1) Freiherr von Pillersdorf, Handſchriftlicher Nachlaß. Wien 1863. 


r 


Die Revolution | 3 


chen. In Prag hatte ſich der Wenzelsbader Petitionsausſchuß in 
Permanenz erklärt, und ſeine Komiteeſitzungen wurden zu Volks- 
enmumgen, weil die Maſſe in den Beratungsſaal jtrömen 
durfte. In ihr verfügten die Tſchechen über das Übergewicht, und 
dadurch wurde der Ausſchuß allgemach ins tſchechiſch⸗chauviniſtiſche 
Fahrwaſſer gelenkt. Die Tſchechen benützten die Tage der freien 
Regſamkeit zur kräftigen Betonung ihres Nationalismus, der in 
den Jahrzehnten des nachjoſefiniſchen Abſolutismus großgezogen 
worden war.!) Eine nationale Kleidung wurde eingeführt, wie denn 
alles mit dem nationalen Stempel verſehen ward. In die der- 
maßen veränderte Hauptſtadt Böhmens kehrten die Mitglieder der 
nach Wien entſandten Abordnung zurück, die auf ihre Petition keinen 
befriedigenden Beſcheid erhalten hatten. Eine zweite Deputation 
wurde nach der Hauptſtadt des Reiches geſchickt, deren Führung 
Faſter und Trojan übernahmen. Nun gelang es, das kaiſerliche 
Kabinettſchreiben vom 8. April zu erwirken, deſſen ſich die Tſche⸗ 
chen in den folgenden Jahrzehnten wiederholt erinnerten. Darin 
wurde die Errichtung verantwortlicher Zentralſtellen in Böhmen 
zugeſagt und die Gleichberechtigung der deutſchen und tſchechiſchen 
Nation gewährleiſtet. Die Ständeverſammlung ſollte in eine reprä— 
ſentative Körperſchaft umgewandelt werden, indem zu den Stän— 
den der Geiſtlichen, Herren und Ritter freigewählte Vertreter der 
ſtädtiſchen und ländlichen Bevölkerung hinzuzutreten hatten. Das 
Wahlrecht war nicht zu weitherzig; in den Städten wurde das Bür⸗ 
gerrecht, auf dem Lande die Leiſtung einer direkten Steuer zur 
Vorausſetzung gemacht. Inzwiſchen erweiterte ſich der Petitionsaus— 
ſchuß zu einem nationalen Ausſchuſſe, der in Wirklichkeit die Re⸗ 
gierung Böhmens vorſtellte. 

In Galizien blieben revolutionäre Zuckungen gleichfalls nicht 
aus. Lemberg war ſchon am 18. März der Schauplatz großer 
Kundgebungen, die jedoch den Statthalter Grafen Franz Stadion 
durchaus nicht aus dem Gleichgewichte brachten. Krakau ſah am 
29. März ein Nationalkomitee entſtehen. Aber Graf Stadion über- 
raſchte mit einem vom 18. April datierten Erlaſſe des Miniſteriums 
des Innern, der vom 15. Mai ab in Galizien alle aus dem Unter- 
tänigkeitsverhältniſſe entſpringenden Abgaben und Leiſtungen auf- 
hob. Dadurch gewann die Regierung die polniſche und rutheniſche 
Bauernſchaft für ſich und die nationalen Erhebungspläne des pol— 

1) Richard Charmatz, Deutſch⸗ öſterreichiſche Politik. Leipzig 1907, Duncker 
& Humblot. 
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niſchen Adels wurden erſtickt. Trotzdem kam es in Krakau am 
26. April zu einem blutigen Barrikadenkampfe, der mit dem Siege 
des Militärs endete. Den Anſtoß zum Aufruhr hatte eine Ver⸗ 
fügung gegeben, die der ſtarken Zuwanderung revolutionärer pol- 
niſcher Elemente nach Oſterreich entgegenzuwirken ſuchte. Auch über 
die italieniſchen Provinzen Sſterreichs brauſte der Sturm hin. 
Graf Radetzky mußte ſich in der zweiten Hälfte des März aus 
Mailand zurückziehen, während faſt gleichzeitig in Venedig der ita⸗ 
lieniſche Patriot Manin als Präſident ausgerufen ward. f 

Stärker als die öſterreichiſchen Fragen berührte die Wiener Boli- 
tiker im April das Problem des einigen Deutſchland. Er⸗ 
wartungsvoll blickte man nach Frankfurt a. M. Vom Wiener Ste- 
fansturme wehte ein ſchwarz-rot-goldenes Banner herab, und auch 
die Studenten erglühten in edler nationaler Begeiſterung. In dieſen 
Tagen ſchien es, als würde ſich der alt-ehrwürdige Staat der Habs⸗ 
burger in ſeine Beſtandteile auflöſen! Ungarn hatte ſein eigenes 
Miniſterium, in Böhmen ſonderten ſich die Tschechen immer mehr 
und mehr, die italieniſchen Reichsteile waren abgefallen, die Deutſch⸗ 
Oſterreicher gaben ſich ganz dem deutſchen Zuſammengehörigkeits⸗ 
gefühle hin. Kein Wunder, daß ſich manchem Patrioten, der in 
einem freien Oſterreich ſein Ideal ſah, das Herz zuſammenkrampfte. 
Aus ſolcher Stimmung heraus ſchrieb Leopold von Hasner einen 
Artikel, der die vielſagende Überſchrift trug: „Ein Königreich für 
einen Oſterreicher!“ 

Am 25. April löſte die Regierung durch die Veröffentlichung 
der erſten öſterreichiſchen Verfaſſung das in des Märzes Mitte 
gegebene Verſprechen ein. Das Verdienſt der Urſprünglichkeit wurde 
von Pillersdorf ausdrücklich zurückgewieſen. Er hatte ſich einfach 
an das belgiſche Vorbild gehalten. Die Verfaſſung bedeutete den 
vollen Bruch mit der Vergangenheit, denn ſie gewährte alle gefor- 
derten Arten der Freiheit; ſie brachte verantwortliche Miniſter, 
einen Reichstag und Schwurgerichte. Der Reichstag ſollte aus zwei 
Kammern beſtehen, aus einem Senate und aus einem Abgeordneten⸗ 
hauſe, deſſen 383 Abgeordnete aus Wahlen, die auf der Volkszahl 
und Vertretung der „ſtaatsbürgerlichen Intereſſen“ beruhen ſollten, 
hervorzugehen hätten. Anfangs mit Gleichgültigkeit aufgenommen, 
erregte die Aprilverfaſſung bald den Unwillen der demokratiſch ge⸗ 
ſinnten Bürger und der Studenten. Man nahm an dem Oktroi An⸗ 
ſtoß und rügte das Zweikammerſyſtem. Als am 11. Mai eine pro⸗ 
viſoriſche Wahlordnung erſchien, die indirekte Wahlen feſtſetzte und 
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Wallung. Dazu kam, daß die Regierung die Auflöſung des Wiener 
Zentralkomitees der Studenten und der Nationalgarde verfügte. 
All dies zuſammen führte zu dem Volksauflaufe vom 15. Mai, 
durch den der jeder Entſchiedenheit entbehrende Pillersdorf zur Zu— 
rücknahme ſeines Auflöſungsbefehles und zur Zuſicherung gedrängt 
wurde, daß er das Wahlrecht abändern und einen bloß aus einer 
Kammer beſtehenden konſtituierenden Reichstag einberufen werde. 
Die ſtürmiſchen Vorgänge bewogen die kaiſerliche Familie zur Flucht 
nach dem ruhigen Innsbruck. In Wien ſtellten ſich mittlerweile 
zwei bekannte Männer bloß — Häfner, der Herausgeber des lang— 
weiligen und dennoch biſſig geſchriebenen Tagblattes „Conſtitution“, 
das im Revolutionsjahre wohl ſein Format, nicht aber ſeinen Radi⸗ 
kalismus änderte, und Tuvora, gleichfalls ein radikaler Journaliſt 
— durch den mißglückten Verſuch, die Regierungsgewalt zu ſtürzen 
und den Übergang zur Republik anzubahnen. 

Am 26. Mai konnte man in Wien an allen Straßenecken Pla⸗ 
kate finden, durch die die akademiſche Legion aufgelöſt wurde. Doch 
Studenten und Arbeiter vereinigten ſich zum bewaffneten Wider- 
ſtande, Barrikaden ſtiegen in die Höhe, es wurde ernſt. Ruhe ſetzte 
erſt ein, als das Miniſterium von ſeinen Anordnungen zurücktrat. 
Pillersdorf ſelbſt antwortete auf die Frage, was geſchehen ſolle, 
um die Ordnung wiederherzuſtellen, daß es denjenigen, die die Be⸗ 
wegung hervorgerufen haben, überlaſſen bleiben müſſe, die Gemüter 
zu beſänftigen. Dieſe Bemerkung gab den Anſtoß zur Bildung des 
Sicherheitsausſchuſſes, der in den nächſten Wochen unter Adolf 
Fiſchhofs und des jungen Willner Führung großen beruhigenden 
Einfluß gewann. Auch das Wahlgeſetz, das am 1. Juni erlaſſen 
wurde, befriedigte nicht; doch die ängſtliche Regierung willigte ein— 
einhalb Wochen ſpäter ein, daß die Beſchränkung des Stimmrechtes 
wegfalle; die „braven Arbeiter“ durften zur Urne gehen. 

Zum Schauplatze wichtiger Ereigniſſe wurde nun das goldene 
Prag. Am 29. Mai hatte ſich hier ein proviſoriſcher Regierungsrat 
gebildet, dem Palacky, Rieger, Brauner, Strobach und andere ange— 
hörten. In der Moldauſtadt verſammelte ſich auch der Slawenkon— 
greß, der weit über ſeine urſprünglichen Ziele hinausgriff. In Prag 
bereitete ſich damals eine revolutionäre Bewegung vor, die dem 
Militär zu einem Siege verhalf. Die Prager Junitage gehörten der 
tſchechiſchen Jugend, deren Führer Karl Sladkowsky nach bewährten 
Wiener Muſtern vorging, nur daß er ſie ins Tſchechiſche überſetzte. 
2 * 
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Es kam zum offenen Kampfe mit dem Militär, und die Wiener 
Regierung entſendete den General Mensdorf als Vermittler. Ihm 
gelang es am 15. Juni, die Tſchechen zur Räumung der Barrikaden 
zu veranlaſſen, wogegen die Entfernung des Fürſten Windiſchgrätz 
zugeſtanden wurde, der das militäriſche Kommando innehatte. Im 
letzten Augenblicke aber brach ein neues Geplänkel aus, und die Gra⸗ 
naten der Kanonen fällten die Entſcheidung. Windiſchgrätz beheup⸗ 
tete das Feld, er wurde zum Diktator Böhmens. 

Fürſt Alfred Windiſchgrätz war bereits in den Märztagen in 
Wien mit unumſchränkten Vollmachten ausgeſtattet worden; er hatte 
am 14. März den Belagerungszuſtand über die Hauptſtadt ver⸗ 
hängt. Doch die Erzherzogin Sophie ſtellte ſich ihm damals entgegen, 
und der vom Volke gehaßte Ariſtokrat mußte ſich zurückziehen. In 
Prag legte der Fürſt imponierende Kaltblütigkeit an den Tag; er 
ſah, wie ſeine Gemahlin von einer Kugel getroffen tot zuſammenſank 
und unterdrückte dennoch das Rachegefühl. Als Feldherr ohne jon- 
derliche Begabung, war er trotzdem eine Stütze der Armee und 
Reaktion. Ungeheure Macht ging von dem Fürſten aus, den Amerling 
gebieteriſch auf einem hohen Schimmel ſitzend, mit einem weißen 
Mantel auf dem Rücken, in der Rechten den ihm vom Kaiſer geſchenk⸗ 
ten Marſchallſtab haltend, gemalt hat. Der klerikale Windiſchgrätz, 
dem man den Ausſpruch in den Mund legte, daß der Menſch erſt 
beim Baron beginne, ſtellte ſich hartnäckig allen Neuerungen ent⸗ 
gegen, und in den erſten Jahren des Rückſchrittes fiel ſein Wort 
gewichtig in die Wagſchale. 

Auch an Radetzkys Fahnen heftete ſich endlich der Sieg. Im 
Juni ſtand er wieder in Verona, und am 5. Auguſt mußte König 
Carlo Alberto Mailand räumen. Der Glaube der öſterreichiſchen 
Dynaſtie an die Armee ſchien neugeſtärkt, und dieſe begann wieder 
ihre Kraft zu fühlen. Grillparzers Verherrlichung der Heere Ra- 
degfys iſt bekannt; in jener Zeit erſchien auch Marſanos heraus⸗ 
forderndes Soldatenlied, das lautet: 

Ihr Bürger Wiens, wir warnen euch, 

Ihr mögt's auf der Aula erzählen: 

Bedenket, daß Wien nicht Oſterreich 

Und daß ihr uns nichts zu befehlen. 
Sollte dieſe Mahnung nicht beherzigt werden — hieß es weiter —, 
dann würde die Armee Gericht halten. 

Immer näher kam der Zuſammentritt des erſten öſterreichiſchen 
Reichstages. Am 15. Juni erſchien eine Proklamation des Kai⸗ 
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ſers, die für die Dauer ſeiner Abweſenheit von Wien den Erzherzog 
Johann mit voller Regierungsvollmacht ausſtattete. Etwa drei Wo⸗ 
chen nachher wirkten der Sicherheitsausſchuß und die demokrati— 
ſchen Vereine auf den Sturz der Regierung Pillersdorf hin; An- 
fangs Mai war Pillersdorf Miniſterpräſident geworden, denn Fic— 
quelmont hatte der Wille des Volkes hinweggeſchwemmt. Nun 
tauchte Mitte Juli das Miniſterium Doblhoff auf. Freiherr von 
Doblhoff war ſowohl dem Hofe als dem liberalen Bürgertume, das 
ſich von der Straße fern hielt, genehm; Weſſenberg, der greife Mi- 
niſter des Außern, genoß in Innsbruck Anſehen, während Alexander 
Bach, der Juſtizminiſter, das Vertrauen der Demokraten beſaß und 
zu den Göttern des Blattes „Conſtitution“ gehörte. Am 10. Juli 
fand die vorbereitende Sitzung des Reichstages in Wien ſtatt. Der 
vierte Teil der Verſammlung zählte zum Bauernſtande, und nicht 
einmal die Hälfte konnte ſich der deutſchen Mutterſprache berühmen. 
Das Präſidium des Parlaments in der Hofreitſchule wurde durch 
Wahlen aus dem unfähigen Wiener Advokaten Schmitt, aus dem 
Tſchechen Strobach und aus dem Polen Smolka zuſammengeſetzt. 

Den wichtigſten Verhandlungsgegenſtand des erſten Parlaments 
bildete die Befreiung des Bauernſtandes: der jüngſte Ab⸗ 
geordnete, Hans Kudlich, ſtellte am 26. Juli den Antrag, das 
Untertänigkeitsverhältnis ſamt allen daraus entſpringenden Rechten 
und Pflichten aufzuheben. Kudlich war der Sohn eines wohlhaben⸗ 
den Bauern, der zwei Wirtſchaften beſaß, obwohl dies das Geſetz 
eigentlich nicht geſtattete. Um die Kinder dem entwürdigten Bauern⸗ 
ſtande zu entreißen, ließ der Vater zwei ſeiner Söhne ſtudieren. 
Vom Hörſaale hat Kudlich auch den Sprung in die Politik getan; 
ein ſchleſiſches Mandat war ihm zugefallen. Nach bewegten Sitzun⸗ 
gen, bei denen die Konſervativen eifrig für ihre ererbten Rechte 
eintraten, kam endlich am 7. September ein Geſetz zuſtande, das 
den Bauern die Laſten abnahm; allerdings ſollten die Gutsherren 
entſchädigt werden. Kudlich zu Ehren wurde ein Fackelzug veran⸗ 
ſtaltet, den die Bauernzeitung vom 13. September angeregt hatte. 
Aus den verſchiedenſten Richtungen waren Abordnungen herbei⸗ 
geeilt, auch eine Schar weißgekleideter Landmädchen fehlte nicht.“) 
Die Bauern waren die einzige Berufsklaſſe, der die Umwälzung von 
faſt unmittelbar wirkendem und dauerndem Segen war. Sie haben 


1) Hans Kudlich, Rückblicke und Erinnerungen. II. Wien 1873. 
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ſind bei den Entſcheidungskämpfen ferne vom Schuſſe geweſen, und 
doch: die Ernte fiel ihnen zu! Nach dem Septemberrauſche zogen 
ſich die Bauern vollends zurück. Als Kudlich einen Monat nach der 
Annahme des befreienden Geſetzes bei den Landleuten in Nieder⸗ 
öſterreich und Oberöſterreich um Unterſtützung für das bedrängte 
Wien warb, als er einen freiwilligen Landſturm ausheben wollte, 
da predigte er tauben Ohren. Nicht die Demokratie, die Reaktion 
hatte durch die zweite große Bauernbefreiung Rückhalt gewonnen. 

Am 11. September überſchritt Jellaé ic, der poetiſch veranlagte 
tapfere Banus von Kroatien, die Drau, um mit ſeinem Heere ins 
Innere Ungarns vorzudringen. Der Kampf gegen die aufſtändiſchen 
Magyaren ſollte nun aufs heftigſte entbrennen. In der ſchwierigen 
Lage, in der ſich der von allen Seiten bedrohte Herrenſtamm Un⸗ 
garns befand, ſchien ſelbſt Koſſuth der Mut zu ſinken. Er verlangte 
vom ungariſchen Miniſterpräſidenten Batthyany einen Paß zur 
Reiſe ins Ausland, der ihm jedoch verweigert wurde. So blieb er 
im Lande, das er auf die Bahn der Empörung ſtieß. Gegen die 
Magyaren ſollten am 6. Oktober auch von Wien aus deutſche Trup⸗ 
pen geſandt werden; italieniſche waren ſchon früher abgegangen. 
Die Wiener wollten es jedoch nicht zulaſſen, daß man den Magyaren 
in den Rücken falle, und ſo läutete denn die große Glocke des Stephans⸗ 
turms zum Kampfe, zum Sturme. Der Kriegsminiſter Graf La⸗ 
tour wurde aus dem Miniſterium herausgeſchleppt und von der 
fanatiſchen Menge gehenkt; ſelbſt die Abgeordneten Fiſchhof, Smolka 
und Borroſch, die zu ſeiner Rettung herbeigeeilt waren, hatten das 
Unheil nicht mehr abzuwenden vermocht, ebenſo wie der Rücktritt des 
Miniſters von ſeinem Amte die erbitterten Maſſen nicht beruhigen 
konnte. Das nächſte Ziel der aufgeregten Menge bildete nun die Er- 
ſtürmung des feſten Zeughauſes, das kaiſerliche Truppen und Na⸗ 
tionalgarde bewachten. Nach einem Kampfe, der bis in die Nacht 
dauerte, war das Werk gelungen, und die bedeutenden Waffenvorräte 
des Zeughauſes fielen in die Hände der Volksmaſſe. So hatte der 
6. Oktober mit einem vollen Erfolge der unterſten Schichten ge⸗ 
endet; man ſprach von einem Triumphe der Demokratie. Becher 
ſchrieb im „Radikalen“: „Das Volk hat ſich einen Glorienſchein ums 
Haupt geſchlungen, die Reaktion hat ihre Scheinglorie eingebüßt.“ 

Für die nächſten Wochen riſſen das eigentlich führerloſe Prole— 
tariat und Kleinbürgertum die Herrſchaft an ſich, denn der Reichs- 
tag, der Gemeinderat und der Studentenausſchuß, deſſen konſerva⸗ 
tive und tſchechiſche Mitglieder Wien mattherzig verließen, beſaßen 
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nur geringes Anſehen. Am 7. Oktober floh der Hof, der mittler— 
weile nach Wien zurückgekehrt war, zum zweitenmal aus der Reſi⸗ 
denz; nach Olmütz ging die Fahrt. Ebenſo ſuchten Doblhoff, Weſſen⸗ 
berg und Bach das Weite. In der allgemeinen Verwirrung wurden 
von der Umgebung des Kaiſers alle Hebel in Bewegung geſetzt, um 
Wien zu unterwerfen. Jellaéic und Windiſchgrätz rückten gegen die 
von den extremen Demokraten ſchlecht beratene Stadt heran. Die 
Wiener Nationalgarde bereitete ſich nur unſchlüſſig zur Abwehr vor; 
den demokratiſchen Vereinen war die Wahl des träumeriſchen Wenzel 
Meſſenhauſer zum Oberkommandanten zu danken. Da Wien von 
den Provinzen faſt ganz im Stiche gelaſſen wurde und die von den 
Magyaren verſprochene Hilfe in der entſcheidenden Zeit ausblieb, 
war die Stadt zu ausſichtsreichem Widerſtande zu ſchwach; zudem 
entſtand eine ſehr fühlbare Not an Lebensmitteln. Der vollſtändige 
Stillſtand aller geſchäftlichen und gewerblichen Tätigkeit bedrückte 
die Gemüter. Immer kleinlauter wurde deshalb die Stimmung in 
der bedrängten Hauptſtadt, die ſich für die falſch verſtandene Frei— 
heit des Staates und ſeiner Bürger ein großes Opfer zu bringen 
anſchickte. 

Am 20. Oktober unterfertigte Windiſchgrätz eine Proklamation, 
die über Wien den Belagerungszuſtand verhängte und das Stand— 
recht androhte. Eine größere Zahl radikaler Perſonen ſollte aus— 
geliefert werden. Der Reichstag proteſtierte gegen die Verfügungen 
des Feldmarſchalleutnants, aber Windiſchgrätz ſtützte ſich auf das 
Schwert. Er hatte unterdeſſen ſein Lager in Hetzendorf aufgeſchla— 
gen, von wo aus er eine neue Proklamation erließ. Eine 48ſtündige 
Bedenkzeit wurde Wien eingeräumt; ſollte innerhalb dieſer Friſt die 
Übergabe der Stadt und die Auslieferung der geforderten Männer 
nicht erfolgen, dann würden die Kanonen ſprechen. Am 26. begann 
denn auch ein erbitterter Kampf und am 28. hatte der bedächtig 
operierende Feldherr bereits die Vorſtädte erobert und ſeine Kolon— 
nen bis zur inneren Stadt vorgeſchoben. Zwei Tage ſpäter konnte 
er nach Olmütz an das kaiſerliche Hoflager telegraphieren: „Wien 
hat ſich unbedingt unterworfen, die kaiſerlichen Truppen beſetzen 
bereits die Stadt.“ Indes, noch einmal flackerte die Kampfesluſt 
des Proletariats und der mit ihm gemeinſame Sache machenden 
Studenten auf, denn am Nachmittage des 30. Oktober ſchien es, 
als würde von Ungarn her Erlöſung winken. Als aber ein Teil der 
Magyaren, der verſpätet und zaghaft zu Hilfe gekommen und gegen 
die Wien belagernden kaiſerlichen Truppen vorgedrungen war, bei 
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Schwechat von „paniſchem Schrecken“ erfaßt, das Weite ſuchte, war 
das Schickſal der Hauptſtadt entſchieden. Am 31. Oktober zog Win⸗ 
diſchgrätz in Wien ein. Die ſchwarzrotgoldenen Fahnen verſchwan⸗ 
den, Schwarz-Gelb wurde Trumpf! Schwer legte ſich die Hand 
des Siegers auf die bezwungene Stadt, blutige Rache wurde genom⸗ 
men. Wenzel Meſſenhauſer, die Journaliſten Julius Becher und 
Hermann Jellinek ſtarben für ihr Freiheitsſehnen. Robert Blum — 
den die Frankfurter Linke mit dem Dichter Moritz Hartmann, Julius 
Fröbel und Alb. Trampuſch nach Wien geſchickt hatte — mußte 
gleichfalls ſein Leben laſſen. Jede Erinnerung an die Revolution 
ward ausgemerzt. Angſtlich hielten ſich die Bürger zurück, um nicht 
von den vielen feilen Bütteln bei politiſchen Betrachtungen erſpäht 
zu werden. Feige mied man die führenden Männer der Sturmzeit, 
denen nun ſelbſt die beſten Bekannten von früher gefliſſentlich aus⸗ 
wichen.!) Nach dem Sonnenſcheine der Freiheitswochen ſchoben ſich 
die Wolken der Reaktionsperiode langſam, doch dichter und dichter 
heran. 
Was war aus den Trägern der Wiener Revolution geworden? 
Die Studenten, die mit dem Rechte der Jugend allzu ungeſtüm ver⸗ 
fuhren, die den Übergang vom patriarchaliſch-abſolutiſtiſchen Sy⸗ 
ſteme zur reinen Demokratie am liebſten mit einem Rucke vollzogen 
| hätten und deshalb alles verwirkten, mußten in den Schatten zurüd- 
treten. Das bunte Getriebe, das in der Aula im zweiten Viertel 
| des Revolutionsjahres bemerkbar war, wurde für lange Jahre durch 
\| das kleinmütige Schleichen einer von Polizeiſpionen umgebenen 
\' Hörerſchaft abgelöſt. Die Arbeiter, die ſchon im Auguſt mit dem 
Bürgertume zuſammengeſtoßen waren — als die Löhne für die nutz⸗ 
loſen Erdarbeiten herabgeſetzt wurden —, mußten zwei Jahrzehnte 
warten, ehe ſie vorerſt bloß mit ſchwacher Hand in die Politik ein⸗ 
greifen konnten. Der Radikalismus des Mittelſtandes hatte ſich in 
dem einen Jahre ausgetobt; die kleingewerblichen Demokraten füg⸗ 
ten ſich dumpf in die neue Ordnung; einzelne von ihnen ſchloſſen 
ſogar mit dem Rückſchritte ihren Seelenfrieden ab. Das liberale 
Bürgertum, das vor der Revolution von einer friedlichen Volks⸗ 
herrſchaft unter großbürgerlicher Führung geträumt hatte, war durch 
die radikalen Regungen eingeſchüchtert worden; es beugte ſich knir⸗ 
ſchend, aber es gab ſeine Hoffnungen nicht auf. Doch all die Stim⸗ 


1) Franz Schuſelka, Deutſche Fahrten. Wien 1840. Der zweite inter⸗ 
eſſante Band iſt den Jahren 1848 und 1849 gewidmet. 
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mungen und Verſtimmungen verbargen ſich unter der Einwirkung 
des Belagerungszuſtandes. Die Mächte von 1848 gingen unter, 
die Mächte, die vor 1848 an der Oberfläche waren, kamen wieder 
empor und Fürſt Metternich wurde im September 1851 in Wien 
in Ehren aufgenommen. 


B. Die Reorganiſation Oſterreichs. 

Ein kaiſerliches Reſkript vom 22. Oktober ſchloß die Sitzungen 
des Reichstages in Wien. Das Parlament wurde für den 15. No- 
vember nach dem ſtillen mähriſchen Städtchen Kremſier einberufen. 
Im dortigen Schloſſe des Fürſtbiſchofs von Olmütz ſollten die Ab— 
geordneten des Volkes, losgelöſt von den Stürmern und Drängern 
der hauptſtädtiſchen Bewegungspartei, ihr Tagewerk fortſetzen. Bei 
Hofe hatte man ſich unterdeſſen entſchloſſen, Oſterreich einen neuen 
Kaiſer und ein neues Regiment zu geben. Fürſt Windiſchgrätz, der 
die Neugeſtaltung vorbereiten half, erfor ſeinen Schwager, den Für— 
ſten Felix Schwarzenberg, zum Miniſterpräſidenten. Am 
2. Oktober 1800 geboren, hatte der nunmehrige Lenker des Staates 
ſeine Jugendzeit mit manchem ſtaubaufwirbelnden Liebesabenteuer 
verbracht und dann als Diplomat Verwendung gefunden. Das Jahr 
1848 traf ihn als öſterreichiſchen Geſandten in Neapel, und wer den 
abgelebten Mann mit dem müden Geſichte und den glanzloſen 
Augen damals ſah, hätte wähnen müſſen, daß dieſer ſchlaffe Kör⸗ 
per niemals mehr zu kraftvollem Handeln fähig ſein würde; doch 
die Aufregungen dieſes ereignisſchweren Jahres wirkten wie ein 
Kitzel auf den Fürſten, der inmitten der Gefahren und Sorgen 
ſich ſelbſt wiederfand. Von Natur aus zum Herrſchen geſchaffen, 
ſtolz, voll Standesbewußtſein, aber klug erwägend und mit der Gabe 
beſchenkt, ſich ſcheinbar unterzuordnen, um deſto gewiſſer im rich⸗ 
tigen Augenblicke an fein Ziel zu gelangen: das war der Staats- 
mann, der die Brücke von der Reaktion zur Reaktion über die letz⸗ 
ten trägen Fluten der Revolution ſchlagen ſollte. 

Ihm zur Seite ſtand Franz Graf Stadion, der Sohn eines 
Miniſters. Von Jugend auf nervös und durch den Genuß des Da- 
ſeins geſchwächt, war er zuletzt geſundheitlich ſo ſehr herabgekommen, 
daß er ſich nur mehr künſtlich aufrechterhalten konnte und des 
Riechfläſchchens ſtändig bedurfte. Dieſer ausgezeichnete Mann be⸗ 
ſaß ein hohes Verſtändnis für praktiſche Arbeit. Als Statthalter ent- 
faltete er in Trieſt eine ſegensreiche Wirkſamkeit und in Galizien 
bewährte er ſich nicht weniger. Nun wurde dieſer bedeutende Kopf! 
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Miniſter des Innern im Kabinette Schwarzenberg. Stadion war 
von dem aufrichtigen Streben erfüllt, Oſterreich zu einem Verfaſ⸗ 
ſungsſtaate auszubilden; er hielt von ſeinen Standesgenuffen wenig 
und wollte ſich auf das reife Bürgertum ſtützen. In ihm fand der 
Kaiſerſtaat an der Donau den erſten Staatsmann der Mittelklaſſe, 
der zum erſten Male einen Mann bürgerlicher Herkunft — Alois 
Fiſcher — zum Statthalter machte, und zwar von Oberöſterreich. 
Wie ſehr auch Windiſchgrätz grollte: Stadion hielt an ſeiner kon⸗ 
ſtitutionellen Geſinnung feſt. Ein großes, mächtiges, einiges Ge— 
ſamtöſterreich mit einem Zentralparlamente, in dem das beſitzende 
Bürgertum vorherrſchen konnte, ſollte erſtehen. Den Partikularis⸗ 
mus der Königreiche und Länder hätten neu zu ſchaffende, national 
abgegrenzte Kreiſe zu brechen, in die das Schwergewicht verlegt wer— 
den konnte. Für die Kreiſe, Bezirke und Gemeinden ſollte eine weit- 
gehende Autonomie vorgeſehen werden. Stadion wollte dem Bür⸗ 
gertum ein umfaſſendes Selbſtbeſtimmungsrecht gewähren. Das 
wäre die Frucht geweſen, die es der Revolution zu danken gehabt 
haben würde. 

Eine führende Stellung war im nächſten Jahrzehnte Dr. Alex⸗ 
ander Bach beſtimmt. Als Juſtizminiſter ſchloß er ſich dem 
neuen Regime an; als Stadions Hirn zu früh verſagte, übernahm 
er — am 28. Juni 1849 — deſſen Portefeuille. Einer Bauern⸗ 
familie entſtammend, war er 1813 als Sohn eines wohlhabenden 
Wiener Advokaten zur Welt gekommen. Die Erhebung vom 26. Mai 
1848 hatte er mit beredter Zunge gefeiert, weil ſie den Willen des 
Volkes mit „leſerlicher Barrikadenſchrift“ zum Ausdrucke brachte. 
Die Oktoberrevolution drängte Bach zurück, aber dieſer war nicht 
der Menſch, ſich im Hintergrunde glücklich zu fühlen. Sein Ehrgeiz 
ließ ihn nicht ruhen. Als das Volk nichts mehr zu ſagen hatte, 
klammerte er ſich an die maßgebenden Gewalten. Bach brach mit 
ſeiner Vergangenheit; er, der offene Kopf, wurde für den Abſolu⸗ 
tismus, der ſich aufs neue über Sſterreich ausbreitete, in erſter 
Linie verantwortlich, ebenſo für den Klerikalismus, deſſen Diener 
er ward. Ein tüchtiger Organiſator, ein guter Verwaltungsbeamter, 
doch ein ſchlechter Charakter! Vom Volke gehaßt, von der dünkel⸗ 
haften Ariſtokratie als Emporkömmling mitleidig betrachtet, von 
den einen wegen ſeiner Vergangenheit, von den anderen wegen der 
Vergehen gegen ſeine demokratiſche Geſinnung ſcharf verurteilt, 
mußte er erleben, daß ſelbſt das wenige, das ihm zugute gehalten 
werden konnte, im Haſſe ſeiner Widerſacher unterging. 
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8 Wöter den Miniſterkollegen Schwarzenbergs muß noch der groß⸗ 
nie, ideenreiche, tatkräftige Freiherr von Bruckt) genannt 
werden, der als Miniſter für Handel und öffentliche Arbeiten in die 
Regierung eintrat. Er war der Sohn eines Handwerkers in Elber— 
feld, hatte ſich dem Buchhandel zugewendet und dann — auf der 
Fahrt zur Teilnahme an den griechiſchen Freiheitskämpfen begrif— 
fen — dauernd in Trieſt niedergelaſſen. Dort war es ihm geglückt, 
zum Gründer des Öfterreichifchen Lloyd zu werden und die ſoziale 
Stufenleiter raſch emvorzuklimmen, obwohl ihm, dem Proteſtanten, 
allerorten Mißgunſt entgegenwirkte. Eine große Geſtalt, mit blon— 
dem Haar und blauen Augen, bot er ein Bild deutſcher Kraft und 
Unternehmungsluſt. Als Handelsminiſter hat er ſich große, zum 
Teil bleibende Verdienſte erworben; manche bahnbrechende Tat 
und vor allem das Eintreten für die wirtſchaftliche Einigung Mittel- 
europas iſt mit ſeinem Namen verknüpft. 

Während der kurzen Zeit ſeiner Handelsminiſterſchaft war Bruck 
vom Glücke begünſtigter als fpäter, vom Jahre 1855 ab, da er als 
Finanzminiſter mit widerlichen Verhältniſſen zu kämpfen hatte. 

Die Regierung Schwarzenberg bereitete nun den Thronwechſel 
vor. Am 2. Dezember des Jahres 1848 vollzog ſich in Olmütz die 
Abdankung des Kaiſers Ferdinand, der zu dem jungen Erzherzog 
Franz Joſef nach der Verleſung der Dokumente in faſt kind⸗ 
licher Einfachheit ſagte: „Gott ſegne dich, ſei nur brav, Gott wird 
dich ſchützen; es iſt gerne geſchehen.“ Da der erbberechtigte Erz— 
herzog Franz Karl ſeinem Sohne zulieb auf die Krone verzichtet 
hatte, ergriff nun der 18jährige Habsburgerſproß das Zepter des 
Reiches. Die oberſte Leitung feiner Erziehung hatte in den Hän⸗ 
den des Grafen Heinrich Bombelles, eines geborenen Franzoſen, 
gelegen. Bei der Beſtellung der Lehrer wurde im allgemeinen ſorg— 
fältige Auswahl getroffen; klerikal geſinnte Männer wie Rauſcher 
und Jarcke, echte Joſefiner wie Pilgram und Lichtenfels ſtanden 
dem jungen Erzherzog zur Seite. Metternich hielt ihm perſönlich 
Vorleſungen. Zum erſten Male erſchien Franz Joſef am 16. Oktober 
1847 in der Offentlichkeit. Als Stellvertreter des Kaiſers wohnte 
er der Inſtallation des Erzherzogs Stephan als Obergeſpan des 
Peſter Komitats bei. In der ſchmucken Uniform der Kaiſerhuſaren 
begrüßte er die Verſammlung mit einer magyariſchen Rede; der 
Eindruck war jo günſtig, daß Ludwig Koſſuth noch einige Zeit ſpä— 


1) Richard Charmatz, Miniſter Freiherr von Bruck. Leipzig 1916, Hirzel. 
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ter darauf hinwies. Frühzeitig erwachte im Erzherzog die Liebe 
zum Militär, und als er den Thron beſtieg, befremdete es, daß er 
ſich ſtatt in bürgerlicher Kleidung ſtets im Soldatenrocke zeigte.!) 

über das Weſen des jungen Kaiſers unterrichtet uns ein Brief 
des Königs Leopold von Belgien, der aus dem Jahre 1853 ſtammt. 
„Den jungen Kaiſer habe ich gerne,“ — lautet das Urteil — „es 
liegt viel Gemüt und Kühnheit in ſeinen warmen, blauen Tugen, 
und er verfügt über eine gewiſſe liebenswürdige Fröhlichkeit, wenn 
er dazu Gelegenheit hat. Er iſt ſchlank und graziös und ſelbſt im 
Gewirre von Tänzern und Erzherzogen kann er ſtets als ihr Ober⸗ 
haupt erkannt werden . . . Seine Formen ſind vorzüglich und frei 
von Großſpurigkeit oder Unbeholfenheit. Er hält jedermann in 
Zucht, ohne daß er ſich dabei den Anſchein ſtark hervorgehobener 
Autorität gibt; er iſt eben der Meiſter, und ihn umgibt ein gewiſſes 
Etwas, was Autorität verleiht und was oft diejenigen, die Au⸗ 
torität haben, ſich nicht aneignen oder nicht ausüben können ... 2) 

Heinrich Friedjung führt mit Recht aus, daß zwei Weltanſchau⸗ 
ungen den Kampf um die Seele des künftigen Herrſchers unter⸗ 
nommen haben; aus den Gegenſätzen im Denken ſeiner Erzieher 
mußte er ſelbſt den Pfad zu einer richtigen Daſeinsphiloſophie fin⸗ 
den. Zeit ſeines Lebens hielt er an der Gewohnheit feſt, verſchie⸗ 
dene Stimmen an ſein Ohr dringen zu laſſen und hierauf die 
Entſcheidung zu fällen. Kaiſer Franz Joſef gehörte nicht zu den 
Tatmenſchen, die auf dem Amboß der Geſchichte zielbewußt und 
dem innern Drange folgend Völkerſchickſale zurecht hämmern. Er 
eilte nicht wie ſein Ahne Joſef II. ſeinen Tagen voraus, doch er 
war unverwandt bedacht, mit ſeiner Zeit gleichen Schritt zu halten. 
Er lebte mit dem Tage und wurde deshalb von den großen Wellen, 
die in den letzten ſechzig Jahren über Oſterreich hinſtrömten, ge⸗ 
hoben und geſenkt. Allein ſein Lebensgang war trotzdem ein ſachter 
Aufſtieg aus den Niederungen des Abſolutismus zu den Höhen 
der Demokratie, wie ja die ganze Entwicklung des Staates dieſe 
Aufwärtsbewegung zeigte. Ein ſeltenes Gedächtnis unterſtützte den 
Kaiſer, der in ſeiner Pflichttreue keine Rückſichten gegen ſich ſelbſt 
kannte. Einer ſeiner Miniſterpräſidenten hat ihn den fleißigſten 
Mann des Staates genannt, und mehr als einer konnte erzählen, wie 
ſehr der der Monarch ſeine perſönlichen Empfindungen den Staatsrück⸗ 


1) J. J. A. Freiherr von Helfert, a da Ofeerreichs vom Ausgange des 
Wiener Oktoberaufſtandes. III. Prag 1872. 
2) Königin Victorias Briefwechſel 11110 Engebuchblätter II. Berlin 1908. 
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ſichten unterzuordnen verſtand. Franz Joſef hielt alle Zeit ſtreng 
auf die Wahrung der äußeren Form, ſowohl bei ſich als auch bei 
den anderen. Seine nüchterne Urteilsfähigkeit vertrug ſich voll— 
kommen mit Gemütstiefe. So mancher, der des Kaiſers Gegner 
war, wurde durch ſein offenes, mannhaftes Weſen bezwungen. Als 
Graf Teleki, der magyariſche Revolutionär, am Ende des Jahres 
1860 durch die ſchlichte Großmut des Kaiſers beſtrickt nach Ungarn 
zurückkehrte, bemächtigte ſich der magyariſchen Emigrantenkreiſe ge— 
waltige Aufregung. Ludwig Koſſuth ſchrieb, daß er ſich vor Gott 
und der Welt als Ungar und als Menſch ſchäme. Und der, der ihm 
beipflichtete — Franz Pulszky —, der nicht zu begreifen vermochte, 
wie ein Gegner der Habsburgerdynaſtie dem Monarchen Rückſich⸗ 
ten beweiſen könne, ſtand ſpäter ſelbſt in der Wiener Hofburg vor 
dem Herrſcher, der ihm die Rückkehr ins Land geſtattet hatte.“) 

Das kaiſerliche Patent vom 2. Dezember, das den Völkern den. 
Regierungswechſel kundmachte, verbürgte „die Teilnahme der Volks- 
vertreter an der Geſetzgebung“. Im Kremſierer Reichstage 
nahmen auch die Arbeiten ihren Fortgang. Zwei wichtige Probleme 
beſchäftigten die erſten Abgeordneten Oſterreichs. Der Reichstag 
mußte eine Verfaſſung ſchaffen und zu dieſem Zwecke war es not— 
wendig, eine Konſtitutionsurkunde zu entwerfen und die bürger- 
lichen Freiheiten feſtzulegen. Die drei Abgeordneten Hein, Rieger 
und Violand verfaßten einen Entwurf über die „allgemeinen Men- 
ſchen rechte“ in 32 Paragraphen?); bei der zweiten Leſung wurde 
er im Verfaſſungsausſchuſſe weſentlich umgeändert. Endlich gelang— 
ten die „Grundrechte“ vor das Kremſierer Parlament, wo ſie 
ſo breitſpurig beraten wurden, daß man in mehreren Monaten 
nicht weiter als bis zur Mitte der Geſetzesvorlage — bis zu den 
kirchenrechtlichen Beſtimmungen — kam. Alles, was ein für Frei⸗ 
heit ſchlagendes Herz erſehnen konnte, ſtand in dieſem Entwurfe. 
Glaubens-, Preß⸗ und Verſammlungsfreiheit wurde dekretiert; die 
Gleichheit der Bürger vor dem Geſetze, die Freizügigkeit der Per- 
ſonen und des Vermögens, die Gleichberechtigung aller Nationen, 
die Freiheit der Wiſſenſchaft und ihrer Lehre, das Recht auf den 
ordentlichen Richter, Schwurgerichte, Briefgeheimnis, Hausrecht und 
— nicht zuletzt — die Zivilehe waren feſtgelegt. Beachtenswert ſcheint 


1) Franz Pulszky, Meine Zeit, mein Leben. IV. Preßburg 1883. 
2) Alfred Fiſchel, Die Protokolle des Verfaſſungsausſchuſſes über die 
Grundrechte. Wien 1912. 
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8 der den Adel aufhob und § 28, der das Militär den bürger⸗ 
lichen Geſetzen und Gerichten unterwarf. 

Nicht weniger gründliche Arbeit leiſtete der Verfaſſungsausſchuß 
mit dem berühmten Kremſierer Verfaſſungsentwurf, der 
zum erſten Male die Aufrichtung eines modernen Völkerſtaates nach 
dem Willen und unter der Zuſtimmung der Nationen verſuchte. 
Der Fünferkommiſſion, der vom 30 gliedrigen Verfaſſungsausſchuſſe 
die Ausarbeitung der Konſtitutionsurkunde übertragen war, lagen 
zwei Vorſchläge vor: einer rührte von dem Deutſchen Mayer, einer 
von dem Tſchechen Palacky her. Im Verfaſſungsausſchuſſe über⸗ 
nahm Mayer die Berichterſtattung, und das Ergebnis der Ver- 
handlungen wird noch heute als vorbildlich gepriejen. Der Krem⸗ 
ſierer Verfaſſungsentwurf ſorgte nur für das heutige Zisleithanien 
vor. Er ließ — entgegen Palackys Forderung nach der Schaffung 
von national-einheitlichen Verwaltungsgebieten — die Königreiche 
und Länder beſtehen. Die größeren Provinzen wurden jedoch in 
Kreiſe zerlegt, wobei die Siedlung der Nationen maßgebend war. 
Der Reichstag ſollte aus einer Volkskammer und einer Länderkam⸗ 
mer beſtehen. Für die Volkskammer wurden 360 Abgeordnete vor⸗ 
geſchlagen, für die das direkte Wahlrecht galt. Die Wahlberechtigung 
war an eine Steuerleiſtung von mindeſtens 5 Gulden gebunden. 
Drei Jahre hätte jede Legislaturperiode zu dauern. Die Länder⸗ 
kammer wäre von jedem Landtage mit je ſechs Abgeordneten zu 
beſchicken; jeder Kreistag hätte einen Abgeordneten zu entſenden. 
Für die Landesverwaltung wurden den Landtagen verantwortliche 
Statthalter oder Landeshauptmänner in Ausſicht genommen. In⸗ 
tereſſant iſt der $ 113, der für die „Reichsländer von gemiſchter 
Nationalität“ Schiedsgerichte zur Entſcheidung in Angelegenheiten 
rein nationaler Natur in Betracht zog.“) 

Während die Abgeordneten in Kremſier ſorgten und dachten, wie 
man auf die beſte Weile das neue Sſterreich der Völker einrichten 
könnte, holte die Regierung zu einem wuchtigen Schlage aus. Der 
Thronwechſel war vollzogen; in den öſterreichiſchen Erbländern be⸗ 
gann bereits die Ruhe des Friedhofes einzuziehen; in der Lombar⸗ 
dei erſtrahlte Radetztys Ruhm; Windiſchgrätz hatte ſchon in den 
erſten Tagen des Januar 1849 die Städte Ofen und Peſt einge⸗ 
nommen, und man hoffte die Magyaren in kurzer Zeit gänzlich 
niederzuringen. Aus dieſen Erſcheinungen ſchöpfte die Regierung 

1) Anton Springer, Protokolle des Verfaſſungsausſchuſſes im Oſter⸗ 
reichiſchen Reichstage 1848 — 1849. Leipzig 1885. 
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Schwarzenberg den Mut, die jeit Monaten gehegte Abſicht aus- 
zuführen und den Kremſierer Reichstag am 7. März ausein- 
anderzutreiben, obgleich Stadion noch im letzten Augenblicke 
davon abriet. Wofür die Völker blutig geſtritten und gelitten: das 
konſtituierende Parlament mußte der Macht der Bajonette weichen 
und die mißliebigen Abgeordneten wurden verfolgt. Gleichzeitig mit 
der Auflöſung des Reichstages wurde die vom 4. März des Jahres 
1849 datierte Verfaſſung veröffentlicht, zu der Windiſchgrätz nach 
langem Zögern und widerwillig ſeine Zuſtimmung gegeben hatte. 
Die oktroyierte „Reichsverfaſſung für das Kaiſertum Sſterreich“ war 
eine aus dem Demokratiſchen ins ſehr gemäßigt Liberale erfolgte 
Umarbeitung des Kremſierer Entwurfes, nur daß ſie ſich nicht auf 
das engere Dfterreich beſchränkte, ſondern auch Ungarn einbezog. 
Stadion, der Schöpfer dieſes Werkes, verfiel wenige Wochen nach 
der Veröffentlichung in hochgradige Nervoſität; ſein Kopf verſagte 
vollſtändig. Mit ihm brach eine Säule des Konſtitutionalismus zu— 
ſammen; der reformluſtige Staatsmann war geiſtig tot — 1853 
ſtarb er —, und allmählich gewannen die neuerungsunluſtigen Be- 
rater der Krone die Oberhand. 

Ein ſo großer Geiſt wie Stadion konnte nicht von der Bildfläche 
verſchwinden, ohne bedeutungsvolle Spuren zu hinterlaſſen. Die 
Räder, die er in Gang gebracht hatte, liefen weiter; eine Zeit hin— 
durch wurde an der Verjüngung DOfterreichs, an der Verwertung der 
freiheitlichen Anregungen gearbeitet. Als Stadion die Grundzüge 
der Verfaſſung vom 4. März des Jahres 1849 entworfen hatte, ſtürzte 
er ſich mit ſeinem tüchtigen Mitarbeiter Joſef Ottl auf die Abfaſſung 
der Landesſtatute, ein Werk, das ſpäter von Bach vollendet 
wurde. Stadions Landesſtatute kannten drei Kurien; außer den 
Städten und Landgemeinden ſollten noch die Höchſtbeſteuerten in 
einer ſeparaten Kurie wählen. Dem Adel bleib keine eigene Kurie über- 
laſſen, er hatte ſich mit den Finanz- und Induſtriegrößen zu meſſen. 

Für Galizien ſah Stadion zwei Landtage vor. In dem einen hät⸗ 
ten die Polen, in dem andern die Ruthenen je nach den Wohnſitzen 
den Ausſchlag gegeben. Beide Landesparlamente ſollten den pol— 
niſchen Adel, die Schlachta, minoriſieren. Damals wollte ſich die 
Regierung mit den kaiſertreuen polniſchen und rutheniſchen Bauern 
befreunden. Noch weiter als ſein gräflicher Meiſter ging Bach, der 
Galizien drei Landtage zu beſcheren gedachte, um dem rutheniſchen 
Elemente einen Vorſprung zu ſichern. Die Berufung der Landtage 
war für den Herbſt 1850 in Ausſicht geſtellt; im folgenden Früh— 
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jahre ſollte der Reichstag eröffnet werden. In den erſten z zwei Mo- 
naten des Jahres 1850 wurden die Landtagsſtatute für die deut⸗ 
ſchen Bundesländer verlautbart, und im September kam Galizien 
an die Reihe. Doch mit dem Zuſammentreten der Landesparla⸗ 
mente, mit dem Verfaſſungsleben überhaupt ſollte es ſein Bewen⸗ 
den haben. 

Die kurze, aber vielgeſtaltige und ſchöpfungsfrohe Reformära, zu 
der ſich die Regierung aufſchwang, kam zunächſt dem Juſtizweſen 
zugute. Das Geſetz über die Neueinrichtung der Gerichte war von 
Bach ausgearbeitet worden, als er das Juſtizportefeuille innehatte; 
die Ausführung lag Schmerling ob, der am 28. Juli 1849 Juſtiz⸗ 
miniſter wurde. Die organiſatoriſche Leiſtung, deren es bedurfte, 
um die verwahrloſte grundherrliche Gerichtsbarkeit durch eine jtaat- 
liche Gerichtsinſtitution zu erſetzen, ſoll nicht zu gering eingeſchätzt 
werden. Auch ſonſt beſtrebte ſich Schmerling, der die Ausſichtsloſig⸗ 
keit ſeines gut gemeinten Beginnens nicht richtig erkannte, ein an⸗ 
ſehnliches Stück Arbeit zu leiſten. Die Strafprozeßordnung vom 
17. Januar 1850 machte dem geheimen und ſchriftlichen Verfahren 
ein Ende und ſchuf für alle Verbrechen und ſchwere Vergehen Ge- 
ſchworenengerichte. Dieſe waren im Jahre 1848 bloß für Preß⸗ 
prozeſſe vorgeſehen worden. Ein oberſter Gerichts- und Kaſſations⸗ 
hof, der für Oſterreich und Ungarn beſtimmt war, entſtand. 

Als Miniſter des Innern traf Bach wichtige Neuerungen. Ihm 
kam zuſtatten, daß die kollegiale Verwaltung durch das ſelbſtändige 
Verfügungsrecht der Miniſterialcheßs verdrängt wurde. Aus den 
zehn Gouvernements, aus denen Oſterreich im Vormärz beſtand, bil- 
dete Bach 15 Statthaltereien. Seine Verwaltungsorgani⸗ 
ſation, die im Juni 1849 ins Leben trat, ſtand im Zeichen 
Stadions. Allein in einer Hinſicht war Bach rückſtändiger. Das 
Stadionſche Gemeindegeſetz vom 17. März 1849 hatte Vorſorge ge⸗ 
troffen, daß den Bezirks- und Kreisbehörden Volksräte beigegeben 
würden. Bach ſtellte die Durchführung dieſes Geſetzes ein und ver⸗ 
lautbarte im März 1850 neue Beſtimmungen, die das Syſtem der 
Bezirks- und Kreisvertretungen fallen ließen. 

Ungemein erſprießlich wirkte Bruck auf ſeinem Gebiete. Die Ver⸗ 
ſtaatlichung des Eiſenbahnbetriebes, die Neuerungen im Poſtweſen, 
die Förderung des Straßenbaues und Seeverkehrs, die Unterſtüt⸗ 
zung der Ausfuhr und die Errichtung von Handels- und Gewerbe⸗ 
kammern: das und noch vieles andere vollbrachte der weitblickende 
Handelsminiſter. Dieſe Neuerungen kamen der Volkswirtſchaft zu⸗ 
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ftatten; fie milderten ein wenig den Groll über die politiſchen Ver⸗ 
hältniſſe. 

Die nachwirkendſte Tat der Bachſchen Verwaltuuͤg war die 
Grundentlaſtung. An demſelben Tage, an dem der Krem— 
ſierer Reichstag weggefegt wurde, erfloß ein kaiſerliches Patent, das 
das Verfahren und die Höhe der Entſchädigung bei der Ablöſung 
der Bauernlaſten feſtſetzte. Der Hof legte eben Wert darauf, den 
Kern der Bevölkerung, die Bauern, bei guter Laune zu erhalten. 
Bei der Grundablöſung wurde die Zahl der Berechtigten mit 54 267, 
die der Verpflichteten mit 2625512 feſtgeſtellt. Von der ermittel- 
ten Entſchädigungsſumme zog man in der Regel ein Drittel für die 
Steuer ab; ein Drittel mußte das Land, ein Drittel der Verpflich- 
tete bezahlen. Bloß in Galizien wurde im Sinne des Stadionſchen 
Erlaſſes die Entſchädigung nur vom Lande getragen. Im ganzen 
wurden den Berechtigten 289 Millionen Gulden zugeſprochen. Da— 
von entfielen 225 Millionen Gulden auf die Dominien, 34 Mil- 
lionen auf die Kirche, der Reſt auf die Gemeinden und übrigen 
Berechtigten. Die Grundentlaſtung traf den kleinen Adel viel här— 
ter als die reichen Adelsgeſchlechter; dennoch hat die Hochariſtokratie 
unter der Führung des Fürſten Alfred Windiſchgrätz, des Grafen 
Wurmbrand und des Grafen Wolkenſtein die Reform hintertreiben 
wollen. Windiſchgrätz ſagte ſogar in einer an den Kaiſer gerich- 
teten Denkſchrift im Februar 1850 den Ruin der großen Grundbe— 
ſitzer voraus. Heinrich Friedjung hält den Vollzug der Grundent— 
laſtung für einen Ruhmestitel der öſterreichiſchen Verwaltung, und 
es war wirklich keine Kleinigkeit, die ſchwierige Aufgabe im ganzen 
und großen klaglos zu erledigen. Bach hatte übrigens Glück; ihm 
ſtand in der Perſon des Hofrates Karl Beyer eine vorzügliche, raſt— 
loſe Arbeitskraft zur Seite, was freilich nicht verhinderte, daß dieſer 
Mann, wie ſo viele öſterreichiſche Verwaltungstalente, völlig der 
Vergeſſenheit anheimfiel. 

Die Grundentlaſtung und die Ablöſung der Servituten waren 
einige der wenigen Schöpfungen dieſer Periode, die unangetaſtet 
blieben; die Grundentlaſtung wurde allerdings erſt im Jahre 1854, 
beziehungsweiſe 1857 beendet. Auf die anderen Einrichtungen fiel 
bald Meltau, der die friſchen Knöſplein vernichtete. Das Militär 
in ſeinen oberſten Spitzen und die Höflingsſchar lehnten ſich gegen 
die Stadionſchen Ideen auf. Nacht ſollte es wieder in Oſterreich 
werden, damit dieſe Sternlein hervortreten konnten. Major von 
Babarczy, der Flügeladjutant des Kaiſers, veröffentlichte die 
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„Bekenntniſſe eines Soldaten“, die in dem verhängnisvollen Rate 
gipfeln: „Zur alten Ordnung kehre man mit Vertrauen — zum 
alten Gehoörſam führe man mit Kraft zurück!“ Vom Selbſtbeſtim⸗ 
mungsrechte des Volkes wollte man nichts wiſſen, unverdunkelt, 
unbeſchränkt ſollte des Kaiſers Majeſtät erſtrahlen und ſein Wille 
walten, freilich nur ſolange ſich die Kamarilla bei dem Abſolutismus 
wohlbefinden konnte. Unter den Schrittmachern für die Reaktion 
ragte Freiherr von Kübeck, der Sohn eines Iglauer Schnei⸗ 
ders, hervor, der ſich im Vormärz durch Kenntniſſe und Fähigkeiten 
ausgezeichnet hatte und damals liberal gejinnt war. Er beſaß gro- 
ßen Einfluß auf den jungen Kaiſer, den er nun für ein Regime 
der Armee, Beamtenſchaft und Kirche zu gewinnen ſuchte. Fürſt 
Schwarzenberg und Kübeck ſtimmten in ihrer Grundanſchauung 
überein, ſie nahmen den Kampf gegen die liberalen Mitglieder der 
Regierung auf, der ſich ſchließlich zu ihren Gunſten entſchied. Im 
April 1851 wurde der Reichsrat, eine vom Kaiſer ernannte bera⸗ 
tende Körperſchaft, eingeſetzt, in der Kübeck den Ton angab. Jetzt 
ging es raſch nach rückwärts. Hatte doch Kübeck ſchon im November 
1850 nach einer Audienz beim Kaiſer in ſein Tagebuch geſchrieben, 
daß man von der Verfaſſung vom 4. März 1849 loskommen wolle 
und nur noch nicht wiſſe, wie. Den Weg zu zeigen, das war jetzt die 
wenig ehrenvolle Aufgabe des nachdenklichen Schneidersjohnes.!) 
Schmerling und Bruck wurden aus dem Kahne der Regierung aus⸗ 
geſchifft, erſterer — ſchon im Januar 1851 — durch Freiherrn von 
Krauß, letzterer durch Baumgartner erſetzt. Am 17. Auguſt 1851 
fand im Beiſein Kübecks eine Miniſterialſitzung ſtatt. Der Kaiſer 
verlas ein Schriftſtück, das den Umſchwung markierte und erklärte, 
daß die neue Richtung ſeinem unumſtößlichen Willen entſpreche. 
Er wünſchte nun zu hören, ob die Miniſter dennoch im Amte ver⸗ 
bleiben wollten oder nicht. Gegen die Erwartung des Monarchen 
wurden Bedenken laut, die aber Kübecks unerſchütterliche Zähigkeit 
überwand. Am 20. Auguſt unterzeichnete der Monarch vier Erläſſe, 
die einen Aufſchluß über die Frage, ob die oktroyierte Verfaſſung 
durchführbar ſei, erheiſchten und die Miniſterverantwortlichkeit auf⸗ 
hoben. Am 31. Dezember endlich erſchien ein kaiſerliches Patent, das 
die bloß auf dem Papier ſtehende Verfaſſung gänzlich auf⸗ 
hob. Das gleiche geſchah mit dem Geſetze über die Grundrechte; 
die Schwurgerichte wurden ausgemerzt, die Trennung der Juſtiz 


1) Tagebücher des Freiherrn Carl Friedrich Kübeck auf Kübau. II. Wien 
1909. 
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mund Verwaltung wurde in der unteren Inſtanz beſeitigt, und die 
Bezirksämter entſtanden, die zugleich zu verwalten und Recht zu 
ſprechen hatten. Die Selbſtverwaltung der Gemeinde erhielt einen 
tödlichen Stoß. Einige Tage vorher war der Finanzminiſter Frei- 
herr von Krauß aus dem Amte geſchieden, denn er ſah voraus, daß 
Oſterreichs Kredit ſchwer getroffen werden würde. Sein Bruder, der 
Juſtizminiſter Karl von Krauß, hielt dagegen ſtand. Oſterreich hatte 
ſich um vier Jahre zurückentwickelt. Und ſolche Wandlungen voll— 
ziehen ſich nicht ungeſtraft, wenn auch die Geſchichte ihre Lektionen 
nicht gleich erteilt. 


C. Das Konkordat. 


Unter den drei ſtaatserhaltenden Faktoren, denen Schwarzenberg 
und Kübeck emporhalfen, fiel der Kirche in kurzer Zeit der Vorrang 
zu. Oſterreich geriet unter die Diktatur Roms: die Konkordatszeil 
begann. Zwei Perſonen haben auf die Entwickelung dieſer Verhält- 
niſſe die maßgebendſte Einwirkung genommen: Joſef Othmar 
Ritter von Rauſcher und Graf Leo Thun. Der erſtere — 
1797 als Sohn eines Hofſekretärs in Wien geboren — war ein 
Mann von großem Wiſſen, im Kirchenrechte nicht weniger als in 
der Philoſophie bewandert, in der engliſchen Verfaſſungsgeſchichte 
ebenſo zu Hauſe wie in der Poeſie. Als Erzieher des Kaiſers wußte 
und Verbindungen mit Begeiſterung in den Dienſt der Kirche. 
Vornehm in ſeinem Auftreten und in jeiner Kampfesweiſe, zäh in 
der Verfolgung ſeiner Pläne, diplomatiſch gewandt und ein kluger 
Taktiker, konnte Rauſcher der Kirche unſchätzbare Dienſte leiſten. 
Er verſtand es wie kein zweiter, die Schwächen der Regierenden 
auszunützen und die Macht der römiſchen Hierarchie zu verſtärken. 
Bald nach der Thronbeſteigung Franz Joſefs wurde er Fürſtbiſchof 
von Seckau, im Jahre 1853 erhielt er das Erzbistum Wien. 

Der andere Maun, der der Kirche als Miniſter zum Siege ver— 
half, war Graf Leo Thun, eine hohe, faſt reckenhafte Geſtalt, 
deren politiſche Größe weit hinter dem körperlichen Maße zurück— 
blieb. Einer ſeiner Beurteiler bezweifelte, daß Thun jemals als 
Kind gelächelt habe. Er wandte ſich mit großem Ernſte dem Studium 
zu, und mehrere Reiſen erweiterten ſeinen Horizont. Aber wie ſelt— 
ſame Kontraſte zeigte das Weſen dieſes Politikers! Er war von 
einem Werke Tocquevilles ſo ſehr begeiſtert, daß er ſich dem Fran— 
zoſen näherte, der die Demokratie in Amerika verherrlichte und in 
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der Vorrede zu ſeinem berühmten Buche die Klerikalen zurückwies, 
die den Nutzen der Freiheit beſtreiten. Thun wollte ſogar in den 
Wiener „Juridiſch-politiſchen Leſeverein“ eintretent) und dennoch 
gehörte er zu den Feudalen. Einem alten deutſchen Adelsgeſchlechte 
entſtammend, der Sohn einer Sächſin, wurde er zum Vorkämpfer 
des Tſchechentums, ohne als Miniſter zu halten, was der Jüngling 
erwarten ließ. Am 28. Juni 1849 übernahm er das Kultus- und 
Unterrichtsportefeuille, und auf ihn iſt Grillparzers Wort gemünzt, 
daß der Kultus den Unterricht erſchlagen habe. Graf Thun hat 
Oſterreich dem Konkordate zugeführt und ſpäter noch unentwegt für 
ſeine Schöpfung geſtritten. Er wollte nicht einſehen, wie wehe er 
dem Staate getan hatte. Und doch mußte ſein großer Gegner und 
Duzfreund zugleich, Graf Anton Auersperg, in einem Briefe an 
Carneri zugeben, daß Thun ein „warm patriotiſches Herz“ 
beſaß. 

Der erſte Paragraph des kaiſerlichen Patents vom 4. März 1849 
„über die durch die konſtitutionelle Staatsform gewährleiſteten poli⸗ 
tiſchen Rechte“ ſicherte jedermann die volle Glaubensfreiheit zu. 
Paragraph 2 räumte jeder geſetzlich anerkannten Kirche die freie 
Ordnung ihrer Angelegenheiten und ihres Vermögens ein, unter⸗ 
warf ſie jedoch „wie jede Geſellſchaft den allgemeinen Staatsge⸗ 
ſetzen“. Ferner bewahrte ſich der Staat die Oberaufſicht über das 
ganze Erziehungsweſen. So die Märzverfaſſung! Indes, ſchon wurde 
an ihrem Leichentuche gewoben. Auf Einladung des Miniſteriums 
verſammelten ſich die öſterreichiſchen Biſchöfe in Wien, um die 
Regierung in kirchlichen Angelegenheiten zu beraten. Vom 29. April 
bis zum 17. Juni 1849 wurden von den Kirchenfürſten unter Vor⸗ 
jig des Kardinals Schwarzenberg alle die Kirche betreffenden Fra— 
gen beſprochen und die Ergebniſſe der Auseinanderſetzungen dem 
Miniſterium unterbreitet.) Zur Unterhandlung mit der Regierung 
wählte die biſchöfliche Verſammlung ein Permanenzkomitee, dem 
Kardinal Fürſt Schwarzenberg — der Bruder des Miniſterpräſiden— 
ten — und Rauſcher angehörten und das an Rührigkeit nichts zu 
wünſchen übrig ließ. Unter den beſtändigen, ſehr wirkungsvoll ge- 
haltenen Hinweiſen, daß die Revolution bloß eine Folge der Glau⸗ 


1) S. Frankfurter, Graf Leo Thun, Franz Exner, Hermann Bonitz. 
Wien 1893. 

2) Aktenſtücke, die biſchöfliche Verſammlung zu Wien betreffend. Wien 
1850. 
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bensloſigkeit geweſen ſei — als hätte die Kirche nicht ſchon vor 1848 
über die Völker Oſterreichs geherrſcht! —, gelang es dem Epiſkopat 
tatſächlich, die höchſten Kreiſe für ſich zu gewinnen. Am 7. April 
1850 hielt Graf Thun dem Kaiſer einen Vortrag, worin er aus⸗ 
führte: „Es müſſen alle Staaten einem Zuſtande innerer Auflöſung 
entgegengehen, wenn die religiöſe Überzeugung ihre Macht über 
die Gemüter verloren habe“. Da Glaube und Kirche im nachjoſefi— 
niſchen Oſterreich gerne verwechſelt wurden, empfahl der Miniſter 
einige Wünſche der Biſchöfe zur ſofortigen Genehmigung; bezüglich 
der andern nicht kurzerhand lösbaren Fragen erbat er die Frlaub- 
nis, ſie im Wege eines Konkordats mit dem Papſte zu ordnen. Der 
damals 20 Jahre alte Kaiſer ging auf die Ratſchläge ein. 

Schon am 18. April flatterte die erſte folgenſchwere Verordnung 
über das Verhältnis der katholiſchen Kirche zur Staatsgewalt in die 
Welt. Den Biſchöfen und den ihnen unterſtehenden Gläubigen wurde 
der ungehinderte Verkehr mit dem Papſte freigegeben. Die Biſchöfe 
mußten von ihren Ermahnungen und Anordnungen der Behörde 
lediglich Abſchriften überſenden. Außerdem wurden gewiſſe Kirchen- 
ſtrafen abermals zugelaſſen. Der 23. April brachte eine Verord⸗ 
nung, die die Beziehungen der katholiſchen Kirche zum öffentlichen 
Unterrichtsweſen regelte. Hierauf erſchien ein Erlaß über die Feier 
der Sonntage und katholiſchen Feſte. Am 28. Juni wurde die Stel- 
lung der katholiſchen Religionslehrer an Gymnaſien und anderen 
Mittelſchulen in der Weiſe geregelt, daß es dem Religionslehrer, 
deſſen Anträge vom Direktor zurückgewieſen wurden, freiſtand, ſich 
an den Biſchof zu wenden, der mit der Landesſchulbehörde und dem 
Miniſterium in Verbindung zu treten hatte. Noch ſind die Verord— 
nungen, die in der Mitte des Jahres 1850 von Stapel gelaſſen wur⸗ 
den, nicht erſchöpft. Im Juni des nächſten Jahres hatte die Kirche 
einen ſtarken Erfolg zu verzeichnen. Der Orden der Jeſuiten, der 
gleich dem der Liguorianer im Mai 1848 in Sſterreich aufgehoben 
worden war, wurde wieder in den „vorigen Stand“ eingeſetzt. 

Ende Oktober 1852 gab die halbamtliche „Oſterreichiſche Corre— 
ſpondenz“ bekannt, daß Graf Buol-Schauenſtein — der nach des 
Fürſten Felix Schwarzenberg plötzlichem Tode im April 1852 zum 
Miniſter des Außern ernannt ward — infolge kaiſerlichen Auftrages 
mit der römiſchen Kurie in Verhandlung getreten ſei. Als Ort der 
Konferenzen wurde Wien feſtgeſetzt und Rauſcher begab ſich am 
10. Januar 1853 nach der Hauptſtadt des Kaiſerreiches, um die Be- 
ratungen mit dem päpſtlichen Vertrauensmanne Kardinal Viale⸗ 
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Prela zu beginnen.!) Sie gingen nicht leicht vonſtatten, zumal da 
man ſich in Rom ſehr zugeknöpft verhielt. 

Am 21. Auguſt des Jahres 1855 brachten die Wiener Blätter 
eine kurze Notiz, die beſagte, daß des Kaiſers Geburtstag durch den 
Abſchluß des Konkordats eine beſondere Weihe empfangen 
habe. Ein Artikel der amtlichen „Wiener Zeitung“ pries das Ab⸗ 
kommen mit Rom als eine Perle in der Krone des Kaiſers und 
des Papſtes. Der Vertrag vom 18. Auguſt ſicherte „der heiligen 
römiſchen katholiſchen Religion mit allen Befugniſſen und Vorrech⸗ 
ten, deren ſie nach Gottes Fügung und den Kirchengeſetzen teil⸗ 
haftig werden ſoll“, für immerdar die Aufrechterhaltung. Der freie 
Verkehr zwiſchen dem Papſte, den Biſchöfen, der Geiſtlichkeit und 
dem Volke wurde zugeſtanden; die Biſchöfe wurden der Pflicht ent⸗ 
hoben, ein Exemplar der Hirtenbriefe der Behörde zu übermitteln. 
Die Biſchöfe erhielten das Recht, Bücher, die der Religion ver⸗ 
derblich ſind, als ſolche zu bezeichnen und von deren Lektüre abzu⸗ 
mahnen. Die Regierung hatte alles zu tun, um die Verbreitung 
ſolcher Werke hintanzuhalten. Die Biſchöfe hatten die religiöſe Aus⸗ 
bildung der Jugend zu leiten und darüber zu wachen, daß bei keinem 
Lehrgegenſtande etwas vorkomme, was dem katholiſchen Glauben 
oder der ſittlichen Reinheit zuwiderlaufe. Alle Lehrer an den für 
Katholiken beſtimmten Volksſchulen unterſtanden der kirchlichen Be⸗ 
aufſichtigung. Die kirchliche Gerichtsbarkeit wurde wiederhergeſtellt. 
Die Biſchöfe konnten gegen alle Gläubigen, die ſich den Anordnun⸗ 
gen der Kirche nicht fügten, mit kirchlichen Strafen einſchreiten. Das 
Eigentum der Kirche wurde als heilig und unverletzlich erklärt. Der 
von Kaiſer Joſef II. aus dem Ertrage der aufgehobenen Klöſter ge- 
ſchaffene Religionsfonds, der natürlich unter die Verwaltung des 
Staates geſtellt war, ſollte in das Eigentum der Kirche übergehen 
und von ihr verwaltet werden. Dasſelbe hatte mit dem Studien⸗ 
fonds zu geſchehen, der aus dem Vermögen der unter Maria Thereſia 
beſeitigten Jeſuiten herrührte. Schließlich wurde die katholiſche Kirche 
unter den beſonderen Schutz des Staates geſtellt. 

Das ſind einige der Beſtimmungen des Konkordats, das die 
Freiheit des Staates in 36 Artikeln begrub. Dazu kam noch ein 
Geheimvertrag, der in 20 Artikeln „teils Erläuterungen des 
Konkordats, teils Zugeſtändniſſe des Kaiſers“) enthielt, jo zum 

1) Dr. Cöleſtin Wolfsgruber, Joſef Othmar Cardinal Rauſcher. Frei⸗ 
burg i. Br 1888. 

2) C. Wolfsgruber, Friedrich Kardinal Schwarzenberg. II. Wien 1916. 
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Beiſpiele auch die Verſicherung, daß Oſterreich keine konfeſſionellen 
oder interkonfeſſionellen Geſetze ohne die vorherige Einwilligung 
der Kurie ändern werde. Mit dem formellen Abſchluſſe des Ver⸗ 
trages mit Rom hatte das Zurückweichen der Staatsgewalt vor 
der herrſchſüchtigen Kirche ſein Ende noch nicht erreicht. Für den 
April des Jahres 1856 waren die Biſchöfe von der Regierung nach 
Wien berufen worden, um über die Durchführung der Konkordats— 
beſtimmungen zu beratſchlagen. Unter der Einwirkung dieſer Ver— 
ſammlung erließ das Miniſterium eine Verordnung, die für die 
katholiſchen Vereine eine Sonderſtellung ſchuf, indem ſie dieſe vom 
allgemeinen Vereinsgeſetze „emanzipierte“. Wo war die „Gleichheit 
der Staatsangehörigen vor dem Geſetze“ hingekommen, die das 
kaiſerliche Handſchreiben vom 31. Dezember 1851 „ausdrücklich be- 
ſtätigte“? Zur Ergänzung des Konkordats erſchien das mittelalter- 
lich anmutende Patent vom 8. Oktober 1856, das ſich mit dem Ehe— 
rechte beſchäftigte. Mit der Anſicht, die Ehe ſei ein bloßes Ver- 
tragsverhältnis, war es nun in Oſterreich vorbei. Die katholiſchen 
Gatten ſollten in Hinkunft den geiſtlichen Ehegerichten unterſtehen, 
die der Biſchof zu beſtellen hatte. Der Gerichtsbarkeit der Fatho- 
liſchen Kirche waren auch die Ehen unterworfen, bei denen der 
eine Teil Katholik, der andere Teil Proteſtant war. Der 8 66 der 
Anweiſungen lautete: „Die Kirche verabſcheut die Ehe zwiſchen. 
Chriſten und ſolchen, die vom Chriſtentume abgefallen ſind, und 
mahnt davon ab.“ Durch den $ 77 wurde es dem Biſchofe freigeſtellt, 
die Eingehung einer Ehe zu verhindern, „wenn er beſorge, daß ſie zu 
großen Zwiſtigkeiten, Argerniſſen oder anderem Unheil Anlaß geben 
werde“. 

Allgewaltig war die Kirche geworden. Die letzten Reſte joſefiniſcher 
Reformen hatte das Konkordat beſeitigt. Allein wie ſtattlich ſich auch 
der Bau der Kirche nach außen hin repräſentierte, im Innern wies 
er bedenkliche Sprünge und Fehler auf. Niemals ſind die ſozialen 
Unterſchiede zwiſchen den hohen in Üppigkeit lebenden Kirchen⸗ 
fürſten und der niedrigen oft am Hungertuche nagenden Geiſtlichkeit 
ſchärfer hervorgetreten als in der Zeit der Konkordatsherrſchaft. 
Der Vertrag vom 18. Auguſt des Jahres 1855 hatte für die armen 
Kirchenfunktionäre nur den dürftigen Troſt übrig, daß die Ausſtat⸗ 
tung der Pfarren „ſobald als möglich“ verbeſſert werden ſolle. 
Während nach Rom Goldſtröme geleitet wurden, mußte ſich ein 
Hilfsſeelſorger mit 50 bis 100 Gulden jährlich nebſt Wohnung und 
Koſt, ein ſelbſtändiger Seelſorger oft mit 300 bis 400 Gulden be⸗ 
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man könnte ſagen der kirchlichen Ariſtokratie. Unwillkürlich muß 
man ſich der Worte des idealiſierten Goetheſchen Egmont erinnern: 
„Die Religion, ſagt man, iſt nur ein prächtiger Teppich, hinter dem 
man jeden gefährlichen Anſchlag deſto leichter ausdenkt. Das Volk 
liegt auf den Knien, betet die heiligen gewirkten Zeichen an, und 
hinten lauert der Vogelſteller, der es berücken will.“ 

Ein Werk von ſo einſchneidender Bedeutung wie das Konkordat 
hätte nicht entſtehen können, wenn ihm nicht günſtige Zeitverhält⸗ 
niſſe zuſtatten gekommen wären. Ein Staat mit einer geiſtig regen 
Bevölkerung würde den Akt der Selbſtentäußerung niemals began⸗ 
gen haben; Oſterreich aber hatte ſich ſelbſt ſeines Rückgrates be⸗ 
raubt. In Wien, der Haupt- und Reſidenzſtadt des Reiches, war 
zuerſt vom Militärgouverneur Welden und vom Juni 1851 ab von 
Kempen ein unheimliches Militärregiment entfaltet worden. 
Aber ſchon die Anordnungen zur Niederhaltung Wiens zeigten, wes 
Geiſtes Kind die neuen Stadtgewaltigen waren. Die „Waffenplätze“ 
auf den Baſteien hätten im Ernſtfalle keinen Wert gehabt, und 
der militäriſche Sicherheitsdienſt mit den geheim gehaltenen Pa⸗ 
trouillenmärſchen bildete einen Quell ſtändiger Verlegenheiten für 
die ortsfremden Patrouillenführer. Nicht minder kopflos war die 
Beibehaltung der kriegsgemäßen Marſchform, die in den traurigen 
Zeiten zur Erheiterung der zivilen Paſſanten vieles beitrug.!) Ein 
widerliches Spitzeltum machte ſich breit, die Geringſchätzung der 
Intelligenz ſetzte wieder ein, und an ein freies geſprochenes oder 
geſchriebenes Wort konnte nicht gedacht werden. Das erſte Dekret, 
das das Reichsgeſetzblatt nach der Rückkehr des Hofes von Olmütz 
nach Schönbrunn veröffentlichte, verfügte am 8. Juni 1849 die Er⸗ 
richtung von 13 Gendarmerieregimentern; nachträglich wurde dieſe 
Inſtitution auf 19 Regimenter zu je 1000 Mann erhöht. Während 
1850 nur 510 Verbrechen gegen den Staat zur Anzeige kamen, 
wurden 1854 ſchon 3693 Fälle zur Kenntnis der Behörden gebracht. 
Allerdings muß zugegeben werden, daß die Gendarmerie nicht bloß 
den Kampf gegen die Gedanken, ſondern auch gegen Verbrecher auf— 
nahm, was den Sicherheitszuſtänden zum Vorteile gereichte. Außer 
in Wien war der Belagerungszuſtand nach der Revolution 
noch über Galizien und Iſtrien verhängt. Prag und die anderen 
böhmischen Feſtungen kamen bald dazu. In der Hauptſtadt Böh- 


1) M. Edler von Angeli, Wien nach 1848. Wien 1905. 
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mens hatten einige Dutzend junger Leute, darunter Zimmer und 
Sladkowsky, eine Überrumpelung der Prager Feſtung geplant. Am 
6. Mai 1849 fand in Prag ein Auflauf ſtatt, gegen den die Bürger⸗ 


wehr einſchritt. Dieſer Zwiſchenfall gab den Behörden den erwünſch⸗ 


ten Anlaß, in Aktion zu treten, Verhaftungen vorzunehmen, Pro- 
zeſſe durchzuführen und den Geiſtesdruck in Böhmen zu verſtärken. 
Allerdings: auch in den anderen Teilen OfterreichS herrſchte die 
Energie, die oft der Unvernunft eigen iſt. 

In dieſer Ara und beſonders nach Schwarzenbergs Tod gab 


Alexander Bach in der Regierung den Ausſchlag und er war jogar 


ſchon faſt daran, Miniſterpräſident zu werden.!) Deshalb iſt er als 
geiſtiger Urheber oder Mitförderer all der Maßnahmen, die der 
Gegenrevolution das Gepräge gaben, zur Rechenſchaft zu ziehen. Am 
27. Mai 1852 erſchien ein Strafgeſetz, an dem Profeſſor von 
Hye, der 1848 als Berater der Jugend in der Wiener Aula einen 
ſtarken Einfluß beſeſſen hat, hervorragend mitarbeitete. Allerdings 
ſind viele harte Beſtimmungen gegen ſeinen Willen aufgenommen 
worden. Dieſes Geſetz, das im Weſen noch heute beſteht, wirkte 
ſeinerzeit wie ein Fauſtſchlag, und ſelbſt Freiherr von Czoernig, der 
als Sektionschef im Handelsminiſterium der offiziöſe Lobredner 
dieſer Epoche ward, weiß faſt nichts Gutes hervorzuheben. Sogar 
die Prügelſtrafe lebte wieder auf. Bald darauf kam ein Vereins- 
geſetz zum Vorſcheine, das politiſche Vereine aus der Welt ſchaffte 
und auch ſonſt der Willkür der Behörden Tür und Tor öffnete. 
Mit dem kaiſerlichen Patente vom 27. Mai 1852 wurde eine neue 
Preßordnung erlaſſen. Dieſe ſetzte für periodiſche politiſche Druck— 
ſchriften Kautionen bis zu 10000 Gulden feſt und beſtimmte, daß 
von jedem Zeitungsblatte eine Stunde vor Herausgabe, von jeder 
anderen Druckſchrift drei Tage vor ihrem Erſcheinen bei der Sicher- 
heitsbehörde und den Staatsanwälten je ein Exemplar zu hinter- 
legen ſei. Falls eine Zeitung eine „gefährliche Richtung“ beharrlich 
zeigt, kann nach zweimaliger ſchriftlicher Verwarnung die weitere 
Herausgabe eingeſtellt werden. Für die gerichtliche Verfolgung wer— 
den fo ziemlich alle Perſonen herangezogen, die mit der Herſtel- 
lung des Blattes zu tun haben. Solche Vorſchriften mußten für 
die Preſſe zu einer Schlinge werden, die von den behördlichen Or— 
ganen jederzeit willkürlich zugezogen werden konnte. Die Leidens— 
geſchichte der öſterreichiſchen Preſſe ſpottet denn auch einige Jahre 


1) Heinrich Friedjung, Oſterreich von 18481860. II, 1. Stuttgart 1912. 
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vor und nach dem Abſchluſſe des Konkordates jeder Beſchreibung. 
Die Zahl der Zeitungen ſchrumpfte weſentlich ein. Im Jahre 1855 
gab es im Gebiete des heutigen Oſterreich im ganzen 50 ſogenannte 
politiſche Blätter, zum Teile ganz primitiver Art, in denen natür⸗ 
lich von einer Politik, die ſich nicht in Verherrlichungen der glanz⸗ 
vollen Regierung erging, nichts bemerkbar war. 

Das Schulweſen lag unter der Verwaltung des Grafen Thun 
arg darnieder. An den Univerſitäten lehrten wohl einige Profeſſo⸗ 
ren, die zu den Zierden der Wiſſenſchaft gehörten, doch der Geiſt an 
den Hochſchulen entſprach der herrſchenden Richtung. Thun war nicht 
kleinlich, und er hat einzelne tüchtige Männer an die Univerſitäten 
berufen, ſo Eduard Sueß, der Profeſſor wurde, ohne Dozent geweſen 
zu ſein — man leſe hierüber in ſeinen „Erinnerungen“ —, ſo 
Joſef Unger, der gleichfalls ſofort zum Profeſſor aufſtieg, und Ju⸗ 
lius Glaſer. Als der Miniſter das Amt antrat, war ein neuer 
verdienſtvoller Organiſationsentwurf für die Gymnaſien von Franz 
Exner und Hermann Bonitz fertiggeſtellt worden; Thun ſetzte ſeine 
Unterſchrift darauf. Doch ſchon im Januar 1854 ſtellte ein Erlaß 
des Unterrichtsminiſters den geſamten Gymnaſialunterricht behufs 
„Chriſtianiſierung“ unter die Aufſicht der Biſchöfe. Für die Volks⸗ 
ſchulen wurden gleichfalls Reformen in Erwägung gezogen, und 
Theodor Vernaleken erhielt eine Berufung nach Wien. Aber Leo 
Thun und ſein Unterſtaatsſekretär Freiherr von Helfert ließen die 
Neuerungen 1850 fallen. Erwähnt ſei noch, daß ſieben Jahre ſpä⸗ 
ter, als das Konkordat bereits ſeine Wirkung tat, beabſichtigt 
wurde, das Aufſteigen eines Schülers in eine höhere Klaſſe von 
dem Urteile des Seelſorgers abhängig zu machen. In dieſer Epoche 
blieben Leſebücher unberückſichtigt, die Adalbert Stifter und Franz 
Stelzhammer, zwei bekaunte Schriftſteller, abgefaßt hatten.!) 

Auch die Geſchichte des Wirtſchaftslebens beginnt in der 
Zeit der Gegenrevolution mit guten Anſätzen. Freiherr von Bruck 
hat als Handelsminiſter auf die Beſeitigung der Zwiſchenzoll⸗ 
linie zwiſchen Oſterreich und Ungarn hingewirkt; am 1. Juli 1851 
war der Handel der beiden Reichsteile von allen Hemmniſſen be⸗ 
freit. In Gemeinſchaft mit dem feinſinnigen Karl Hock ſchritt Bruck; 
an die Herſtellung des Zolltarifes vom November 1851, der 
das Syſtem der Abſperrung durch einen mäßigeren Schutzzoll er⸗ 

1) Guſtav v Strakoſch⸗ Graßmann, Geſchichte des öſterreichiſchen Unterrichts⸗ 


weſens. Wien 1905. Das Buch wird auch in den folgenden Kapiteln be⸗ 
nützt. 
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ſetzte. Der Handelsminiſter verfolgte mit dieſer Maßregel große 
Pläne: der wirtſchaftliche Anſchluß Oſterreichs an Deutſchland, die 
Begründung einer Zollunion beſchäftigten ihn. Allein er kam nach 
langwierigen Verhandlungen 1853 nur zum „Februarvertrag“ 
mit Preußen, der den Handel und Zollverkehr ordnete und die 
Zolleinigung — den wirtſchaftlichen Zuſammenſchluß — in Schwebe 
ließ. Mit Brucks Namen iſt auch der Bau der techniſch hervor- 
ragenden Semmeringbahn verknüpft. Bald nach der Verein- 
barung des Konkordats wurden jedoch wirtſchaftliche Klagen der 
Unternehmer laut, die durch die Handelskriſe von 1857 eine 
Verſtärkung erfuhren.!) Im Gegenſatze zur ſonſtigen Staatspolitik 
begann man merkwürdigerweiſe die Entfernung des Gerölles 
der alten Zunftein richtungen vorzubereiten. Ritter von 
Toggenburg, der im Februar 1855 gegen ſeinen Willen zum 
Handelsminiſter ernannt wurde, ſtellte — vom Freiherrn von Bruck, 
damals Finanzminiſter, auf das lebhafteſte gefördert — eine neue 
Gewerbeordnung bereit, die radikale Anderungen enthielt. Der Be— 
fähigungsnachweis wurde abgeſchafft, die Einrichtung der Zünfte 
urſprünglich aufgehoben, dann aber doch in der Form von Ge— 
noſſenſchaften belaſſen. Als das Geſetz am 20. Dezember 1859 in 
Kraft trat, war der reformfreundliche Toggenburg nicht mehr im 
Amte; die Frucht ſeiner Mühe fiel anderen in den Schoß. 
Werfen wir nun einen raſchen Blick auf die auswärtige Bo- 
litik des Habsburgerſtaates in den fünfziger Jahren! Sie be— 
ginnt mit einem ſcheinbaren Erfolg und endet mit Niederlagen. 


Die deutſche Nationalverſammlung in Frankfurt a. M. hatte 


ſich durch die Abſtimmung vom 27. Oktober 1848 gegen das offi⸗ 


zielle Oſterreich entſchieden, da ſie die Perſonalunion zwiſchen Dfter- 


reich und Ungarn forderte. Doch die Macht der Verhältniſſe war 


ſtärker als der Spruch der Ideologen in der Paulskirche. Aber 
auch Preußens Unionspläne, durch die Sſterreich an die Wand 


gedrückt werden ſollte, zerrieben ſich an dem Widerſtande der Do- 
naumonarchie. Preußen mußte ſich bequemen, nach Olmütz zu 
gehen, wo Felix Schwarzenberg und Manteuffel Ende November 
1850 im Gaſthauſe „Zur Krone“ über Deutſchlands Zukunft be⸗ 
ratſchlagten. Nach den Dresdner Konferenzen erfolgte die Beſchickung 
der Bundesverſammlung durch Preußen. Das „Bundesſiechtum“, 
die Bundespein begann von vorne. Der reaktivierte Deutſche Bund 


1) Adolf Beer, Oſterreichiſche Handelspolitik im XIX. Jahrhundert Wien 
1891. 
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war die vorläufige Einigung der Diplomaten; das Volk hatte da- 
bei nichts zu reden. Schwarzenbergs Ideal von einem kraftvollen 
Siebzigmillionenſtaate unter Oſterreichs Führung war wahrlich weit 
genug von ſeiner Verwirklichung geblieben; ſie ſollte überhaupt 
ſcheitern. Dichter ſind nicht ſelten Seher. So hatte Grillparzer 
recht, als er Oſterreichs Staatsmännern zurief: 


7 Verkehrt ihr mit Moder und Schimmel, 
Mit Konkordat und Glaubensgericht, 


Gewinnt ihr die erſte Stelle im Himmel, 
Aber in Deutſchland nicht! 

Der Krimkrieg ließ Oſterreich vereinſamen; die Freundſchaft 
des Zaren war verwirkt worden, ohne daß ſich ein Erſatz dafür ge⸗ 
funden hätte. Zur Zeit, da Bachs Verwaltung den Zentralismus 
befeſtigte und damit auch die deutſche Sprache — zum Teil durch 
ſlawiſche aber deutſchſprechende Beamte — in den Vordergrund 
ſchob, raffte ſich Napoleon III. auf, um für den Nationalſtaats⸗ 
gedanken zu Felde zu ziehen. Seine Neujahrsanſprache an den 
öſterreichiſchen Botſchafter in Paris, Baron Hübner, deutete ſchon 
die Abſichten an; neun Tage ſpäter — am 10. Januar 1859 — 
hielt König Viktor Emanuel eine Rede, in der er betonte, daß er 
für den Schmerzensſchrei, der aus den verſchiedenen Teilen Ita⸗ 
liens zu ihm herüberſchalle, nicht unempfindlich ſei. Oſterreich hatte 
in der letzten Zeit allerdings angefangen, in ſeinen italieniſchen 
Provinzen ein anderes Regime zu etablieren; doch die Liebe kam 
zu ſpät. Die klugen, verſöhnlichen Bemühungen des Erzherzogs 
Ferdinand Maximilian, der Radetzky als Generalgouverneur in 
Lombardo-Venetien gefolgt war, fruchteten nichts mehr. Zu ſtark 
drängte das nationale Gefühl nach dem Süden, als daß der ſee⸗ 
liſche Anſchluß an den Norden erreichbar geweſen wäre. Die Ein⸗ 
heit Italiens ſchwebte den Italienern vor Augen, um ſie ſollte 
gekämpft werden. Ehe ſich Oſterreichs Miniſter des Außern, Graf 
Buol, deſſen verſah, wurde Italien über Intervention der kaiſer⸗ 
lichen Militärkanzlei ein Ultimatum geſtellt — der Miniſter demiſ⸗ 
ſionierte deshalb —, und am 28. April 1859 kündigte ein Manifeſt 
des Kaiſers Franz Joſef den Einmarſch der Truppen ins Fein⸗ 
desland an. Am 4. Juni wurde die Schlacht bei Magenta geſchlagen, 
der Konkordatsſtaat unterlag. Nicht anders erging es bei Solferino 
am 24. Juni. Nach der Zuſammenkunft Kaiſer Franz Joſefs mit 
Napoleon III. in Villafranca hatte Oſterreich die Lombardei ver- 
loren, auf deren Boden im Laufe der Jahrhunderte ſo viel öſter⸗ 
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reichiſches und deutſches Blut vergoſſen worden war. Der Friede 
von Zürich beendete am 10. November 1859 dieſes Kapitel. 

Was war in den Kämpfen von der Armee geleiſtet worden, 
auf deren Säbeln Oſterreichs reaktionäre Staatsmänner ein Reich 
aufbauen wollten? Das Heer hatte auf den Siegen Radetzkys ge— 
ruht. Im Dunkel des Abſolutismus konnte der Generaladjutant 
des Kaiſers, Graf Grünne, ſein Unweſen treiben; er hatte auch den 
Grafen Gyulai zum Befehlshaber erkoren, der im Verlaufe des Krie— 
ges feiner Stelle enthoben werden mußte. Zwiſchen dem General- 
ſtabe und der mächtigeren Militärkanzlei beſtand eine lähmende 
Eiferſucht und tüchtige Offiziere wie Feldzeugmeiſter Heß wurden 
zurückgeſetzt.!) Da und dort zeigte ſich erfreulicher Mut, im all- 
gemeinen jedoch mangelte die Begeiſterung, die ein Jungbrunnen 
der Kraft iſt, und die Selbſtändigkeit, die nur im freien Manne 
und nicht in dem zum Knechtesſinn erzogenen Menſchen lebt. Dazu 
kamen die Mißſtimmungen und Beſorgniſſe, die aus der Feind— 
ſeligkeit der Magyaren erfloſſen, die ſeit Vilagos mit Füßen ge- 
treten wurden. Kurz: alles richtete die Mahnung zur Umkehr und 
Einkehr an die Machthaber. 
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Nach der Schlacht von Solferino erließ der Kaiſer an ſeine Völ— 
ker ein Manifeſt, das „zeitgemäße Verbeſſerungen in Geſetzgebung 
und Verwaltung“ verſprach, das aber das Wort Verfaſſung ängſt— 
lich vermied. Trotzdem konnte die Entwickelung zum Konſtitutio— 
nalismus nicht ausbleiben, denn ein Staat, der leben und aufwärts⸗ 
ſtreben will, vermag der Mitarbeit ſeiner Bürger auf die Dauer nicht 
zu entraten. Freilich, Oſterreich hat in dem halben Jahrhundert, 
ſeit dem verluſtreichen Kampfe ein ganz anderes Ausſehen gewon— 
nen, und wer ſich in die Tage von 1860 zurückverſetzen will, der 
muß ſich eine völlig fremde Zeit ins Gedächtnis zurückrufen. Mitte 
der fünfziger Jahre beſaßen weder die Bukowina noch Tirol, Kärn⸗ 
ten und Salzburg Eiſen bahnen; in Niederöſterreich ſtanden erſt 
37, in Oberöſterreich erſt 21, in Böhmen 68, in Mähren 53, in 
Steiermark 36 Meilen in Betrieb. Mit den Reichsſtraßen ſah 
es nicht beſſer aus. Chauſſeeartige Anlagen fehlten in den meiſten 
Kronländern, und an beſſeren Straßenzügen gab es in Böhmen im 


1) Anton Freiherr von Mollinary, 46 Jahre im öſterreichiſch-ungariſchen 
Heere. II. Zürich 1905. 
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Jahre 1853 nur 58, in Tirol 34, in Niederöſterreich 38 Meilen 
auf je 100 Quadratmeilen. Niederöſterreich wies Ende der fünfziger 
Jahre bloß drei, Tirol acht, Böhmen elf, Galizien ſieben, Dalmatien 
und das Küſtenland je fünf Telegraphenſtationen auf. 

Trotz des Konkordats und der von den egoiſtiſchen Induſtriellen 
nicht begrüßten neuen Zollpolitik hatte Handel und Wandel 
einen in der natürlichen Entwickelung begründeten Aufſchwung ge⸗ 
nommen. Im ganzen Ländergebiete der Habsburger vermehrte ſich 
die Briefaufgabe, die 1848 nur 20754000 Stücke umfaßte, auf 
53 707000 im Jahre 1856. Die mechaniſche Flachsſpinnerei ſtieg 
von 21000 auf 82 000 Spindeln in den Jahren 1847 bis 1858. 
In der Baumwollſpinnerei wuchſen in dieſem Jahrzehnt 200 000 
Spindeln zut). Nach einer intereſſanten Zuſammenſtellung, die eine 
Artikelſerie der „Wiener Zeitung“ im Oktober und November 1860 
vorführte, betrug die Förderung von Stein- und Braunkohle 1847 
fünfzehn Millionen, 1859 jedoch ſchon 55 Millionen Wiener Zent⸗ 
ner. Die Einfuhr von Roheiſen ſtieg in dieſer Friſt von 36000 
auf 531000 Zoll-Zentner; zudem hob ſich die inländiſche Produk⸗ 
tion um zwei Millionen Zentner. 

Das Induſtrie- und Finanzbürgertum mußte demnach 
in dieſer Epoche an Kraft gewinnen und mit der Wiederkehr der 
Verfaſſung eine bedeutende Stellung im Staate erlangen. Dabei 
kam ihm zugute, daß das Reich die Schuldenlaſt durch den außer⸗ 
gewöhnlichen Aufwand für das Militärbudget und durch die jeder 
Verantwortung enthobene Geſchäftsgebarung erſchrecklich geſteigert 
hatte. Das Budget für 1860 zeigte einen Fehlbetrag von 280 
Millionen Gulden?). Eine der erſten Maßnahmen mußte daher die 
Einſetzung einer Staatsſchulden-Kommiſſion ſein, die das 
Vertrauen zur Finanzgebarung verſtärken ſollte; ihre Ernennung 
erfolgte am 21. Dezember 1859. Da die Regierung geldbedürftig 
war, war ſie gezwungen, ſich an die für Staatspapiere aufnahme⸗ 
fähigen Kreiſe zu halten. Weder der Adel noch die Kirche haben 
dem Reiche ihre großen Geldmittel dienſtbar gemacht, und ſo mußte 
notgedrungen die „neue Ariſtokratie“ in dem Staate, den die blau⸗ 
blütigen Tories für ſich beanſpruchten, begünſtigt werden. 

Gegen Ende der fünfziger Jahre ließ die Energie der Regierung 
etwas nach, und der Unwille der Intellektuellen, die in dem Bauern- 


1) von Czoernig, Oſterreichs Neugeſtaltung. Stuttgart 1858. 
2) Dr. Guſtav Kolmer, Parlament und Verfaſſung in Oſterreich. I und II. 
Wien 1902 und 1903. Dieſes fleißige Werk wird wiederholt benützt. 
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ſtaate allerdings nur einen kleinen Bruchteil der Bevölkerung dar- 
ſtellten, begann ſich lebhafter zu äußern. Erſt wurde räſoniert, dann 
herzhaft geſchimpft; zuletzt gründete ſich alle Hoffnung auf die An- 
nahme, daß der Abſolutismus den Staat einem Kriege entgegentrei— 
ben und durch die Waffen des äußern Feindes vernichtet werden würde. 

Die politiſche Betätigung der im Jahre 1848 zum erſten 
Male in Aktion getretenen Völker war ausgeſchloſſen; aber im ge⸗ 


m.) 


heimen wurde die nationale Sammlungs⸗ und Aufrichtungs⸗ 


arbeit ſortgeſetzt. „Gleich einem Freimaurerbunde“, ſchreibt An⸗ 
ton Springer, „ſtanden die Geſinnungsgenoſſen feſt zueinander; 
jeder kannte den andern, jeder fand bei dem andern Unterſtützung.“ 
In der Bachſchen Ara konnten die Errungenſchaften der Nationen 
nicht ganz ausgemerzt werden. So ſtrenge auch darauf geſehen 
wurde, daß die deutſche Sprache im innern Dienſte der Behörden 
und Gerichte unangetaſtet bleibe: im äußern Dienſtverkehre hatten 
die Tſchechen beſonders in Böhmen, die Polen und Ruthenen in Ga— 
lizien einen weiten Spielraum erhalten. Schlechter erging es den 
Slowenen da, wo Gerichte oder Behörden mit deutſcher Amtsſprache 
vorhanden waren, am ſchlechteſten da, wo die italieniſche Amtsſprache 
herrſchte.!) In Schleſien und in der Bukowina kam die deutſche 
Sprache ausſchließlich zur Geltung. In den Volksſchulen wurde auf 
die nichtdeutſchen Nationen weitgehende Rückſicht genommen; an 
den Mittelſchulen fand die tſchechiſche oder die polniſche Sprache, je 
nach dem Gebiete, Eingang; man ſah aber ſtrenge darauf, daß dem 
Staate deutſche Beamte erwuchſen, und deshalb bewahrte die deutſche 
Sprache ihre bevorzugte Stellung in den oberen Klaſſen der Mittel- 
ſchulen. Immerhin: trotz des Zentralismus hatten ſich die Natio- 
nen von 1848 — 1859 weſentlich gekräftigt. Auch die Deutſchen haben 
bei aller Loyalität ihr 1848 lebendig gewordenes ſtammesgenöſſiſches 
Gefühl nicht verloren, und die Wiener Schillerfeier, die im Novem- 
ber 1859 an des Dichters 100. Geburtstag erinnerte, ließ das Na⸗ 
tionalbewußtſein mächtig auflodern. Schmerling verherrlichte beim 
Schillerbankett das einige Deutſchland, und Anaſtaſius Grün ſchrieb 
Verſe von bezwingender Kraft. Friedrich Halm aber dichtete ein Feſt⸗ 
ſpiel: „Vor hundert Jahren“, das einen hellen nationalen Ton anſchlug. 
Am 22. Auguſt 1859 wurde das Miniſterium Rechberg-Go— 
luchowski gebildet. Graf Rechberg übernahm das Präſidium; 
das Fat des Außern leitete er ſchon ſeit dem 17. Mai. 


iR Dr. Alfred Fiſchel, Das öſterreichiſche Sprachenrecht. Brünn 1901. 
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Graf Goluchows ki hatte als Minifter des Innern eine gewich⸗ 
tige Aufgabe übernommen. Er war der erſte polniſche Ariſtokrat, 
der im Dienſte des öſterreichiſchen Staates ſo hoch emporſtieg, er 
war Pole und Sſterreicher zugleich, doch als Statthalter und Mini⸗ 
ſter ſtets bedacht, die Polen zu fördern. Für Geiſt und Bildung be⸗ 
ſaß er wenig Verſtändnis; nach ſeinem Einzuge i in Wien li ließ er Die. 
eben geordnete Bibliothek im Miniſterium des Innern a 
fen, weil er den Platz für einen Speiſeſaal brauchte. 1) Im 
rium ſaß noch Freiherr von Hübner, der das Polizeiweſen 
verſah. Er war ein feingebildeter Mann, der ſich mehr zum ſchrift⸗ 
ſtellernden Beobachter als zum Diplomaten — wie in Paris — 
eignete. Trotz ſeiner klerikalen Gedankenrichtung hat er als Mini⸗ 
ſter durch die Lockerung der Zügel, durch das Zulaſſen einer freieren 
Betätigung der Bürger ſich viele Freunde erworben. Seines Blei⸗ 
bens war jedoch nicht lange, und ihm folgte bereits im Oktober Thierry 
nach, der die Nachwirkungen des Hübnerſchen Syſtems raſch beſeitigte. 
Dem geſunkenen Selbſtvertrauen, dem erſchütterten Kredit und 
dem allgemeinen Mißmute ſollte zuerſt durch die Tagung eines 
„verſtärkten Reichsrates“ begegnet werden. Ein kaiſerliches 
Patent vom 5. März 1860 ſetzte feſt, daß dieſe Körperſchaft erſtens 
aus den ſtändigen Reichsräten und aus 38 Mitgliedern der Lan⸗ 
desvertretungen zu beſtehen habe. Die Reichsräte ernannte der 
Kaiſer; die 38 Vertreter der Länder ſollten durch den Monarchen 
auf Grund von Ternavorſchlägen der einzelnen Landtage beſtimmt 
werden. Ter Wirkungskreis hatte ſich auf die Feſtſtellung des Staats⸗ 
budgets, die Beratung der wichtigſten Reichsgeſetzesvorlagen und der 
Vorlagen der Landesvertretungen zu erſtrecken; erſt ſpäter kam noch 
der Einfluß auf die Steuergeſetzgebung hinzu. Das Recht der Ini⸗ 
tiative ſtand dem Reichsrate nicht zu. Um den Zuſammentritt des 
„verſtärkten Reichsrates“ zu beſchleunigen, berief der Kaiſer jedoch 
ſogleich alle neuen Mitglieder der umgebildeten Körperſchaft nach 
ſeinem Ermeſſen. Die vorſichtig durchgeſiebten Reichsräte nahmen 
die Beratungen am 31. Mai 1860 auf; am 28. September wurde 
der verſtärkte Reichsrat geſchloſſen. Dieſe Körperſchaft, deren Präſi⸗ 
dent Erzherzog Rainer, einer der Freiſinnigſten und Modern⸗ 
ſten unter den Mitgliedern des Kaiſerhauſes, war, hielt keine öffent⸗ 


1) Walter Rogge, Oſterreich von Vilagos bis zur Gegenwart. I-III. 
Leipzig 1873. Rogges Werk iſt ein wertvoller Beitrag, aber ſehr parteiiſch 
und ſehr unüberſichtlich. Das iſt um ſo bedauerlicher, weil das Buch viel⸗ 
fach als Quellenarbeit dient. Rogges Arbeit wird mehrmals benützt. 
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lichen Sitzungen ab; über ihre Tätigkeit durfte nur durch die amt— 
lichen Berichte Licht verbreitet werden. 

Nach zwei Richtungen hin erregen die Verhandlungen in dieſem 
Hauſe Intereſſe, wie ja auch zwei Probleme damals vornehmlich die 
Geiſter beſchäftigten: die Einrichtung des Staates und das 
Verhältnis Dfterreichs zur römiſch-katholiſchen Kirche. 
Von den Reichsräten hat bloß einer den Mut gehabt, in ernſter 
Stunde ein offenes, wenn auch den Regierenden mißliebiges Wort 
zu wagen. Carl Maager, ein Siebenbürger Sachſe und Pro— 
teſtant, der 1813 in Kronſtadt geboren wurde und nach Zurück— 
legung der Gymnaſialſtudien Kaufmann geworden war, gab als 
erſter die Stimmungen wieder, die man damals im ſtädtiſchen Bür— 
gertume antreffen konnte. Maager kam am 10. September auf 
das Konkordat zu ſprechen und trat für die vollſtändige Gleichbe— 
rechtigung aller chriſtlichen Konfeſſionen ein. Ihm ſchloß ſich auch 
Freiherr von Petrino an. Vierzehn Tage ſpäter führte Maager 
aus: „Es iſt eine Repräſentativ-Verfaſſung, die wir brauchen, eine 
Verfaſſung, die, während ſie den einzelnen hiſtoriſch-berechtigten 
Nationen gerecht wird, im ganzen einen großen Reichskörper mit 
parlamentariſchen Einrichtungen und gewählten Vertretern bildet.“ 
Dieſe aufrichtige Sprache konnten die Reichs räte nicht vertragen: 
Fürſt Salm proteſtierte gegen eine ſolche „Kopierung Rotteck— 
Welkerſcher Staatsweisheit“. Eine nicht weniger klägliche Figur 
machte Doktor Hein, der den deutſchen Liberalismus zu vertreten 
hatte. Er verwahrte ſich im Namen der Minderheit dagegen, daß 
dieſe „auch nur im entfernteſten auf das Repräſentativſyſtem im 
modernen Zuſchnitte und nach franzöſiſchen Grundſätzen“ hinſteuern 
wolle. Wahrlich: Männerſtolz vor Königsthronen war Herrn Heins 
Sache nicht. Im verſtärkten Reichsrate entbrannte ein Kampf zwi— 
ſchen den Föderaliſten, die die Reichsgewalt ſchwächen und die 
„hiſtoriſch⸗politiſchen Individualitäten der Länder“ — dieſe Be— 
zeichnung ſtammt vom Grafen Clam-Martinic — mit größerer 
Macht ausſtatten wollten, und den Zentraliſten, denen die 
Reichseinheit erhaltenswert ſchien. Bei der Abſtimmung über die 
Berichte beziehungsweiſe Reſolutionen der beiden Gruppen gewan— 
nen die Föderaliſten einen ſtarken Vorſprung. Sie erhielten 34 
Stimmen, die Zentraliſten bekamen bloß 16 Stimmen. Sechs 
Reichsräte lehnten beide Berichte ab. 

So ſchwächlich und kraftlos auch die Debatten im verſtärkten 
Reichsrate waren, die abfällige Beurteilung der abſolu— 

ANUG 651: Charmatz, Sſterreich I. 3. Aufl. 4 
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tiſtiſchen Ara konnte nicht ausbleiben. Freiherr von Geringer, 
ein Adept Bachs, übte mit wenigen Worten vernichtende Kritik. 
Graf Heinrich Clam-Martinic, der ganz im Banne der Reaktion 
ſtand, tadelte doch die Finanzwirtſchaft des letzten Jahrzehnts. „Die 
Steigerung der Steuern“ — meinte er — „betrug in dem kurzen 
Zeitraume von zwölf Jahren beinahe 143% ... die zehnjährige 
Finanzperiode hatte ungefähr 800 Millionen Gulden mehr an 
Steuern erhoben als das vorhergehende Dezennium; ſie hatte die 
Schuldenlaſt des Staates um mehr als 1300 Millionen vermehrt 
und das Staatsvermögen um mehr als 100 Millionen vermindert.“ 
Die ermittelte Höhe der Staatsſchuld betrug nämlich nach dem 
italieniſchen Kriegszuge 2265 Millionen Gulden. Auch der verſtärkte 
Reichsrat erbat einen Wechſel des Regierungsſyſtems. Aus dem 
Mehrheitsberichte geht hervor, daß das Wiederaufleben der alten 
Ständeeinrichtung erwünſcht ſchien. 

Andere Vorſchläge wurden dem Kaiſer nach ſeiner Rückkehr aus 
Italien von Freiherrn von Bruck erſtattet. Die Denkſchrift be⸗ 
zeichnete das deutſche Element als den Kern des Mittelſtandes und 
legte dar, „daß eine geſunde lebensfähige Konſtituierung des Reiches 
nicht auf die altſtändiſche Gliederung zurückgreifen dürfe, ſondern 
ſich mit Entſchiedenheit auf jene Kreiſe ſtützen müſſe, in denen ge- 
ſamtſtaatliche und allgemeine Intereſſen den Schwerpunkt finden“. 
Während die Stände der Provinzen ſeparatiſtiſche Gelüſte haben, 
kann der Einheitsgedanke beim Mittelſtande auf Verſtändnis und 
Förderung rechnen.!) Dem einſichtigen Manne ſollte ein jähes Ende 
beſchieden ſein. Nach dem italieniſchen Feldzuge wurde bekannt, daß 
die große Staatsanleihe von 500 Millionen um 111 Millionen Gul⸗ 
den überſchritten worden ſei. Ferner tauchte das Gerücht auf, daß 
bei den Militärlieferungen große Unterſchleife vorgekommen wären. 
Am 8. März 1860 wurde der in Unterſuchung gezogene General von 
Eynatten, ein Günſtling Grünnes, in einem Wiener Gefängniſſe er- 
henkt aufgefunden. Andere Verhaftungen hatten gleichfalls ſtattge— 
funden. Am 23. April traf man Freiherrn von Bruck blutüber⸗ 
ſtrömt in ſeinem Zimmer im Finanzminiſterium. Ihn hatte die 
Fama mit den Unterſchlagungen in Verbindung gebracht, obwohl 
ſeine Ehrenhaftigkeit von ſeinem Nachfolger im Amte, von Ignaz 
von Plener, feſtgeſtellt werden konnte. Der Staatsmann hatte aus 
gekränktem Stolze Hand an ſich gelegt. ) 

1) (Bruch) Die Aufgaben Sſterreichs. Leipzig 1860. 

2) Richard Charmatz, Miniſter Freiherr von Bruck. Leipzig 1916. 
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In den erſten Monaten des Jahres 1860 ſchrieb Perthaler 
jeine Briefe über die Reform der Verfaſſung. Er legte dar, daß man 
auf das kaiſerliche Manifeſt vom Dezember 1848 zurückgreifen müſſe, 
das dem Volke das Selbſtbeſtimmungsrecht verhieß. Die oktroyierte 
Verfaſſung bom März 1849 ſei jedoch fehlerhaft gebildet geweſen, 
denn ſie ließ die „Großen des Reiches“ — den Adel — im Ober— 
hauſe nicht zur Geltung kommen. Ein weiterer Mißgriff hätte in 
der vollſtändigen Trennung der Reichstage und der Landtage beſtan— 
den, wodurch beide Körperſchaften zueinander in eine ſchiefe Stellung 
hätten kommen müſſen. Nach Perthalers Meinung ſollten die Unter— 
und Oberhausmitglieder jedes Landes im Reichstage gleichzeitig das 
Plenum der Landtage darſtellen. Der einflußreiche Briefſchreiber iſt 
der Anſchauung, daß weder das ſtändiſche Prinzip noch das Prinzip 
der Volkswahlen für das Unterhaus in Betracht käme, ſondern daß 
dieſes auf der Gemeinde- und Kreisverwaltung aufzubauen 
ſei. Schließlich zeigt Perthaler noch, wie der „verſtärkte Reichsrat 
das Ei ſei, aus dem der volle Reichsrat mit Ober- und Unterhaus 
hervorzugehen“ habe.!) 

Auch die Magyaren traten an die Regierung mit beſonderen 
Denkſchriften heran. Graf Emil Deſſewffy, einer der gebil— 
detſten und maßgebendſten unter den magyariſchen Konſervativen, 
überreichte dem Grafen Rechberg eine Arbeit, deren Hauptpunkt das 
Verlangen nach Beſeitigung der gemeinſamen Miniſterien, ausge- 
nommen jene der Finanzen, des Kriegsweſens und der auswärtigen 
Politik, nach Herſtellung der Verfaſſung von Ungarn, Kroatien und 
Siebenbürgen unter Berückſichtigung der ſozialen Veränderungen 
von 1848, nach Wiederaufrichtung der provinzialen Einrichtungen 
in Oſterreich unter beſonderer Bedachtnahme auf die Großgrund— 
beſitzer und nach der Krönung des Monarchen in Preßburg und 
Prag enthielt.?) Die Stimme der magyariſchen Konſervativen hatte 
eine außergewöhnliche Bedeutung, denn Ungarn erfüllte den Kaiſer 
mit großer Sorge. 

Am 14. April 1849 war die Dynaſtie der Habsburger in der re— 
formierten Kirche zu Debreczin von Ludwig Koſſuths Getreuen der 
ungariſchen Krone für verluſtig erklärt worden. Mit Hilfe der 
Ruſſen gelang es dann den Habsburgern, Görgeis und Bems Regi— 


1) (Perthaler) Neun Briefe über Verfaſſungsreform in Oſterreich. Leip— 
zig 1860. 

2) Louis Eiſenmann, Le compromis Austro-Hongrois de 1867. Paris 
1904. 
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menter niederzuringen und die Revolution durch die Waffenſtreckung 
von Vilagos am 13. Auguſt 1849 zu beenden. In Ungarn herrſchte 
nun Haynaus Strenge. 13 ungariſche Generäle wurden in Arad 
hingerichtet; außerdem verhängte man über 231 Offiziere die Todes- 
ſtrafe, ohne ſie jedoch zu vollziehen. In Peſt aber wurde dem ehe— 
maligen Miniſterpräſidenten Batthyany gewaltſam ein Ende berei— 
tet. Den blutbefleckten Haynau löſte Erzherzog Albrecht ab, der von 
1851—1860 Generalgouverneur von Ungarn war. In den elf Jah⸗ 
ren, die der Revolution folgten, wurde das Land zuerſt amputiert 
und hierauf in fünf Teile zerlegt. Das magyariſche Element mußte 
es ſich gefallen laſſen, vollſtändig entrechtet zu ſein, wie ja über- 
haupt alle Völkerſtämme im Lande der Freiheit beraubt waren. Un- 
garns jahrhundertealte Verfaſſung war zerriſſen, ſeine Überliefe— 
rung durchbrochen. Wohl hat das Bachſche Regime manche heilſame 
Neuerung durchgeführt, die Zahl der Schulen um 33% vermehrt 
und die Rechtsſicherheit gehoben. Aber Fremdlinge herrſchten im 
Lande — die ſog. Bachhuſaren — und verbreiteten allerorts dumpfe 
Unzufriedenheit. Die konſervativen Politiker, die ſich anfänglich der 
Regierung nähern wollten, fühlten ſich zurückgeſtoßen und zogen ſich 
grollend in ihre Schmollwinkel zurück. Doch ſchon im Jahre 1857 
war ihr Selbitändigteissgefühl jo weit erſtorben, daß ſie für den das 
Land bereiſenden Herrſcher eine Adreſſe vorbereiteten, in der nur von 
der Einheit der Monarchie geſprochen wurde. Unvergleichlich ſtär— 
ker iſt der Einfluß von Deak geweſen, der erſt von ſeinem Geburts- 
orte Kehida und daun von Peſt aus den paſſiven Widerſtand pre— 
digte; „der Weiſe der Nation“ beſchwor ſeine Landsleute, e 
auszuharren und an eine beſſere Zukunft zu glauben. Franz Deak 
iſt der einſichtsvollſte und erfolgreichſte Staatsmann Ungarns ge— 
weſen, gleichgroß als Menſch wie als Politiker. Er bewahrte ſeine 
innere Ruhe in den Zeiten der Leiden, ebenſo wie in den Tagen des 
Ruhmes. Faſt unangenehmer als die Unzufriedenheit im Innern 
Ungarns war für die Krone die Schar rachedurſtiger, unverſöhn— 
licher Flüchtlinge, die von Paris, London und den italieniſchen Städ- 
ten aus konſpirierte. Der Krieg von 1859 hat ſie im Bunde mit Na⸗ 
poleon III. geſehen, und damals ſchien für ſie die Stunde nahegerückt, 
das alte Stephansreich von Fiume aus für Ludwig Koſſuth, den 
Diktator von 1849, zurückzuerobern. Nach den Niederlagen wuchs in 
Ungarn die Erregung. Feldzeugmeiſter Benedek wurde an die Stelle 
des Erzherzogs Albrecht geſetzt; ſeine Statthalterſchaft währte von 
April bis Oktober 1860. Obwohl er ſich alle Mühe gab, die Ma- 
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gvaren zu beruhigen und obgleich als erſtes Zugeſtändnis die Ver⸗ 
einigung der Landesverwaltung in der Statthalterei zu Ofen ange— 
ordnet und die Einberufung des Landtages in Ausſicht geſtellt wor— 
den war, ſtieg das Fieber im Lande merklich. Demonſtrationen fan— 
den ſtatt, das Tragen von Waffen konnte nicht verhindert werden. 
Da entſchloß ſich der Kaiſer zu einem Akte der Verſöhnung: er brach 
mit dem Abſolutismus.!) 

Am 21. Oktober 1860 veröffentlichte die „Wiener Zeitung“ die 
langerwartete Verfaſſung. Das Erſcheinen war beſchleunigt worden, 
weil der Kaiſer unmittelbar vor einer Reiſe nach Warſchau ſtand. 
Auf der erſten Seite des Amtsblattes prangte ein Manifeſt des Kai— 
ſers an die Völker, das folgenden Paſſus enthielt: „Ich erfülle 
meine Regentenpflicht, indem ich die Erinnerungen, Rechtsanſchau— 
ungen und Rechtsanſprüche meiner Länder und Völker mit den tat— 
ſächlichen Bedürfniſſen meiner Monarchie ausgleichend verbinde und 
die gedeihliche Entwicklung und Kräftigung der von mir gegebenen 
oder wiedererweckten Inſtitutionen mit voller Beruhigung der ge- 
reiften Einſicht und dem politiſchen Eifer meiner Völker anver— 
traue.“ Darauf folgte das Oktoberdiplom vom Tage vorher da— 
tiert, das das Recht, Geſetze zu geben, abzuändern und aufzuheben, 
zwiſchen der Krone und den Landtagen, beziehungsweiſe dem Reichs— 
tage, teilt. Die Gegenſtände der Geſetzgebung, welche allen Königrei— 
chen und Ländern des geſamten Staates gemeinſam erſcheinen, ſind 
von einem Reichsrate zu erledigen. Sie werden genau aufgezählt. 
Alle anderen Gegenſtände fallen in den Wirkungskreis der Laud— 
tage. Doch erhält der Reichsrat in Fragen der Geſetzgebung bloß ein 
beratendes Votum — von „Mitwirkung“ ſpricht das Patent ——, 
während hauptſächlich die Steuern ſeiner Bewilligung — 
— „Zuſtimmung“ — unterworſen werden. Für ſolche Aufgaben, 
die bloß für die weſtliche Reichshälfte von Intereſſe ſind, ſoll ein 
engerer Reichsrat in Betracht kommen, den die Reichsräte dieſes 
Gebietes mit Ausſchluß der Ungarn bilden. Das Oktoberdivlom war 
ein wichtiges Zugeſtändnis an den Föderalismus. Es brach mit dem 
zentraliſtiſchen Syſtem, das ſich vornehmlich auf die Deutſchen ſtützte, 
und räumte den Landtagen — beſonders dem ungariſchen — einen 
Vorrang im politiſchen Leben ein. Das Oktoberdiplom verſprach den 
Ausgleich zwiſchen der Vergangenheit und Gegenwart, aber es hatte 
den Sieg der erſteren über die letztere bewirkt. Das Diplom vom 


1) Heinrich Friedjung, Benedeks nachgelaſſene Papiere. Leipzig 1901. 
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20. Oktober war ein harter Stoß gegen die früher allgewaltige Bu⸗ 
reaukratie. Die neuen Mächte, die ihre Siegeszeichen auf dem Boden 
dieſes Staatsaktes aufpflanzen wollten, waren die alten Ariſtokra— 
ten, die ſchon im Vormärz viel gegolten hatten. 

Für den Reichsrat kamen 100 Abgeordnete in Betracht, deren 
Sichtung durch drei Siebe erfolgen ſollte. Sie gingen aus den Land⸗ 
tagen hervor, die nach neuen Landesſtatuten zu bilden waren; der 
Kaiſer hatte von je drei dem Landtage vorgeſchlagenen Anwärtern 
einen auszuſuchen. Neben dieſen „erwählten“ Reichsräten ſollten — 
ganz ſo wie im verſtärkten Reichsrate — vom Kaiſer frei ernannte 
Vertrauensmänner der Krone ſitzen. Graf Goluchowski hat nur vier 
Landesſtatute veröffentlicht, und zwar für Steiermark, Kärn⸗ 
ten, Tirol und Salzburg. Der ſteiriſche Landtag wurde aus den zwei 
Biſchöfen, die ſich vertreten laſſen konnten, aus vier Geiſtlichen, aus 
zwölf Grundbeſitzern, zehn Städte-, zwei Handelskammer- und zwölf 
Landgemeindevertretern zuſammengeſetzt. Die Stadt- und Landver⸗ 
treter waren von den Gemeindevertretern, bzw. von den Gemeinde- 
vorſtehern zu wählen. Ein anderes Bild zeigte — um noch ein Bei⸗ 
ſpiel herauszugreifen — die Mandatsverteilung im Kärntner Land⸗ 
tage. Hier hatten ein Biſchof, vier geiſtliche Vertreter, acht Ver⸗ 
treter der landtäflichen Gutsherren, drei Abgeordnete der höherbe— 
ſteuerten Fabriks- und Montanwerksbeſitzer, ſechs Städte-, zwei 
Handelskammer- und zwölf Landgemeindevertreter Platz gefunden. 
Bei der Zumeſſung der Rechte verfuhr man ſo ſparſam, daß in der 
erſten Veröffentlichung des Landesſtatuts für Kärnten der Landtag 
gar nur zu einem „Beirat“ herabgeſetzt wurde, was dann ſpäter frei— 
lich richtiggeſtellt werden mußte. 

Mit dem Oktoberdiplom ergoß ſich eine ganze Flut von kaiſerlichen 
Handſchreiben über den Staat. Im Miniſterium Rechberg-Golu⸗ 
chowski wurden mehrere Veränderungen vorgenommen. Graf Leo 
Thun erhielt feinen Abſchied, Nadasdy, dem 1857 das Juſtizporte⸗ 
feuille zugefallen war, trat ab, ebenſo Herr von Thierry unſeligen 
Angedenkens. Dagegen wurden Mecſery Polizeiminiſter, Degenfeld 
proviſoriſcher Kriegsminiſter, Baron Vay ungariſcher Hofkanzler, 
Laſſer Leiter der Juſtiz und Graf Szecſen Miniſter ohne Porte⸗ 
feuille. 

Welche Aufnahme iſt nun der Oktoberverfaſſung Eh ge⸗ 
worden? Die Offentlichkeit hatte in der Reaktionsperiode keine Ge⸗ 
legenheit gehabt, über das Verfaſſungsproblem zu beraten. So er- 
floß Ende des Jahres 1859 an einen Wiener Zeitungsherausgeber 
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eine e polizeiliche Verwarnung, die als Dokument der alten Zeiten 
Schande Platz finden möge. „Wenngleich die Regierung in der letz— 
ten Zeit im allgemeinen einer wohlmeinenden Beſprechung innerer 
Staatsangelegenheiten nicht entgegengetreten iſt,“ beſagt das köſt— 
liche Schriftſtück, „ſo dürfen doch bei ſolchen Beſprechungen die ei— 
gentlichen Staatsgrundſätze, und in dieſer Richtung insbeſondere 
die Frage der Reichsverfaſſung, keinen Gegenſtand der Diskuſſion 
abgeben.“ !) Über das, was Ofterreich fromme, war nicht geſchrieben 
und geſprochen worden. Als nun die „Wiener Zeitung“ mit dem 
Diplom erſchien, wurde ihr Inhalt förmlich verſchlungen. An 60000 
Exemplare waren in kurzer Zeit verkauft. Dem Kaiſer, der abends 
abreiſte, wurde von den Wienern eine improviſierte Ovation dar— 
gebracht, doch als er zurückkehrte, blieb alles ruhig. Man hatte in 
der Zwiſchenzeit erkennen gelernt, daß die Hauptſtadt des Reiches 
und das deutſche Volk bei der neuen Ordnung zu kurz gekommen 
wären. Immerhin gab es auch Deutſche, die ſich mit dem Oktober— 
diplom befreundeten. Carneri, der geiſtreiche deutſche Philoſoph 
und redliche Politiker, veröffentlichte noch im November ein Schrift- 
chen unter dem Titel „Neuöſterreich“, in dem er freudig ausrief: 
„Das Syſtem der Zentraliſation iſt aufgegeben und mit ihm hat 
Oſterreich die Zeit des . hinter ſich.“ Die Tſchechen 
begrüßten die Konzeſſion an die „h hiſtoriſch-politiſchen Individua⸗ 
litäten“, aber auch ſie wieſen — vom Feudaladel natürlich abge— 
ſehen — gleich den Deutſchen eine Verfaſſung zurück, die den roten 
Ständefrack zu Ehren bringen wollte. In Trieſt hatten die Dfter- 
reich treuen Bürger ihre Wohnungsfenſter beleuchtet, doch die italie— 
niſchen Chauviniſten warfen ſie ein. In Ungarn verhielten ſich die 
über einen großen Anhang verfügenden Liberalen ablehnend, ob- 
gleich der Verkündung des Oktoberdiploms die Wiederherſtellung 
der hiſtoriſchen Komitatseinrichtung, vor der Benedek gewarnt hatte, 
auf dem Fuße folgte. Allerdings bedeutete die neue Verfaſſung 
gegenüber den alten konſtitutionellen Verhältniſſen eine Annähe⸗ 
rung an den in der öſtlichen Reichshälfte verpönten „Einheits⸗ 
ſtaat“; auch wurde das Steuerbewilligungsrecht und das Recht der 
Rekrutenvotierung — das ſich der ungarische Reichstag ſtets eifer— 
ſüchtig gewahrt hatte — an den Reichsrat in Wien übertragen. 
Die Liberalen in Ungarn — voran Franz Deak und Graf Andraſſy 
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— ſtellten ſich auf den Standpunkt, daß die 1848er Geſetze ohne 
Einſchränkung wiederhergeſtellt werden müßten.“) 

Die Feudalen in Zisleithanien und die Konſervativen 
in Transleithanien, die Deſſewffys Anregungen verwirklicht 
fanden, fühlten ſich befriedigt. In den Schlöſſern der Ariſtokraten?) 
jubelte man, ſonſt war die Stimmung des Bürgertums im ganzen 
Reiche alles eher denn günſtig. Überhaſtet, wie das Oktoberdiplom 
der Offentlichkeit übergeben wurde — es war an eine Überjegung 
ins Magyariſche gar nicht gedacht worden —, verſchwand es wie— 
der. Da jedoch das Verwarnungsſyſtem für die Zeitungen aufge— 
hoben und da die Vornahme der Gemeindewahlen am 18. Novem- 
ber 1860 auf Grund des Gemeindegeſetzes vom 8. April 1850 
verfügt wurde, begann das politiſche Leben in Dfterreich dennoch 
zu erwachen. Zwölf Jahre hatte man geruht, um nun beim Auf— 
ſtehen nicht Klarheit, ſondern Gärung vorzufinden. Am Anfange 
der Verfaſſungsepoche war die Verwirrung. .. 


E. Das Februarpatent und die Regierung Schmerling. 


Bei Kindern, die ſich erſt ans Gehen gewöhnen müſſen, kann man 
die Wahrnehmung machen, daß ſie nicht gerade ausſchreiten, ſondern 
von einer Seite zur andern hintaumeln. Oſterreich erging es bei 
ſeinen neuerlichen Gehverſuchen auf der Bahn des Konſtitutionalis— 
mus nicht anders; es fiel von einem Extrem ins andere, um ſich erſt 
nach mühſeligen Anſtrengungen zur Verfolgung einer geraden Ent- 
wickelungsrichtung aufzuſchwingen. Die ſchlechten Erfahrungen mit 
der Annäherung an den Föderalismus bewogen die maßgebenden 
Faktoren zu einer Bevorzugung des Zentralismus. Für dieſe Schwen⸗ 
kung hatte ſich Kardinal Rauſcher eingeſetzt, der in erſter Linie 
Klerikaler, dann aber auch deutſcher Zentraliſt war und hierin mit 
einer großen Gruppe deutſcher Liberaler übereinſtimmte. Am 
15. Dezember 1860 trat Schmerling die Nachfolgerſchaft des Gra— 
fen Goluchowski an, und am 4. Februar 1861 wurde das Miniſte- 
rium Rainer-Schmerling gebildet. Der Präſident der neuen 
Regierung war Erzherzog Rainer. 1827 geboren, ſtand er damals 


1) Eduard von Wertheimer, Graf Julius Andraſſy. I. Stuttgart 1910. 

2) Die feudalen Adeligen hatten ſich bereits im Auguſt 1860 in Wien 
ein publiziſtiſches Organ, „Das Vaterland“, geſchaffen, das für ihre Inter— 
eſſen rückſichtslos eintrat. Für die Geſchichte dieſes Blattes ſiehe die Feſt— 
nummer des „Vaterlands“ vom 1. Januar 1909. 


konnte als Gewähr für die nunmehrige Abkehr vom Abſolutismus 
betrachtet werden. Der kaiſerliche Prinz hat die Entwickelung ſeines 
Vaterlandes ſtets als fortſchrittsfroher Mann verfolgt, und aus 
ſeinem Munde ſtammte das Wort: „Wir könnten die Torheit objek— 
tiv betrachten, wenn wir nicht Oſterreicher wären.“!) Als Torheit 
erſchien ihm einmal das, was anderen im Augenblicke politiſche 
Weisheit zu ſein deuchte. Graf Rechberg blieb Miniſter des Außern. 
Schmerling erhielt das Staatsminiſterium, Laſſer wurde Verwal— 
tungsminiſter und Ignaz von Plener Finanzminiſter. Pratobevera, 
dem Leiter des Juſtizminiſteriums, folgte im Dezember 1862 Dr. 
Hein nach. 

Die wichtigſte Perſon im neuen Kabinette war Ritter von 
Schmerling. Wenige Miniſter wurden in Oſterreich mit größerer 
Begeiſterung empfangen als er. Da er den Sprung ins Dunkle 
des Abſolutismus nicht mitgemacht hatte, genoß er das Anſehen 
eines konſtitutionellen Staatsmannes; anderſeits war er in Frank— 
furt am Main dem Septemberaufſtand mit der Uhr in der Hand be— 
gegnet, und er bot daher die Bürgſchaft der Entſchloſſenheit gegen— 
über allzu großem Radikalismus. Schmerling konnte als Miniſter 
der reichen, ihres Beſitzes frohen Bourgeoiſie gelten und er wollte 
wahrſcheinlich gar nicht Volksminiſter ſein. Er gehörte mit Leib und 
Seele zu den deutſchen Zentraliſten, die ihr Ideal in einer ſtrcammen 
geſamtſtaatlichen Organiſation und in der Vorherrſchaft des Deutſch— 
tums fanden. Zu ſehr Bureaukrat, um für das vielgeſtaltige Leben 
mit ſeinen wechſelnden Bedürfniſſen Verſtändnis zu haben, glaubte 
er die andern zwingen zu können, nach ſeiner Art ſelig zu werden. 
Er wurde am 23. Auguſt 1805 als älteſter Sohn des Appellations— 
rates Joſef von Schmerling geboren und nannte den berühmten 
Rechtsgelehrten von Zeiller ſeinen Großvater. Schmerling wurde 
von Grillparzer und Friedrich Halm beſungen, aber die Politiker 
wandten ſich bald von ihm ab. Sein hochmütiges Weſen entfremdete 
ihm die Menſchen, ſein Selbſtbewußtſein verbreitete Kälte. 

Schmerling hat eine Reihe von nennenswerten Mitarbeitern ge— 
habt. unter denen vor allem Joſef Freiherr von Laſſer her— 
vorragte, der als Organiſator der öſterreichiſchen Verwaltung große 
Bedeutung erlangte. Auch der geiſtreiche, vielſeitig unterrichtete 
Hans von Perthaler, der Erzieher zweier Erzherzöge, hat 
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wacker mitgeholfen und als gewöhnlicher Oberlandesgerichtsrat die 
wichtigſten juridiſch-politiſchen Arbeiten geleiſtet. Der dritte Mit- 
arbeiter iſt Freiherr von Lichtenfels geweſen, der zu des 
Kaiſers Erziehern gehörte. Schmerling erhob ihn zum Präſidenten 
des Staatsrates. Lichtenfels war ein ſtrammer Joſefiner, und ob— 
wohl über 60 Jahre alt, geiſtig ungemein friſch. Er gehörte zu 
den beſten Kennern des öſterreichiſchen Staatsrechtes und hat, ohne 
liberal im eigentlichen Sinne des Wortes zu ſein, mit glänzender 
Beredſamkeit ſpäter noch gegen das Konkordat gekämpft. 
Schmerling erhielt von der Geſchichte den Beinamen „Vater der 
Verfaſſung“. Am 26. Februar 1861 erſchien ein kaiſerliches Patent, 
das ſich auf das Oktoberdiplom berief, über dieſes jedoch weit hin— 
ausging, denn ihm waren ein Geſetz über die Reichsvertretung 
und die Landesordnungen für die weſtliche Reichshälfte angeſchloſ— 
ſen, die dem Verfaſſungsleben einen neuen Inhalt gaben. An die 
Stelle des „verſtärkten Reichsrates“ trat der Staatsrat und der 
Reichsrat. Der letztere ſollte aus dem Herrenhauſe und dem Abge— 
ordnetenhauſe beſtehen. Der Reichsrat bildete die Vertretung des 
Geſamtſtaates; doch wurde auch ein „engerer Reichsrat“ eingeführt, 
der unter Ausſchluß der ungariſchen Vertreter zu tagen und nur 
über Fragen zu beraten hatte, die bloß für alle Königreiche und Län— 
der der weſtlichen Reichshälfte gemeinſchaftliches Intereſſe aufwie— 
ſen. Durch die Februarverfaſſung wurde der Wirkungskreis 
der Landtage genau umſchrieben und der Haupteinfluß in das Zen- 
tralparlament verlegt. Das Werk Schmerlings iſt die Charte des 
deutſchen Zentralismus, die Ungleiches zuſammenſchmieden und einen 
in ſich ſelbſt gefeſtigten Einheitsſtaat auf Koſten der Länder und der 
Nationen herſtellen wollte. Immerhin unterſchied ſich das Februar— 
patent vom Oktoberdiplom ſehr weſentlich und vorteilhaft dadurch, 
daß es das Geſetzgebungsrecht zwiſchen Krone und Reichsrat 
teilte, den Willen des Parlaments alſo in den Vordergrund ſchob. 
Das Abgeordnetenhaus war aus 343 Mitgliedern zu bil- 
den; davon ſollten auf Ungaxn 85, auf Venetien 20, auf Sieben— 
bürgen 26, auf Kroatien I entfallen. Die reſtlichen 203 Abgeord— 
neten hatten als Vertreter Zisleithaniens den „engeren Reichsrat“ 
zu repräſentieren. Die Abgeordneten wurden nicht direkt gewählt, 
ſondern von den Landtagen entſendet, ſo daß ein zweifacher Ein— 
griff zugunſten der Deutſchen erfolgen konnte. Mit widerlicher Spitz— 
findigkeit wurde das Plenum jedes Landtages in die willkürlichſten 
Gruppen zerlegt, die dann die Wahlen in den Reichsrat vorzuneh— 
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men hatten. Die Landtage waren nach dem Grundſatze der Inter— 
eſſenvertretung aufgebaut. In Niederöſterreich gab es außer den 
drei Viriliſten (Fürſterzbiſchof von Wien, Biſchof von St. Pölten, 
Rektor der Wiener Univerſität) 15 Vertreter des Großgrundbeſitzes, 
28 Vertreter der Städte und Handelskammern und 20 Vertreter 
der Landgemeinden. In Wien war die Wahlberechtigung an eine 
mindeſte Steuerleiſtung von 20 Gulden, in den anderen Städten 
von mindeſtens 10 Gulden geknüpft. Die Landgemeinden wählten 
durch Wahlmänner und unterlagen gleichfalls einer verhältnismäßig 
empfindlichen Zenſusbeſchränkung. Bei den erſten Landtagswahlen 
im März 1861 gaben in Wien nur 7400 Perſonen ihre Stimme 
ab. Am künſtlichſten war die Konſtruktion des Wahlmechanismus 
natürlich in den gemiſchtſprachigen Provinzen. Der böhmiſche Land— 
tag umfaßte 5 Viriliſten, 70 Repräſentanten des Großgrundbeſitzes, 
15 Handelsfammer-, 72 Städte- und 79 Landgemeindenabgeordnete. 
Im Durchſchnitte entfiel ein Städtevertreter auf 11000, ein Land— 
gemeindenvertreter auf 49000 Bewohner. Allein die Laſſerſche 
Wahlkreisgeometrie bewirkte noch mehr. Im deutſchen Sprachgebiet 
kam im Durchſchnitte ein ſtädtiſcher Abgeordneter auf 10000, ein 
ländlicher auf 40000 Seelen, in den tſchechiſchen Diſtrikten auf 
12000, beziehungsweiſe 53000 Menſchen. Dieſe Ungleichheit hat 
die Tſchechen im böhmiſchen Landtag zu beſtändigen Klagen ver— 
anlaßt; die Verfaſſungsära wurde in Prag von den Tſchechen mit 
dem Kampfe um ein beſſeres Wahlrecht begonnen. Der größte Fehler 
war jedoch die außerordentliche Bevorzugung des Großgrundbeſitzes, 
dem außer den Herrenhausſitzen und einer nennenswerten Vertre— 
tung im Abgeordnetenhauſe noch 230 Mandate in den Landtagen 
als Klaſſengeſchenk überlaſſen wurden. Da die Großgrundbeſitzer in 
den Händen der Regierung verhältnismäßig leicht lenkbar geweſen 
ſind, und da ſie in den Landtagen den Ausſchlag gaben, konnte man 
die Struktur der Landtage mit einem Griff ändern, ohne daß ſich 
in der Volksſtimmung auch der geringſte Wandel vollzogen hätte. 
In Böhmen vermochten die jeweiligen Staatslenker je nach Be— 
darf den verfaſſungstreuen Deutſchen oder dem tſchechiſch-föderaliſti— 
ſchen Adel in den Sattel zu verhelfen und damit die Mehrheit der 
Landesvertretung für den Zentralismus oder für den Föderalismus 
zu gewinnen. Da in Öfterreich die verſchiedenen Regierungsprin— 
zipien einander wie Tag und Nacht ablöſten, ſchwankten die Lan— 
desvertretungen verſchiedener Provinzen in ähnlicher Weiſe. Unrecht 
Gut gedeiht nicht, bringt keinen Segen. Was Schmerlings und 
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ſchaffen wähnte, wurde dieſen oft zum Verhängniſſe. 

Die Februarverfaſſung ſtellte den Konſtitutionalismus in Sſter— 
reich auf keine feſte Grundlage. Wie täuſchend auch ihr Außeres 
war, ſie hat den Abſolutismus beengt und verhüllt, nicht 
aber in ſeinen letzten Erſcheinungsformen ausgerottet. Schmerling 
ſchuf ſich die Hintertür des $ 13. Dieſer Paragraph berechtigte das 
Miniſterium, in der Zeit des Nichtbeiſammenſeins der geſetzgeben— 
den Körperſchaft dringende Maßnahmen zu treffen, und hielt es 
lediglich an, dem Parlamente darüber zu berichten. Dieſe Beitim- 
mung iſt ein Gradmeſſer für die geringe Macht des damaligen 
Parlaments, und es erſcheint einleuchtend, daß die Beſeitigung des 
Notverordnungsparagraphen, den Schmerling wiederholt 
— ſogar zum Verkaufe von Staatsdomänen — in Anſpruch nahm, 
mehrmals verlangt wurde. J. N. Berger forderte, daß dem Reichs- 
rate wenigſtens das nachträgliche Genehmigungsrecht ſichergeſtellt 
werde; aber der darauf bezügliche Beſchluß des Abgeordnetenhauſes 
wurde vom Herrenhauſe nicht unterſtützt. Der Notverordnungs⸗ 
paragraph war um ſo gefährlicher, weil die Februarverfaſſung die 
Feſtſezung der Miniſterverantwortlichkeit unter.afien hatte. 
Giskra auf der einen, Rieger auf der anderen Seite ſtellten An⸗ 
träge, die auf die Beſeitigung dieſes unhaltbaren Zuſtandes ab- 
zielten. Mühlfeld, der als Berichterſtatter des Ausſchuſſes zu die— 
ſem Gegenſtande ſprach, meinte, daß die weiſeſten Geſetze, zum 
Wohle des Volkes erlaſſen, ohne Wert ſeien, wenn ſie nicht zur 
Ausführung gelangen. Wenn die Regierung der Volksvertretung 
nicht verantwortlich wäre, würde auch das Recht des Volkes an 
Wert verlieren. Dennoch ließ ſich Schmerling nicht dazu herbei, ein 
Geſetz über die Miniſterverantwortlichkeit zuzugeſtehen. Er ſchwang 
ſich nur am 1. Mai 1862 zur Verleſung einer kaiſerlichen Botſchaft 
auf, die den Grundſatz der Verantwortlichkeit anerkannte. Die Im— 
munität der Abgeordneten war gleichfalls nicht verbürgt worden. 
Es bedurfte erſt des Drängens und Schiebens, um die Regierung 
zu veranlaſſen, im Mai 1861 Abhilfe zu ſchaffen. Schmerling be— 
zeichnete dies als Akt beſonderen Entgegenkommens, und das Her— 
renhaus konnte ſich nicht leicht entſchließen, die Redefreiheit zu 
gewährleiſten. Wie gering Schmerling übrigens das Parlament 
achtete, geht daraus hervor, daß er dem Abgeordnetenhauſe drohte, 
das Budget von 1863 auf Grund des § 13 zu oktroyieren, ſofern 
die Beratung des Budgets verweigert würde. Ein Lichtpunkt in 
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dieſer geit der Scheinverfaſſung war die Gewährung des Selbſt⸗ 
beſtimmungsrechtes für die Gemeinden, die im Gemeinde— 
geſetze vom Mai 1862 zum Ausdrucke kam. Artikel XI beſtimmte, 
daß bei der Schaffung der Wahlordnungen „gebührende Rückſicht— 
nahme auf die Sicherung der Intereſſen der höher Beſteuerten“ 
zu erfolgen habe. 

Wenn die Regierung mit dem Parlamente ſo umſprang, ſo kann 
man ſich denken, wie ſie mit dem Bürgertume umging. Anfangs 
1861 verſuchte die Polizei Verſammlungen der Gemeindewäh— 
ler zu vereiteln, und als dieſes Beginnen doch aufgegeben wurde, 
bemühte ſie ſich wenigſtens, politiſche Erörterungen hintanzuhalten 
und darauf zu ſehen, daß nur Wähler an dieſen der Behörde ſo ge— 
gefährlich ſcheinenden Verſammlungen teilnahmen. Unter unaus— 
geſetzten Schikanen mußte man ſich ein beſcheidenes Maß von Ver— 
ſammlungsfreiheit erkämpfen. Zu einer neuen geſetzlichen Regelung 
des Vereins- und Verſammlungsweſens iſt es in der Ara Schmer— 
ling nicht gekommen, obgleich Dr. Rechbauer die Regierung zur Be— 
ſeitigung der Bachſchen Hinterlaſſenſchaft anſpornte und trotzdem 
ein Parlamentsausſchuß am 30. Dezember 1863 dem Abgeord— 
netenhauſe einen Geſetzentwurf vorlegte. Immerhin wurden im Ok— 
tober 1862 Geſetze zum Schutze der perſönlichen Freiheit 
und des Hausrechtes zuſtande gebracht, die wichtige bürgerliche 
Freiheiten begründeten. Die Preſſe hatte unter Schmerling ſchwere 
Zeiten durchzumachen. Wohl erſchien Ende Dezember 1862 ein 
neues Preßgeſetz, das aber weit entfernt davon war, den Forde— 
rungen der Offentlichkeit zu entſprechen. Die Abgeordneten hätten 
gerne ein freiheitlicheres Geſetz fertiggebracht, aber Schmerling ſtellte 
ſich entgegen, indem er mit der ihm eigenen kühlen Ironie meinte, 
die Regierung habe den ganzen Apparat der Verwarnungen und 
Konfiskationen in Händen, „ſie könne warten“. Das Preß— 
geſetz war die geiſtige Arbeit des Wiener Oberſtaatsanwaltes Dr. 
Lienbacher, dem es vorbehalten blieb, das „objektive Verfahren“, 
das nur das Blatt und nicht die Herſteller trifft, auszuklügeln und 
in überreicher Weiſe anzuwenden. Auch die Gründung neuer Blät— 
ter wurde erſchwert; das freie Wort blieb in den Tagen Schmer— 
lings nur eine Zukunftshoffnung. Der Staatsminiſter, der als Libe— 
raler galt und ein Konſervativer war, ſchritt Arm in Arm mit Herrn 
Lienbacher, der ſpäter ein Führer der Klerikalen werden ſollte. 

Sehr verſchieden war die Aufnahme, die das Miniſterium bei 
den Völkern fand. Oſterreich gehörte noch zum Deutſchen Bunde. 
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Die Deutſchen glaubten deshalb auf die Feſtlegung der deutſchen 
Staatsſprache und auf andere nationale Sicherungsmittel verzich- 
ten zu können. Damals waren die leitenden Kreiſe noch ſtark von 
großdeutſchen Gedanken erfüllt; der erſte Platz in Deutſchland 
wurde von Dfterreich beanſprucht. Im September 1862 ſagte Kai— 
ſer Franz Joſef zum Präſidenten des Juriſtentages, der ſeine Be— 
ratungen in Wien abgehalten hatte: „Ich bin vor allem Sſter— 
reicher, aber entſchieden deutſch und wünſche den innigſten Anſchluß 
Oſterreichs an Deutſchland.“ Die Februarverfaſſung war den Deut- 
ſchen in vielfacher Hinſicht ſehr genehm; ſie feierten auch den 
erſten Jahrestag des Februarpatents. Friedrich Hebbel ſchrieb zur 
Feier einen Prolog, in dem es heißt: 


Die Völkerkrone geht von Haupt zu Haupt, 

Und auch dem letzten iſt der Kampf erlaubt, 
Denn trotz Homer erblich auch Griechenland 

Und trotz des Nebels glänzt der deutſche Strand. 
Doch Ehre dem, der jetzt die Fahne ſchwingt, 
Und wehe dem, der kraftlos um ſie ringt, 

Mit ew'ger Schande aber ſei bedeckt, 

Wer ſie beſchimpft, eh' ſeine höher ſteckt. 


Als aber die ſlawiſchen Nationen ſich ihrer Zurückſetzung zu 
entwinden begannen und demnach die Grundlagen der deutſchen 
Herrſchaft zu erſchüttern anfingen, wurde auf dem heißen Boden 
Prags im Jahre 1862 das Deutſche Kaſino gegründet, das 
bald 2000 Mitglieder zählte. Schmeykal, der Führer des Vereines, 
beſaß klaren Verſtand, gewinnendes Weſen und einen unantaſtbaren 
Charakter. Allein er ſah das politiſche Leben nur durch die Brille 
des Deutſchböhmen, wodurch er das Zeug zu einem großzügigen 
Staatsmanne verlor. Das Prager Kaſino hat auf die Geſchichte 
Oſterreichs oft entſcheidenden Einfluß genommen, von dem man 
allerdings nicht jagen kann, daß er ſegensvoll geweſen ſei. 

Die Tſchechen konnten ſich mit dem Februarpatente nicht be— 
freunden, denn ſie empfanden, daß ſeine Spitzen gegen ſie gerichtet 
waren. Sie nannten es einen „verderblichen“ Akt und antworte— 
ten mit dem Nedejme se! (Ergeben wir uns nicht!). Zwei Parteien 
hatten ſich in der Nation entwickelt: die Feudalen, die im Grafen 
Clam⸗Martinic ihr geiſtiges Haupt verehrten, und die bürgerliche 
Gruppe, die von Palacky und Rieger geführt wurde. Der „Va⸗ 
ter der Tſchechen“, Franz Palacky, wurde 1798 in Mähren 
geboren. Er beſuchte die philoſophiſche Akademie in Preßburg, kam 


Das Februarpatent und die Regierung Schmerling 55 


dann als Erzieher in eine ungariſche Adelsfamilie und wurde ſpäter 
in die tſchechiſchen Adelskreiſe eingeführt, wo er ſich großen An— 
ſehens erfreute. Franz Palacky iſt der bedeutendſte Geſchicht— 
ſchreiber der Tſchechen. Nach der Revolution zog er ſich von der 
Politik zurück. Außerordentlich reizbar, paßte er mehr für die ſtille 
Forſcherarbeit als für das aufregende Leben. Ohne ſcharfen poli- 
tiſchen Blick, von Stimmungen beeinflußt, wirkte er auf ſeine Na— 
tionalgenoſſen mehr durch ſein wiſſenſchaftliches Anſehen als durch 
ſeine Führergabe. Aus anderem Holze ſchien ſein Schwiegerſohn 
Franz Ladislaus Rieger — ein ſchöner, die Blicke feſſeln— 
der Mann — geſchnitzt zu ſein; er war ein Politiker nicht nur 
ſeinem Berufe, ſondern auch ſeiner Veranlagung nach. Einige Zeit 
nach der Revolution wollte er ſich zwar der Wiſſenſchaft widmen, 
aber die Regierung hatte zu ihm kein Vertrauen. Das war gut 
für ihn, doch nicht für das tſchechiſche Volk, für deſſen kulturelle 
Entwickelung er allerdings vieles getan hat. Rieger, den ſelbſt 
ſein Schwiegervater lange für einen Demagogen gehalten, ließ ſich 
zu einem fragwürdigen politiſchen Schritt bewegen. Tomek, einer 
der treueſten Mitarbeiter Palackys, brachte Rieger und den Grafen 
Clam⸗Martinic einander näher. Die Feudalen handelten in ihrem 
Intereſſe, denn ſie köderten das Bürgertum. Der einſt demofra- 
tiſche Rieger dagegen konnte ſich nur des einen Erfolges rühmen, 
Schleppträger der Hochariſtokraten geworden zu ſein. Die Grund— 
lage, auf der ſich die feudalen und liberalen Tſchechen im Januar 
1861 fanden, war das „böhmiſche Staatsrecht“, ein dehnbarer Be— 
griff, der alles und nichts umſchließt. Rieger ſelbſt ſühlte ſich ſpä— 
ter manchmal im Kreiſe ſeiner neuen Freunde wenig wohl. Gegen 
Ende der ſiebziger Jahre ſuchte er vergebens aus dem unnatür— 
lichen Bündniſſe herauszukommen. 

Am 6. April 1861 wurde die erſte Seſſion der Landtage 
eröffnet. über Anregung des Kardinals Fürſten Schwarzenberg 
beſchloß der böhmiſche Landtag an den Kaiſer die Bitte zu rich— 
ten, ſich zum Könige von Böhmen krönen zu laſſen. Der Kaiſer 
ſagte zu, ohne daß die Formalität, die für das Intereſſe der breiten 
Volksmaſſen ganz bedeutungslos iſt, bis heute vollzogen worden 
wäre. Im Landtage wurde auch gegen das Wahlrecht heftig los— 
gezogen; das Wichtigſte jedoch waren die Wahlen für den Reichs- 
rat. Rieger wollte von der Beſchickung des Zentralparlaments 
nichts wiſſen, und Palacky hatte von Haus a.., eine Abneigung 
gegen Wien. Schließlich wurde Rieger doch von ſeinen Volksge— 
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noſſen veranlaßt, die Wanderung zum Donauſtrande anzutreten. 
Er hoffte die Magyaren zur Befolgung einer gleichen Taktik zu be— 
wegen und träumte davon, als Führer aller Nichtdeutſchen zu An— 
ſehen zu gelangen.!) Die Tſchechen zogen alſo in das Wiener Parla— 
ment ein, und Palacky folgte der Berufung ins Herrenhaus. 

Zu denen, die dem Oktoberdiplom Tränen nachweinten, gehörten 
auch die adeligen Führer der polniſchen Oberſchichten. Die Er- 
fahrungen von 1846 und 1848 hatten die Polen zu einer reſervier— 
ten Haltung gedrängt, zumal der Wind in der Bachſchen Ara gegen 
die Schlachzizen blies. Doch Graf Goluchowskis erſte Sorge war 
eine Reorganiſation der öſterreichiſchen Verwaltung geweſen. Um 
Neujahr 1860 hatte er Salzburg mit Oberöſterreich adminiſtrativ 
vereinigt und im April die Landesſtellen in Krakau und Czerno— 
witz aufgelöſt, ſo daß ganz Galizien und die Bukowina der Lem— 
berger Statthalterei untergeordnet wurden. Außerdem legte Go— 
luchowski Kärnten und Krain mit Steiermark und Schleſien mit 
Mähren zuſammen. Die Polen benützten die Neuordnung, um ſich 
in Galizien in den Vordergrund zu ſchieben. Der Aufſtand in Ruſ— 
ſiſch-Polen wirkte national belebend auf Galizien zurück, und ob— 
gleich über das Kronland vom Februar 1864 bis April 1865 der 
Ausnahmezuſtand verhängt war, ſchoß das Pflänzchen des pol— 
niſchen Chauvinismus doch in die Höhe. Während die Polen zur 
Oppoſition zählten, ſchloſſen ſich die Ruthenen der Regierung an. 
Graf Mensdorff, der Statthalter von Galizien, hat, um der Polo— 
niſierung entgegenzuwirken, die Trennung Oſt- und Weſtgaliziens 
verſucht. Im Oktober 1862 wurde angeordnet, daß ſich die Be— 
hörden und Gerichte in Weſtgalizien der deutſchen oder der pol— 
niſchen Sprache zu bedienen hätten und daß die oſtgaliziſchen Be— 
amten des Rutheniſchen mächtig ſein müßten. 

Die Slowenen, die wie alle Slawen zum Föderalismus neig- 
ten, überreichten im Juni 1861 Schmerling eine Petition, in der 
die Gleichberechtigung der Slowenen in Schule und Amt verlangt 
wurde. Im Krainer Landtage forderten ſie 1863, daß den deut— 
ſchen Sitzungsprotokollen eine ſloweniſche Überſetzung beigelegt werde. 
Graf Anton Auersperg, der Schätzer der ſloweniſchen Volkslieder, 
der den bedeutendſten Dichter der Slowenen, Preſchern, in einem 
herrlichen Nachrufe beſungen hatte, wies dieſes Anſinnen ſcharf zu— 
rück. Übrigens wurde dem Krainer Landtage am 8. Januar 1863 


1) Erneſt Denis, La Boheme depuis la Montagne Blanche II. Paris 
1903. 
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vom Statthalter ein Exemplar des Oktoberdiplomes und Februar⸗ 
patentes in ſloweniſcher Sprache überreicht, wofür Toman — neben 
Dr. Bleiweiß, dem Redakteur der „Novice“, der Hauptführer der 
Slowenen — mit einem Hoch auf den Kaiſer dankte. 

Die Italiener, die jenſeits der ſchwarzgelben Grenzpfähle 
den erſehnten Nationalſtaat emporwachſen ſahen, wollten und konn— 
ten ſich auch an das neue Sſterreich nicht gewöhnen. Allerdings 
hatten ſie, ihrer angeſehenen Kultur entſprechend, niemals nationale 
Bedrückung erfahren; ihr Leid war nur der allgemeine durch die 
politiſche Knechtung verurſachte Schmerz geweſen. Nun aber fühl— 
ten ſie ſich als losgelöſte Splitter, die zum Ganzen ſtrebten. In 
Trieſt wurde vom Stadtrate im Jahre 1861 die deutſche Sprache aus 
den Schulen verdrängt. In Venetien weigerte man ſich, die Wahlen 
für das Zentralparlament abzuſchließen, und als die Regierung 
der Zentralkongregation das Geſchäft abnahm und die Abgeord— 
neten beſtimmte, wieſen alle Gewählten die Mandate zurück. Im 
Trentino verlangte man vergebens die Lostrennung von Nord— 
tirol, die Einrichtung eines ſelbſtändigen Verwaltungsgebietes 
Darum blieben die Südtiroler Italiener dem Innsbrucker Landtage 
fern. In Venetien wurde 1864 der Jahrestag von Solferino feſt— 
lich begangen, und bei Udine kam es im Oktober dieſes Jahres 
zu einem Aufſtande, den Benedek mit Militär niederſchlagen mußte. 
Natürlich wirkte dieſe Bewegung auf Trieſt zurück; am 21. Januar 
1865 wurde das als Landtag tätige Munizipium wegen einer Kund— 
gebung zugunſten der italieniſchen Beſtrebungen aufgelöſt. 

In Ungarn ſtieß die Februarverfaſſung auf den heftigſten Wi— 
derſtand der Magyaren, die ſich gegen die Zwangsjacke des Zen— 
tralismus nach Leibeskräften wehrten. Der nach Ofen einberufene, 
aber in Peſt tagende Landtag nahm ſeine Sitzungen im April 1861 
auf; im Mai kam es zur berühmten Adreßdebatte, die Deak als 
den Meiſter der Situation erkennen ließ. Zwei die neue Verfaſſung 
entſchieden ablehnende Adreſſen gingen von Peſt nach Wien, aber 
zwiſchen den Gegenſätzen in der Auffaſſung gab es damals keinen 
Ausgleich. Deak hielt an dem Rechtsbeſtand der 1848er Verfaſſung 
feſt, die Wiener Regierungsjuriſten verfochten dagegen die Theſe 
der Rechtsverwirkung durch die Revolution. Am 23. Auguſt 1861 
wurde der ungariſche Landtag aufgelöſt; das unkonſtitutionelle Re— 
gime nahm in Ungarn ſeine Fortſetzung. Damals richtete Graf 
Andraſſy an ſeine Wähler die ſtolzen Worte: „Unſere Gegner haben 
uns, ungeachtet der materiellen Gewalt, noch zu nichts zwingen 

ANuch 651: Charmatz, Oſterreich I. 3. Aufl. 5 
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können; wir aber haben ſie ſchon genötigt uns zu reſpektieren und 
wir werden ſie noch zwingen einzuſehen, es ſei unmöglich, Ungarn 
zu bewältigen, wogegen es ein Lebensintereſſe Sſterreichs iſt, Un- 
garn zu befriedigen.“ Schmerling war nicht zu bekehren, wie ſehr 
auch in Sſterreich Männer wie Fiſchhof, Unger, Kaiſerfeld, Berger 
und andere Mitglieder der Regierungsmehrheit für einen Ausgleich 
eintraten. Die Föderaliſten wie Clam-Martinic und Smolka miß— 
billigten ſelbſtredend die Haltung des Staatsminiſters. 

Doch nicht nur die Magyaren wurden abgeſtoßen, auch die an- 
deren Völker Ungarns rückten von Schmerling ab, deſſen dof- 
trinäre Zuſammenfaſſungspolitik jeder Gelenkigkeit entbehrte. Die 
Kroaten, die durch die Gegenrevolution bitter enttäuſcht worden 
waren, benutzten das Zuſammentreten des Agramer Landtages nach 
der Erlaſſung des Februarpatents, um jedes Band mit Ungarn 
zu durchſchneiden, ſich von Peſt vollſtändig loszuſagen. (Geſetz vom 
8. November 1861.) Dennoch gelang es Schmerlings geringer 
Staatskunſt nicht, die Kroaten an Wien 8 feſſeln. Sie ließen ſich 
vielmehr durch den gewandten, einſichtigen Deak von der Beſchickung 
des geſamtſtaatlichen 5 abhalten, zumal da der leitende 
Miniſter die Vereinigung Dalmatiens mit Kroatien verweigerte 
und die Kroaten durch die Bevorrechtung der Italiener in der 
langgeſtreckten Küſtenprovinz verletzte Die Slowaken und Ruthe— 
nen, die den Kaiſer um nationale Autonomie gebeten, waren ver— 
ſtimmt, und die Serben fühlten ſich durch die im Dezember 1860 voll- 
zogene Wiedervereinigung der Wojwodſchaft mit Ungarn gekränkt. 

Das Abgeordnetenhaus des Wiener Reichsrates, das in 
einer raſch gezimmerten Bretterbude — dem „Schmerling-Thea- 
ter“ — untergebracht war, verſammelte ſich Ende April 1861 zum 
erſten Male bei Hagel, Schnee und Regen. Es zeigte große Lücken, 
denn die Vertreter Ungarns, Kroatiens, © Siebenbürgens und Vene⸗ 
tiens waren nicht erſchienen. In der Verſammlung herrſchten die 
verſchiedenen deutſchliberalen Gruppen vor, die unter der Bezeich- 
nung „Verfaſſungspartei“ vereint wurden, weil ſie im Gegenſatze 
zu den föderaliſtiſchen Slawen und Klerikalen an der Verfaſſung 
— allerdings mit verſchiedener Auslegung — feſthielten. In den 
60er Jahren hat auch das Herrenhaus, das ſich freiwillig zu einer 
Bremsvorrichtung machte, ſtarken politischen Einfluß beſeſſen. Fürſt 
Carlos Auersperg nannte das Herrenhaus am Schluſſe der erſten 
Seſſion „den Stundenzeiger, das Abgeordnetenhaus den Minuten- 
zeiger am Zeitrade der inneren Politik“. Das Abgeordnetenhaus 
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konnte ſich eine beherrſchende Stellung nur ſchwer erringen, weil es 
den entrechteten Volksmaſſen nicht viel näher ſtand als das Oberhaus. 

Infolge der ſtarken Lücken im Abgeordnetenhauſe konnte der 
Reichsrat bloß als „engerer Reichsrat“ gelten. Aber ſelbſt bei 
dieſer Beſchränkung ſollte es nicht lange bleiben. Die Tſchechen 
vermochten ſich in Wien nicht zu akklimatiſieren, und Rieger ſah 
ſeine Hoffnungen nicht verwirklicht. Die Kluft, die zwiſchen den 
Deutſchliberalen und den Föderaliſten, denen Rieger ein Programm 
zurechtgelegt hatte, gähnte, vermehrte die Unbehaglichkeit. Dazu 
kam noch das parteiiſche Vorgehen des Parlamentspräſidenten — 
Dr. Franz Hein war mit dem Vorſitz vom Kaiſer betraut worden 
—, das Mitte Juni 1861 zum erſten heftigen Zuſammenſtoße führte; 
die Tſchechen und Polen verließen hierauf den Sitzungsſaal. Das- 
ſelbe geſchah bei der Beratung des Budgets im Mai 1862. Endlich, 
am 17. Juni 1863, zogen ſich die Tſchechen ganz vom Parlamente 
zurück. In einer Eingabe — Deklaration — begründeten ſie dieſen 
Entſchluß und beriefen ſich darauf, daß 82 Vertreter tſchechiſcher 
Wahlkreiſe im böhmiſchen Landtage die Wahlen in den Reichsrat 
nur unter ſtaatsrechtlicher Verwahrung vorgenommen hätten. Pa— 
lacky ſtellte gleichfalls den Beſuch des Herrenhauſes ein. Die 
Schmollwinkelpolitikder Tſchechen nahm damit ihren An— 
fang. Rieger wollte das magyariſche Muſter kopieren. Allein er 
glich weder Deak, noch konnten die Tſchechen in Oſterreich die Rolle 
ſpielen, die den Magyaren in Ungarn zugefallen war. 

Das Abgeordnetenhaus war zum Rumpfparlament geworden. 
Doch Schmerling ſollte bald eine kleine Genugtuung erleben. Am 
20. Oktober 1863 erſchienen freudig begrüßt die Siebenbürger 
Abgeordneten im Reichsrate. Ihre Anweſenheit benützte die Regie- 
rung, um der geſetzgebenden Körperſchaft die Funktionen einer 
geſamtſtaatlichen Vertretung beizulegen. 

In der Ara Schmerling beſchaftigte ſich das Parlament und die 
Offentlichkeit eingehend mit kulturpolitiſchen Problemen. Am 
8. April 1861 kam das „mit heißem Dank und herzlichen Huldi— 
gungen“ aufgenommene Proteſtantenpatentt) heraus. Dieſes 
brachte die erſehnte Gleichberechtigung und erfüllte die meiſten 
Wünſche der Proteſtanten Oſterreichs — ohne Ungarn und Dalma- 
tien —, für die es erlaſſen war. Es verlieh gemeinſam mit dem 


1) Georg Loeſche, Geſchichte des Proteſtantismus in Oſterreich. Tübingen 
1902. Von demſelben Verfaſſer auch: Von der Toleranz zur Parität in 
Oſterreich, 1781— 1861. Wien 1911. 
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einen Tag ſpäter erſchienenen Patent die wichtige Presbyterial— 
und Synodalverfaſſung, um die unter Thun ohne Erfolg petitio— 
niert worden war. Zu einer Dankdeputation ſagte Schmerling: 
„Sie müſſen uns, meine Herren, die verloren gegangenen Sym— 
pathien in Deutſchland zurückerobern.“ Damit war die Abſicht, die 
den Miniſter leitete, gekennzeichnet. Am Konkordat wollte er nicht 
rütteln, deshalb ſuchte er ein freiheitliches Geſetz vorzuſchieben. 

Im Abgeordnetenhauſe war man jedoch mit der Bedachtſamkeit 
unzufrieden. Während in Tirol für die „Glaubenseinheit“ gejtrit- 
ten wurde, ſetzte ſich Mühlfeld mit ſeinem ſtarken Temperament 
in Wien für die Abkehr vom Konkordate ein. Der Wiener Abgeord— 
nete mit dem Napoleongeſicht — die Fama brachte ihn mit dem 
Korſen in Verbindung war eine gar intereſſante Figur. Allein 
ihm fehlte der Blick fürs Mögliche, für ihn gab es nur ein Wollen. 
Ein Mann von ſeltener Geiſteskraft, ſtark kurzſichtig und darum 
auf das Sichvorleſenlaſſen angewieſen, ein ſchwelgender Verehrer 
der holden Weiblichkeit und deshalb trotz großen Einkommens un— 
ausgeſetzt in Geldverlegenheiten, ein gefeierter Verteidiger bei 
Gericht und auf der parlamentariſchen Tribüne: das war Dr. Eugen 
von Mühlfeld. Der ſtrenge Kritiker Kürnberger nannte ihn den 
„Napoleoniden der Rhetoren“, bei dem die Stirne ein Olymp, das 
Auge ein Blitz, Geiſt und Sinn in völliger Einheit waren.“) Mühl⸗ 
feld war im Parlamente der Anwalt alter Forderungen des gebil— 
deten ſtädtiſchen Bürgertums; er überreichte — obwohl ſelbſt ein 
gläubiger Katholik und eifriger Kirchenbeſucher — dem „hohen 
Hauſe“ auch ein „Religionsedikt“, das in 71 Paragraphen 
die Trennung von Staat und Kirche anbahnte. Der konfeſſionelle 
Ausſchuß des Abgeordnetenhauſes beantragte am 28. Februar 1862 
die Annahme, doch der Entwurf fiel dennoch in den Papierkorb. 
Eine große Kulturdebatte gab es zwiſchen dem 28. Mai und 2. Juni 
1862 im Abgeordnetenhauſe; das Parlament verlangte, daß der 
Staat den Studienfonds, der durch das Konkordat der Kirche über— 
laſſen worden war, feſthalte. Mühlfeld konnte ſich damals eines 
durchgreifenden Erfolges nicht erfreuen. Das Konkordat wurde erſt 
ſpäter faſt zur ſelben Stunde durchlöchert, als der Politiker auf 
der Totenbahre lag. 8 

Schmerling ſandte, um wenigſtens etwas zu tun, den Prälaten 
Feßler nach Rom, damit er mit der päpſtlichen Kurie wegen Er- 

1) Ferdinand Kürnberger, Fünfzig Feuilletons (Ein Beſuch in Wien). 
Wien 1905. | 
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leichterung der 3 und des Übertrittes von einer Konſeſſion 
zur anderen verhandle. Der ſchlaue, ehrgeizige Vorarlberger Bauern- 
ſohn kehrte im März 1863 nach Wien zurück, ohne etwas erreicht 
zu haben. Das wurde in gewiſſen höfiſchen Kreiſen gar nicht un— 
gern geſehen. Feßler bekam auch als Anerkennung die Berufung 
auf den Biſchofsſitz in St. Pölten. 

Die öſterreichiſche Finanzwirtſchaft iſt in den ſechziger Jah— 
ren von der Sorge um die Überwindung der Abgänge erfüllt ge— 
weſen. Plener ſtrengte ſich an, in den Staatshaushalt Ordnung zu 
bringen und das Disagio der Noten durch die Abzahlung der Schul— 
den bei der Nationalbank zu reduzieren. Tatſächlich fiel das Disa— 
gio von 1859 bis März 1866 von 50 auf zwei Prozent. Dennoch 
ſah es mit dem Staatskredit ſchlecht aus, und Graf Eugen Kinskys 
raſche Zunge ſprach davon, daß Marokko leichter Geld bekomme 

als Oſterreich. Berger aber prägte das Wort: „finanzielles Solfe— 
rind“ Ende Oktober 1863 hatte der Geſamtſtaat über 21½ Milltar- 
den Gulden Schulden mit einer Zinſenlaſt von 113 Miltoneg Gul⸗ 
den; darin war die Grundentlaſtungsſchuld von 522 Millionen Gul— 
den nicht inbegriffen. Ohne Unterlaß wurde an der Umgeſtaltung 
des Steuerweſens gearbeitet. Schon Bruck hatte Wildſchgo mit der 
Ausarbeitung von Reformentwürfen für die geſamten direkten 
Steuern betraut; ein zweiter gleichfalls in Schwebe gebliebener Ent— 
wurf wurde 1859 fertiggeſtellt. Plener unterbreitete dem Parla— 
mente am 5. Oktober 1863 eine Vorlage, die ſich mit dem gleichen 
Gegenſtande lediglich unter Bedachtnahme auf den Fiskus beſchäf— 
tigte. Am 17. November 1864 legte er den Entwurf nochmals mit 
einigen Anderungen vor. Das Abgeordnetenhaus ſetzte einen Dauer- 
ausſchuß ein, dem jedoch die Siſtierung der Verfaſſung das Leben 
auslöſchte.!) 

Die Beratung und Bewilligung des Staatsvoranſchlages 
gehört zu den hervorragendſten Aufgaben des Parlaments. Die libe— 
rale Partei faßte die Prüfung ſehr ernſt auf und die Budgetdebatten 
wurden mit großem ſachlichen Wiſſen geführt. Die beſten Redner 
rückten ins Feld. Sie gehörten zur herrſchenden Gruppe, und dennoch 
traten ſie vielfach als Ankläger auf. Das chroniſche Defizit mahnte 
zur Sparſamkeit; doch Streichungen waren nur bei den Ausgaben 
für das Heer und die Marine und für die Verwaltung möglich, 
denn die e die allein 45 —50 Prozent der Nettoein— 


1) Adolf Beer, Der Staatshaushalt Oſbet ich ingarnd Prag 1881. 
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die Rückzahlungen an die öſterreichiſche Nationalbank zu vermin⸗ 
dern waren. Für die Kritik und die Wünſche war ſomit ein eng be— 
grenzter Spielraum, und es liegt auf der Hand, daß die Ausſtel— 
lungen am Heeresbudget, die regelmäßig wiederkehrten und zu wie— 
derholten Streichungen führten, bei Hofe ſehr unangenehm berührten 
und der Regierung arge Verlegenheiten bereiteten. Beſonders hef— 
tig war der Zuſammenſtoß zwiſchen dem Miniſterium und der Ver— 
faſſungspartei bei den Verhandlungen über den Staatsvoranſchlag 
für 1865. Den Einnahmen von 518 Millionen ſtanden Ausgaben 
von 548 Millionen Gulden gegenüber, Über die Heeresbedürfniſſe 
referierte Dr. Giskra, der mit ſeinen Darlegungen zwei volle Sitzun— 
gen ausfüllte. Er befürwortete eine Streichung von 15 Millionen 
Gulden, wofür ſich ſchließlich auch das Parlament entſchied. Am 
8. Juni 1865 verlangte Finanzminiſter Plener einen Kredit von 
116 Millionen Gulden. Sein Expoſé rief unter den Abgeordneten 
geradezu eine Panik hervor. Am 21. Juni ſtellte Dr. Herbſt den 
Antrag, vorläufig 13 Millionen zu bewilligen, er betonte aber aus— 
drücklich, daß darin keine Vertrauensäußerung für die Regierung 
liege. Im Abgeordnetenhauſe herrſchte noch große Erregung, weil 
vor kurzem aus dem Berichte der Staatsſchuldenkommiſſion bekannt 
geworden war, daß die Regierung ein Vorſchußgeſchäft von drei 
Millionen Pfund Sterling gemacht und die Kommiſſion dabei über- 
gangen hatte. Dieſe Vorkommniſſe erweiterten noch die Kluft, die 
zwiſchen dem Kabinette und der Regierungspartei ohnehin jchon 
genug breit und tief war.! 

Die Handelspolitik jtand unter dem Eindrucke des franzö— 
ſiſch-engliſchen und des franzöſiſch-preußiſchen Handelsvertrages. 
Nach wechſelvollen Verhandlungen kam es zwiſchen Sſterreich und 
dem deutſchen Zollvereine zum Handelsvertrage vom 11. April 1865, 
der bei der Beratung, die im Mai im Abgeordnetenhauſe ſtattfand, 
von den Schutzzöllnern heftig angegriffen wurde. Schindler zum 
Beiſpiele verſpottete Schmerling, der vor jeder Art Freiheit zurück— 
ſchrecke, nur nicht vor dem Freihandel. Die Zollermäßigungen ent⸗ 
ſprangen aber nicht jo ſehr wirtſchaftlichen Erwägungen als poli- 
tiſchen Schimären. Noch immer dachte man in Wien an die Zolleini— 
gung, und die Aufnahme eines Vertragspaſſus, der Verhandlungen 
hierüber in Ausſicht ſtellte, bildete für Oſterreich eine Ehrenſache. 

= Adolf Beer, Die Finanzen Sſterreichs im XIX. Jahrhundert. Prag 
1877. 
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Schmerling war nicht bloß Großöſterreicher, ſondern auch Groß— 
deutſcher. Er pflichtete dem Vorſchlage Fröbels, der Kaiſer von 
„Sſterreich möge nach Frankfurt a. M. einen deutſchen Füriten- 
tag einberufen, bei und hielt an der Idee feſt, trotzdem Graf Rech— 
berg dagegen ankämpfte. Am 16. Auguſt 1863 wurde Kaiſer Franz 
Joſef in der deutſchen Krönungsſtadt feſtlich empfangen, aber das 
Werk der Bundesreform kam nicht zuſtande, weil Bismarck Preußens 
König von der glänzenden Verſammlung fernzuhalten verſtand. 
Doch noch einmal ſollten ſich Oſterreich und Preußen vor dem großen 
Bruche zuſammenfinden: in der Verteidigung von Schleswig-Hol— 
ſteins Zukunft. Am 14. Auguſt 1865 wurde der Gaſteiner Vertrag 
unterſchrieben, der die Verwaltung des den Dänen abgenommenen 
Schleswig an Preußen und Holſtein an Sſterreich übertrug. Aber 
ſchon vorher hatten ſich im Habsburgerſtaate einſchneidende Ande— 
rungen vollzogen. 

Graf Rechberg hatte am 27. Oktober 1864 ſeinen Abſchied ge— 
nommen. Sein Nachfolger wurde nicht der ſtreng katholiſche Frei— 
herr von Biegeleben, der einflußreiche „Staatsſchreiber“, deſſen 
Händen Oſterreichs deutſche Politik anvertraut geweſen iſt, ſondern 
Galiziens Statthalter, Graf Mensdorff-Pouilly. Ein Bet- 
ter der Königin von England, der Mann der reichſten Erbin Oſter— 
reichs und trotzdem beſcheiden in ſeinem Weſen, war er ein ganz 
geſcheiter, wenngleich ſchwächlicher Diplomat, den ſeine Räte lenkten 
und ſchoben. Dreiviertel Jahre ſpäter — am 30. Juli 1865 — 
wurde das Miniſterium Rainer-Schmerling verabſchiedet. 

Auf zwei Momente war dieſer Wechſel zurückzuführen. Der 
Kaiſer hatte ſichden Magyaren genähert und, vom Gra— 
fen Moritz Eſterhazy — ſeit 1861 Miniſter ohne Portefeuille — 
veranlaßt, im Juni 1865 Ungarn beſucht. Dort war Deak in ſeinem 
bedeutungsvollen Oſterartikel im Peſter „Naplo“ und kurz hierauf 
in drei Artikeln, die im Mai 1865 in der „Wiener Debatte“ er— 
ſchienen, dem Monarchen entgegengekommen. Der „Weiſe der Na— 
tion“ wollte ſich nicht von den Konſervativen, die er übrigens für 
ſeine Zwecke meiſterhaft gebrauchte, das Heft entreißen laſſen. Zum 
erſten Male wurde von Deak die Exiſtenz gemeinſamer Angelegen— 
heiten für den ganzen Habsburgerſtaat anerkannt und die Delega— 
tionen in Vorſchlag gebracht. Obwohl Deak vielen Parteifreunden 
zu weit gegangen war — man nannte ihn ſogar einen Verräter 
—, griff der Hof gerne zu. So konnte eine neue Ara beginnen: das 
ausſichtsreiche Beſtreben nach einem gerechten Ausgleiche. Hinter 
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dem Rücken Schmerlings wurde deſſen ungariſcher Vertrauensmann 
Graf Zichy entlaſſen und Georg von Majlath zum ungariſchen 
Hofkanzler ernannt. . . . Indes, auch die parlamentariſchen Ver⸗ 
hältniſſe in Wien haben Schmerling zu Falle gebracht. Die Ver- 
faſſungspartei leiſtete der Regierung nur bedingte Gefolgſchaft und 
einzelne ihrer Mitglieder griffen das Miniſterium heftiger an als 
die eigentliche Oppoſition. Der Staatsminiſter, der an der Politik 
ohnehin keine rechte Freude gehabt hat, ſtieß auch mit dem Heeres- 
etat auf zu große Schwierigkeiten. Von oben und unten bedrängt, 
konnte ſich Schmerling nicht länger halten. Sein Regime hat ſeinen 
Ruhm nicht vermehrt. Doch die Gerechtigkeit gebietet anzuerfen- 
nen, daß der Staatsminiſter mit Schwierigkeiten der mannigfachſten 
Art zu kämpfen hatte und daß er der Zerreißung der Monarchie 
vorbeugte. Der Hof verhielt ſich den liberalen Grundſätzen gegen- 
über ablehnend, und die Ariſtokratie gab von den Herrſchaftsan⸗ 
ſprüchen nicht das geringſte preis. Ihre bevorzugte Stellung ſicherte 
ihr eine verhängnisvolle Nebenregierung, mit der jeder leitende 
Staatsmann rechnen mußte. Für das Verhältnis zu Ungarn waren 
gleichfalls vielfache Vorurteile des Hofes maßgebend. Schmerlings 
Wort, daß auch er den Dualismus hätte einführen können, daß es 
der Monarch aber nicht würde zugegeben haben, gibt zu denken. 
Vielleicht wird die Geſtalt des „Vaters der Verfaſſung“ einſt in 
freundlicherem Lichte erſcheinen, wenn ſeine Memoiren zur Ver⸗ 
öffentlichung gelangen werden. 


F. Die Siſtierungsperiode. 


Am 27. Juli 1865 wurde der Reichsrat mit einer Thronrede 
geſchloſſen, die in ihrem Schlußteile bereits vorſichtig den Wandel 
der Verhältniſſe ankündigte. Helden waren im Schmerlingſchen Par— 
lamente nicht verſammelt geweſen, denn die Abgeordneten ließen 
die Ereigniſſe ruhig an ſich herankommen, ohne ihre Rechte ſicher— 
zuſtellen. Pratobevera lamentierte: „Ob und auf welche Weiſe 
wir uns in dieſen Räumen wiederſehen werden, weiß ich nicht, 
allein ich hoffe, daß wir uns wiederſehen.“ Das war alles! Die 
Deutſchen wußten, daß der großöſterreichiſche Zentralismus bei der 
Krone in Mißkredit geraten ſei, doch ſie meinten, daß einer aus 
der deutſchen Autonomiſtengruppe, und zwar Kaiſerfeld, der kom— 
mende Mann ſein würde. Allein bei Hofe wurden die kulturkämpfe— 
riſchen Deutſchen nur ungern geſehen und daher konnte der klerikale 
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Magyare Graf Eſterhazy ſeinen Günſtling, den G rafen n Rich ard 
Belcredi, emporbringen, der mit den Feudalen und Klerikalen 
gleich verſippt war und das vielredende Parlament nicht höher 
ſchätzte als die vielgeſchäftige, meiſt in den Überlieferungen Jo— 
ſefs II. lebende Beamtenſchaft. Graf Richard Belcredi — ein hage— 
rer, kleiner Mann — hatte ſolide Bildung, glänzende Beziehungen 
und gute Abſichten, er war ſeinem Weſen nach Ariſtokrat und Pro— 
feſſor zugleich. 

Dem neuen Staatsminiſter ſtand Graf Lariſch-Mönich als 
Finanzminiſter zur Seite, der für ſeinen ausgedehnten Grundbeſitz 
mehr Intereſſe als für ſein Portefeuille hatte und bloß aus Ge— 
fälligkeit Miniſter geworden war. Darum hielt er auch ſogleich ſeine 
Bereitwilligkeit zum Rücktritte vor, wenn ihm nahegetreten wurde. 
Graf Mensdorff behielt das Miniſterium des Außern, weshalb das 
Kabinett Drei-Grafen⸗Miniſterium hieß. Graf Eſterhazy, der eigent— 
liche Urheber der Siſtierungspolitik, blieb Miniſter ohne Porte— 
feuille, und die Juſtiz leitete Ritter von Komers. Als Handels— 
miniſter kam im September noch Admiral Wüllerstorf hinzu, 
der mit der Fregatte Novara eine Weltreiſe gemacht und faſt ganz 
Europa durchquert hatte. Er galt als Anhänger der freihändleri— 
ſchen Richtung. 

Das Miniſterium Belcredi nahm der Preſſe die Feſſeln teilweiſe 
ab; es durfte ſo frei wie ſchon lange nicht geſchrieben werden. Auch 
der vielen wegen Preßdelikte Verurteilten erinnerte ſich Belcredi. 
Eine ganze Schar ſlawiſcher Journaliſten erhielt jo die Freiheit 
wieder, wie denn überhaupt die Amneſtie für die eingekerkerten oder 
für die ihrer bürgerlichen Rechte verluſtigen Politiker an der Tages— 
ordnung war. Anderſeits ließ ſich Beleredi die Maßregelung von 
Beamten, die, aus anderen Zeiten kommend, nicht widerſpruchs— 
los in die neue Zeit einziehen wollten, zuſchulden kommen. Es 
ſeien bloß der Grazer Oberſtaatsanwalt Waſer und der Vorarl- 
berger Landeshauptmann Froſchauer genannt. 

Mit „wirtſchaftlichen Reformen“ wollte Belcredi die Maſ— 
ſen gewinnen, aber wie dies ſchon oft geht, kam dieſes Prinzip nur 
wenigen zugute. Eine wirtſchaftliche Reform war zum Beiſpiel die 
Neuregelung der Zucker- und Branntweinſteuer, die bloß den Groß— 
betrieben, an denen der Adel beteiligt war, Vorteil brachte. Hierher 
kann man vielleicht auch die Abkehr von der ehrlicheren Finanzge— 
barung Pleners rechnen. Als kraſſer Beleg für die Günſtlingswirt— 
ſchaft iſt die Erbſteuergeſchichte des reichen Miniſters Eſterhazy be— 
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kannt geworden. Dem Ariſtokraten wurden 90 000 Gulden ge⸗ 
ſchenkt. 

Die charakteriſtiſche Tat des Grafen Belcredi war die Siſtie— 
rung der Verfaſſung. Am 18. September 1865 wurden die 
17 Landtage für November einberufen und zwei Tage ſpäter er⸗ 
ſchien ein kaiſerliches Manifeſt, das nach einer langen Einleitung 
Verhandlungen mit dem ungariſchen und kroatiſchen Landtage wegen 
Annahme des Oktoberdiploms und Februarpatents ankündigte und 
das Geſetz über die Reichsvertretung mit der ausdrücklichen Er- 
klärung ſiſtierte, „daß die Verhandlungsreſultate . . . vor der faijer- 
lichen Entſchließung den legalen Vertretern der weſtlichen König⸗ 
reiche und Länder vorgelegt werden ſollten“. Vorher jchon, am 
1. September, war Siebenbürgen mit Ungarn vereinigt worden; 
die Selbſtändigkeit des Landes wurde den Magyaren als erſte Opfer- 
gabe gereicht. Durch die Siſtierung ſollte die Bahn für den Aus⸗ 
gleich zwiſchen der Krone und den Magyaren frei werden. Der erſte 
Effekt beſtand jedoch darin, daß der Reichsrat in Trümmer geſchla— 
gen ward. Belcredi hat ſich allerdings auf den Standpunkt geſtellt, 
daß der geſamtſtaatliche Reichsrat eine „Fiktion“ jei, und er ver— 
teidigte dieſe Anſchauung in Wort und Schrift mit überzeugender 
Zähigkeit. Noch in ſeinen fragmentariſchen Memoirent) ſucht er das 
gute Recht für ſich ins Treffen zu führen. Es muß zugegeben wer⸗ 
den, daß der Reichsrat ſtets ein Torſo geblieben und daß der Ver— 
faſſung allgemeine Anerkennung nicht zuteil geworden iſt. Allein 
der Reichsrat war eine Waffe Sſterreichs gegen die anſpruchsvollen 
Magyaren, und dieſe den Völkern Zisleithaniens entwunden zu 
haben, fällt dem Siſtierungsminiſter zur Laſt. Daß auch die Krone 
dadurch einer Stütze beraubt wurde, iſt gleichfalls keine Nebenſache. 

Das Patent vom 20. September, das gleichzeitig mit dem 
Manifeſte erſchien, gab der Regierung die Machtvollkommenheit, ſo— 
lange der Reichsrat nicht verſammelt iſt, „die unaufſchiebbaren 
Maßregeln“ zu treffen. Trotzdem blieben die breiten Bevölkerungs- 
ſchichten gleichgültig. Schmerling hatte ſie nicht gerufen, weshalb 
ſollten ſie für ſein Werk einſtehen? Deſto mehr erhitzten ſich die 
Landtage für und wider die Maßregel. In Böhmen war die 
Liſte der Feudalen in der Großgrundbeſitzerkurie durchgedrungen, 
wodurch der Landtag ins föderaliſtiſche Fahrwaſſer geriet. Die 
Krönung des Königs wurde natürlich wieder verlangt und zuge— 

1) Fragmente aus dem Nachlaſſe des Staatsminiſters Grafen Richard 
Belcredi. Veröffentlicht in der „Kultur“, Wien, 6. und 7. Jahrg. 
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jagt; auch die Landeswahlordnung wurde einer Reviſion unter- 
zogen, ſchließlich aber wegen des Streites im eigenen Lager der 
Tſchechen an die Regierung die Bitte gerichtet, eine Wahlreform— 
vorlage auszuarbeiten. Das „Sprachenzwanggeſetz“ vom Frühjahr 
1864, das die deutſchen Schüler zum Erlernen des Tſchechiſchen, 
allerdings auch die tſchechiſche Jugend zum Studium des Deutſchen 
verhielt, und das Schmerling nicht zur Sanktion vorgelegt hatte, 
wurde von Zeithammer urgiert und von Belcredi der Annahme 
durch den Kaiſer zugeführt. Auf die Tſchechiſierung der Prager 
Univerſität wirkte ein von Rieger vorgelegter Antrag hin; ſchließ— 
lich entſchied ſich der Landtag, dem Grafen Leo Thun folgend, dafür, 
daß es den Dozenten freiſtehen ſollte, tſchechiſch vorzutragen, und 
daß die Studenten in dieſer Sprache ihre Prüfungen ablegen könn— 
ten. Die Landtage von Böhmen, Galizien, Iſtrien und der Buko— 
wina dankten dem Monarchen für das Septemberpatent. Proteſte 
gingen von den Landesvertretungen in Niederöſterreich, Oberöſter— 
reich, Steiermark, Kärnten, Salzburg und Schleſien aus. Tirol 
hatte für den Föderalismus, Vorarlberg dagegen für die ſiſtierte 
Verfaſſung das Wort ergriffen. In Krain, wo Graf Belcredi die 
Sloweniſierung ſtark unterſtützte, kam es zu keiner Adreſſe, ebenſo 
in Mähren, wo Giskras Reſolution zugunſten der Februarverfaſ— 
ſung mit 51 gegen 43 Stimmen verworfen ward. 

In Ungarn war am 14. Dezember 1865 der Landtag von 
Kaiſer Franz Joſef feierlich eröffnet worden. Die Thronrede beſtritt 
die Rechtskraft der 1848er Geſetze nicht mehr, doch forderte ſie deren 
Überprüfung im Sinne des Oktoberdiploms. Auch das Februar— 
patent wurde dem Landtage zur Annahme unterbreitet. Wieder 
zeigte ſich Deaks unvergleichlicher Einfluß und ſein glänzendes poli— 
tiſches Feldherrntalent. Zwiſchen Wien und Peſt wurden eifrig 
Adreſſen und Reſkripte gewechſelt. Trotz der noch beſtehenden Span— 
nung war man doch jo weit, daß Deak am 1. März 1866 die Ein— 
ſetzung einer 67gliedrigen parlamentariſchen Ausgleichskommiſſion 
durchſetzen konnte. Aus dieſer ging ein aus 15 Mitgliedern beſtehen⸗ 
des Subkomitee hervor, das am 25. Juni das Overat über die Re- 
gelung der Beziehungen Ungarns zu Oſterreich vorlegte. Sein gei— 
ſtiger Urheber war Franz Deak, obgleich es die Unterſchriften des 
geſchickten Diplomaten Grafen Julius Andraſſy und Anton Eſen— 
gerys trägt. Unterdeſſen waren für die Krone andere Sorgen aufge— 
taucht: der Krieg mit Preußen und Italien nahm alle Aufmerkſam— 
keit gefangen und der ungariſche Landtag wurde Ende Juni vertagt. 
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Bismarcks große 5 Streben und der öſterreichiſchen Diplomaten 
kleinliche Großmannsſucht hatten die Löſung der deutſchen Frage 
dem Waffenglücke überantwortet. Im Miniſterium auf dem Wiener 
Ballplatze waren Männer emporgeſtiegen, die in der Demütigung 
des proteſtantiſchen Preußen ihr Lebensziel ſahen und von einer 
unverzeihlichen Unterſchätzung der Kräfte des Gegners irregeführt 
wurden. Max von Gagern, der mächtige Biegeleben, der gehäſſige 
Meyſenbug und der „ſtille Moritz“ — Graf Eſterhazy —: dieſe 
Perſonen und ihre Hintermänner haben zur Verhetzung der beiden 
deutſchen Vormächte ihren redlichen Teil beigetragen. „Der Kampf 
um die Vorherrſchaft in Deutſchland“ — den Heinrich 
Friedjung grandios geſchildert hat, — wäre wohl auch ohne die 
klerikal-feudalen Treibereien mit dem Degen entſchieden worden, 
aber das wäre dann wahrſcheinlich zu einem günſtigeren Zeitpunkte 
geſchehen und Sſterreich hätte, beſſer vorbereitet, vielleicht beſſer ab— 
geſchnitten. So wurden die kühn errichteten Luftſchlöſſer durch die 
Schlacht bei Königgrätz am 3. Juli 1866 über den Haufen ge— 
worfen. Die unglückliche Operation der Nordarmee unter Benedeks 
Führung konnte durch die Erfolge der Südarmee, die unter Erz— 
herzog Albrechts Leitung gegen Italiens Waffenmacht focht und 
die Triumphe der Flotte, die unter Wilhelm von Tegetthoff ſtand, 
nicht aufgewogen werden. Die Nebel von Chlum überſchatteten das 
Sonnenbild des Südens. Die Friedensverhandlungen in Nifols- 
burg, die durch den Prager Frieden vom 23. Auguſt 1866 be— 
endet wurden, hatten das Ausſcheiden Sſterreichs aus dem Deut— 
ſchen Bunde zur Folge. Italien empfing Venedig; die eiſerne Krone 
der Lombarden, die 1859 nach Wien gebracht worden war, wurde 
freiwillig zurückgegeben. 

Im Norden und Süden hatte ſich vor Sſterreich eine Mauer auf- 
gerichtet, die Geſchichte von Jahrhunderten des Sehnens, Strebens, 
Ringens war beendet. Sſterreich, das zuviel über ſeine Grenzen 
geblickt hatte, blieb nun auf ſich ſelbſt angewieſen, es mußte ſich 
verinnerlichen. Es hörte auf in Deutſchland mitzureden: in Italien 
erſtarb der direkte Einfluß. Das war ein ſchmerzliches Entjagen. 

Die politiſch denkenden, ſtark nationalen Deutſchöſterreicher 
empfanden es ſchwer, ihre großdeutſchen Hoffnungen unterdrücken 
zu müſſen. Nur allmählich lernten ſie ſich beſcheiden. Anaſtaſius 
Grün, Graf Auersperg, ſchrieb im erſten Kummer: „Finis Austriae“. 
Grillparzer aber fragte: „Als Deutſcher bin ich geboren, bin ich 
noch einer?“ Freilich, die Maſſe nahm das Schickſal ruhig hin. 
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In. dem allezeit lebensfrohen Wien ſah man am Tage, 0 an dem die 
Hiobspoſt aus dem Norden Böhmens kam, 2000 Männer und 
Frauen bei einem Sommermaskenfeſte vereinigt und in den Gaſt— 
hofgärten wurde luſtig geſungen und gezecht. Für die Bürgerwehr 
aber, die 20000 Mann ſtart werden ſollte, hatten ſich nach drei 
Tagen erſt 3000 Mann zur Verfügung geſtellt.!) 

Einzelne Köpfe haben ſich 1866 ernſthaft mit der Frage beſchäf— 
tigt, wie Oſterreich neu zu geſtalten wäre. Franz Pa- 
lacky veröffentlichte im April und Mai eine ziemlich unklare Ar- 
tikelſerie, die als Oſterreichs erſte Aufgabe die Gewährung der Gleich— 
berechtigung für ſeine Völker hinſtellt. Dem zentraliſtiſchen und 
dualiſtiſchen Syſteme Einheit und der Zweiteilung — wird 
das föderaliſtiſche Prinzip entgegengeſtellt. Palacky läßt die 1848 
geforderte nationale Gebietseinteilung fallen und ſchließt ſich den 
Anhängern der hiſtoriſch-politiſchen Individualitäten an. Zwiſchen 
Reichs- und Landesangelegenheiten und daher zwiſchen Reichs- und 
Landesregierungen ſoll ſcharf unterſchieden werden und im ganzen 
die Kompetenzeinteilung des Oktoberdiploms gelten.? Der Deutſche 
Adolf Fiſchhof, dieſer tiefdenkende, vorurteilsfreie, weitherzige 
Politiker, ſchrieb unmittelbar nach der Schlacht bei Königgrätz eine 
Reihe von Aufſätzen für den Grazer „Telegraf“. Fiſchhof wendet. 
ſich gegen den Klageruf der Zeitungen, daß die Deutſchen Oſterreichs 
„hilflos in die Welt hinausgeſtoßene Schmerzeustinder“ ſeien. Er 
meint, daß durch das Verlaſſen des Vaterhauſes die geiſtigen Bande 
nicht gelöſt würden und daß die Donau niemals ein Nebenfluß 
der Moldau werden könnte. Künftig werden ſich die Nationen zu— 
ſammenfinden, „während Sſterreich früher einem Irreuhauſe glich, 
in dem jeder das Weh des anderen belächelte, ohne eine Ahnung 
des eigenen zu haben.“ Alles war bei uns verworren und getrübt, 
und Unklarheit führt ſtets zur Unwahrheit. Nach Königgrätz müſſe 
die Klarheit der Verhältniſſe zur Klärung der Ideen beitragen. 
Fiſchhof regt Konferenzen der verſchiedenen Politiker an, die die 
„Friedenspräliminarien für die Völker zu entwerfen hätten“ und 
er hofft, daß die Partei der deutſchen Autonomiſten die vorbereiten— 
den Schritte unternehmen werde.“) 

Als dieſe Auffäge erſchienen, wurde auch ein Brief Franz Ladislaus 


1) Brieſwechſel zwiſchen Anaſtaſius Grün und Ludwig Auguſt Frankl. 
Berlin 1897. 2) Franz Palacky, Oſterreichs Staatsidee. Prag 1866. 

3) Adolf Fiſchhof, Ein Blick auf Oſterreichs Lage. Wien 1866. Ferner: 
Richard Charmatz, Adolf Fiſchhof. Stuttgart 1910. 
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Ri iege rs bekannt, in dem die politiſche Lage ähnlich wie in n Fiſch⸗ 
hofs Artikeln gekennzeichnet war. Der Tſchechenführer richtete gleid)- 
falls an die deutſchen Autonomiſten die Aufforderung, den günſti⸗ 
gen Augenblick zu benutzen und die Neuordnung der Verhältniſſe 
Oſterreichs, an der alle Völker gleich intereſſiert wären, in die Wege 
zu leiten. Dieſem Schreiben war im Auguſt eine Konferenz 
der Föderaliſten in Wien vorausgegangen, an der ſich Rieger, 
der kroatiſche Biſchof Stroßmayer und Graf Goluchowski beteiligt 
hatten. Doch die Slawen waren zu ſehr geſpalten, als daß eine kraft— 
volle Einigung und Vereinigung möglich geweſen wäre. Graf Bel- 
credi, dem die Wünſche der Konferenz mitgeteilt wurden, erwiderte 
mit Hohn, daß es ſchwer wäre, ein Programm zu berückſichtigen, 
über das unter den Verfaſſern ſelbſt keine ungeteilte Meinung 
herrſche. Belcredi wollte in der Zerreißung Sſterreichs nicht jo weit 
gehen wie die Tſchechen, die neben Ungarn das rekonſtruierte drei⸗ 
einige Königreich Böhmen aufzurichten ſuchten. Von da ab datiert 
ein ſcharfer Gegenſatz, ja eine offene Feindſchaft zwiſchen den 
Tſchechen und dem Siſtierungsminiſter, den nun die 
tſchechiſchen Blätter noch ärger angriffen als die deutſchen. 

Bei den deutſchen Politikern erregte die Auseinanderſetzung 
mit Ungarn das Hauptintereſſe. Im September 1866 hielten 
die Autonomiſten in Auſſee eine Beratung ab, bei der über eine 
einheitliche Stellungnahme verhandelt wurde. Allein die dualiſti— 
ſchen Anſchauungen, zu denen ſich Kaiſerfeld und viele andere libe- 
rale Abgeordnete bekannten, griffen nicht allgemein durch. Im 
Salon Skene fand im Oktober eine Beſprechung der großöſter⸗ 
reichiſchen Zentraliſten ſtatt, bei der ſich die Gegner der Gleich- 
ſtellung Ungarns mit Oſterreich feſt zuſammenſchloſſen. Das Pro- 
gramm dieſer Männer wurde von Leopold von Hasner entworfen. 
In Auſſee hatte man ſich auch mit dem Briefe Riegers befaßt; 
da man jedoch die Schaffung einer großen Partei als Voraus- 
ſetzung gedeihlicher Verhandlungen anſah, unterblieb der Verſuch 
eines freien Gedankenaustauſches der nationalen Politiker: 

Nach der Niederlage Oſterreichs wurden allerorten Stimmen laut, 
die zur Wiederherſtellung des normalen Verfaſſungs⸗ 
lebens rieten. Im Grazer Gemeinderate regte Dr. Rechbauer 
eine Adreſſe an die Krone an, die für die Einberufung des Reichs- 
rates eintrat. Wiens Bürgermeiſter Dr. Zelinka richtete an den Kai— 
ſer die gleiche Bitte, wobei ihm ein ſehr ungnädiger Empfang zu— 
teil wurde. Der Monarch war mit der Haltung der Stadt beim 
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Näherrücken der preußiſchen Truppen unzufrieden geweſen. Die 
Forderung nach dem Zentralparlamente wurde auch von Salzburg 
und von anderen Städten erhoben. Nach dem Kriege unternahm der 
Monarch eine Reiſe durch Böhmen und Mähren. In Brünn gab 
er den Landesſtänden die Verſicherung, daß er „mit aller Energie 
die Ordnung der Verfaſſungsangelegenheit in Angriff nehmen 
werde.“ Bis dahin ſollten aber noch viele Monate vergehen. 


G. Der Ausgleich mit Ungarn und die Dezember⸗ 
verfaſſung. 


Oſterreich brauchte Geld: das war der eine Grund der Berufung 
eines neuen Mannes. Das andere Motiv bildete die Abſicht, gegen 
das ſieggekrönte Preußen eine Politik der Wiedervergeltung zu 
befolgen. Nach dieſer Richtung hin vermochte niemand beſſer zu 
wirken als der ſächſiſche Staatsmann von Beuſt, der ſich gern 
als den Rivalen Bismarcks hinſtellte. Im 19. Jahrhundert konnte 
die Berufung eines Ausländers zur Leitung der äußeren Politit 
feine Überraſchung auslöſen, denn die Namensliſte der Staatskanz— 
ler weiſt eine ganz anſehnliche Zahl von Reichsdeutſchen auf. Aller- 
dings war Herr von Beuſt auch Proteſtant, aber man nahm bei 
Hofe an, daß der Neuerwählte ſich gerade deshalb der römiſch-katho⸗ 
liſchen Kirche gefügig zeigen werde. Freiherr von Beuſt gehörte nicht 
zu den Staatsmännern von großem Zuſchnitte. Wie er immer 
lächelte, ſo behandelte er auch alle Fragen leicht und nebenſächlich. 
Nach fernen Zielen ſtrebte er nicht, und er hat ſelbſt den Ausſpruch 
getan, daß man als Staatsmann nur das Nächſtliegende zu er⸗ 
ſaſſen, bloß den nächſten Erfolg zu erringen habe. Dennoch war ihm 
im hohen Maße Selbſtbewußtſein eigen, und man kann von ihm 
jagen, was die ungariſchen Konſervativen zur Charakteriſtik Schmer— 
lings angeführt haben ſollen: „Es wäre ein gutes Geſchäft, ihn um 
das zu kaufen, was er iſt und für das zu verkaufen, wofür er ſich 
hält.“ In ſeinen Memoiren führt Beuſt mit Stolz eine Bemerkung 
des Grafen Andraſſy an, die beſagt, daß ohne Beuſts Dazwijchen- 
treten der Ausgleich mit Ungarn nicht zuſtande gekommen ſein 
würde. Es iſt ein pikanter Zufall, daß ſich ſein Widerſacher Beleredi 
in ſeinen Aufzeichnungen auf ein Wort Deaks beruft, das ſo ziemlich 
das Gegenteil beinhaltet. Friedrich Ferdinand von Beuſt wurde 
am 30. Oktober 1866 Miniſter des Außern, und am gleichen Tage 
erhielten Mensdorff und Eſterhazy ihren Abſchied. Beuſt fiel auch 
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die Funktion eines Miniſterpräſidenten zu und das in einer Zeit, in 
der das verwickelte Problem der Beziehungen Sſterreichs zu Ungarn 
zur Löſung gelangen ſollte. 

Mitte Oktober waren alle Landtage für den 19. November 
einberufen worden. Auch diesmal führte das böhmiſche Landes- 
parlament das große Wort. Rieger forderte die Gleichberechtigung 
des tſchechiſchen Volkes mit den Magyaren und meinte, daß der 
Dualismus zum Zerfalle des Staates drängen müßte. In den 
engeren Reichsrat würden die Tſchechen in aller Ewigkeit nicht 
gehen . . . Im tſchechiſchen Bürgertume mehrte ſich die Mißſti nmung 
über Riegers Bündnis mit den Feudalen. Schon 1805, zur Zeit 
des polnischen Aufſtandes, hatte es Zwiſtigkeiten gegeben. Dr. Ju- 
lius Gregr, der Herausgeber der geleſenen Tageszeitung „Narodni 
Listy“, trat an die Spitze der Oppoſition gegen Palacky und Rieger. 
Die jungtſchechiſche Partei war in ihrem Entſtehen begriffen. Den 
Altſchechen, die nicht nur feudal, ſondern auch klerikal geworden, 
wurde von Julius und Eduard Gregr und von Sladkowsky eine 
liberal nationale, huſſitiſche Partei entgegengeſtellt, die nach jahr— 
zehntelangem Ringen die Oberhand gewinnen ſollte. 

In Galizien ſetzte die Unterdrückung der Ruthenen ein. Graf 
Goluchowski, der im September 1866 abermals zum Statthalter des 
Landes ernannt worden war, half dabei wacker mit und die natio- 
nalen Gegenſätze kamen in den Verhandlungen des Landtages ſcharf 
zum Ausdrucke. Durch eine ungerechte und ungerechtfertigte Ande— 
rung der Zuſammenſetzung des Landtages wurden den bäuerlichen 
rutheniſchen Bezirken zwölf Mandate entzogen und den polniſchen 
Städten zugeſchaunzt. Bei der Abſtimmung hierüber ſcheute Fürſt 
Sapieha, der Landmarſchall, vor einer groben Unkorrektheit nicht 
zurück, um die Anderung durchzudrücken. Wahrlich, die Ruthenen 
mußten mit roher Gewalt in ihrer Anhänglichkeit an den Staat 
erſchüttert werden und die Schlachta war bereit, dies zu tun. Im 
ganzen beſchloſſen elf Landtage geharniſchte Proteſte gegen 
die Siſtierung. Ergrimmt rief einer der Redner im niederöſter— 
reichiſchen Landhauſe aus: „Oſterreich und die Türkei haben 
ein Regierungsſyſtem: das der Willkür.“ 

Mit den ungariſchen Politikern war Kaiſer Franz Joſef gleich 
nach der Kataſtrophe von Königgrätz in Fühlung getreten. In 
der erſten Hälfte des Juli fragte Baron Seunyey — ein magyari— 
ſcher Konſervativer — den Grafen Julius Andraſſy im Auftrage 
der Regierung nach ſeiner Meinung. „Der erſte Punkt meines 
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Programms iſt, daß Ihr anderen Platz macht, ſolchen, die das 
Vertrauen der Nation beſitzen; da iſt Deak, bekleidet ihn mit der Ver⸗ 
antwortlichkeit, und die Sache wird gehen.“ So der Liberale An⸗ 
draſſy. Entſetzt antwortete der konſervative Befrager: „Und Ihr 
denkt, daß der Kaiſer Euch akzeptieren wird? So weit ſind wir 
noch nicht, daß wir uns fortpacken und Ihr mit Triumph ein⸗ 
ziehet!“ Damit hatte Sennyey freilich unrecht. Der Monarch be⸗ 
ſchied zuerſt Deak und ſpäter Andraſſy zu ſich nach Wien, um 
ihre Auffaſſung kennen zu lernen. Graf Andraſſy wurde am 29. Juli 
zum zweiten Male empfangen, aber die Krone wollte und konnte 
noch nicht auf die Vorſchläge der beiden Führer der liberalen Ma⸗ 
gyaren eingehen. „Andraſſy verlange ſehr viel, verſpreche aber 
nichts“, lautete damals das Urteil des Herrſchers. Da die Ver⸗ 
handlungen nicht vorwärts kamen, griff Kaiſerin Eliſabeth, „die 
ſchöne Vorſehung Ungarns“, ein. Ende Auguſt fanden lange und 
eingehende Konferenzen ſtatt, an denen Vertrauensmänner des Mon⸗ 
archen und der Magyaren teilnahmen. Indes, noch immer ließen 
ſich nicht die Schwierigkeiten überwinden, die einerſeits in den 
Differenzen in der Formfrage: Erſt Überprüfung der 1848er Ge⸗ 
ſetze für Ungarn und dann Ernennung einer verantwortlichen un- 
gariſchen Regierung oder umgekehrt? und andererſeits in den grund— 
ſätzlichen Gegenſätzen zwiſchen den Anſichten und Wünſchen der 
Vertreter der großöſterreichiſchen und der ungariſch-ſeparatiſtiſchen 
Auffaſſung zum Ausdrucke kamen.!) 
Endlich trat am 19. November 1866 auch der ungariſche 
Landtag zuſammen. Ein königliches Reſkript legte die Notwen— 
digkeit der raſchen Regelung der inneren Verhältniſſe dar und be— 
zeichnete das Elaborat der Fünfzehnerkommiſſion als einen guten 
Ausgangspunkt für weitere Unterhandlungen. In der öſtlichen 
Reichshälfte war man aber ſchon ſehr nervös; die vielen bisher 
unfruchtbaren Auseinanderſetzungen hatten die Gemüter verſtimmt. 
Man verlangte ſehnſüchtig nach Taten und das hieß nach der Er⸗ 
füllung der modifizierten Wünſche der Magyaren. Die Gereiztheit, 
die förmlich in der Luft lag, ſprach auch aus der Adreſſe, mit der 
Deak unter Zuſtimmung des Landtages das Reſkript des Monarchen 
vom 17. November beantwortete. In Wien war man durch die 
Vorkommniſſe ſehr niedergeſchlagen. Alles ſchien wieder verloren, 
die alte Feindſchaft drohte aufzuleben. Da begab ſich Beuſt, einem 
1) Eduard von Wertheimer, Graf Julius Andraſſy. I. Stuttgart 1910. 
ARUG 651: Charmaß, Oſterreich I. 3. Aufl. 6 
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Auftrage des Kaiſers folgend, im Dezember perſönlich nach ach Veit. 
Nach Wien zurückgekehrt, riet der Miniſter des Außern ſeinem 
Herrn, i in den Einigungsverhandlungen ein raſcheres Tempo zu ber⸗ 
ſuchen und nochmals eine große perſönliche Ausſprache zu veran⸗ 
laſſen. Anfangs Januar 1867 hatte die Regierung einen Geſetz⸗ 
entwurf über die gemeinjamen Angelegenheiten fertiggeſtellt, und 
am 9. Januar begannen auch im Sinne Beuſts Be ſprechungen in 
Wien, bei denen über das Schickſal des alten Kaiſerſtaates entſchie⸗ 
den und — über dieſen der Stab gebrochen wurde. Unter An⸗ 
lehnung an den Entwurf des ungariſchen 15er Subkomitees verein- 
barte man ſchließlich nach heftigen Auseinanderſetzungen eine brauch⸗ 
bare Grundlage, durch die für Kaiſer und Reich ein Reit, von ſtaat⸗ 
licher Einheitlichkeit gerettet, für die Magyaren aber ein ausreichen⸗ 
des Maß von Selbſtändigkeit geſichert ward. Beuſt geſtand zu, daß 
das ſelbſtändige ungariſche Miniſterium ſogleich ernannt werde, wenn der 
67er Ausſchuß des ungariſchen Parlaments die in Wien beſchloſſenen 
Abänderungen des Elaborates vom Juni 1866 angenommen habe.“) 
Unterdeſſen war der Augenblick gekommen, wenigſtens der Ver⸗ 
heißung des Septemberpatents zu genügen und die geſetzlichen Ver⸗ 
treter der Königreiche und Länder des engeren Sſterreich zu be⸗ 
fragen. Die Landtage wurden aufgelöſt und am 2. Januar 1867 
Neuwahlen ausgeſchrieben. Am 11. Februar ſollten die Landtage 
zuſammentreten und ſchließlich die Wahlen für eine „außeror⸗ 
dentliche“ Reichsratsverſammlung vornehmen. Bei der Durch⸗ 
führung der Wahlen ſtand es den Landesparlamenten frei, ſich 
entweder an das erkünſtelte Gruppenſyſtem der Februarverfaſſung 
zu halten oder aus dem Plenum zu wählen. Graf Belcredi hatte alſo 
nichts außer acht gelaſſen, um einen Reichstag nach ſeinem Wunſche 
zuſammenzubekommen; den Charakter der Landtage konnte er ja 
in mehreren Provinzen durch die Großgrundbeſitzerkurie beſtimmen. 
Belcredis außerordentlicher Reichsrat ſtieß bei den Deutſchen auf 
wachſenden Widerſtand. Der Siſtierungsminiſter behauptet zwar 
in ſeinen nachgelaſſenen Schriften, daß ſich Pratobevera, Mühlfeld 
und Tinti zuerſt für die Beſchickung des außerordentlichen Reichs⸗ 
rates, dem die Beratung des Ausgleiches zufallen ſollte, ausgeſpro⸗ 
chen hätten; desgleichen Kaiſerfeld und Schindler. Jedenfalls tagte 
am 13. Januar in Wien bei Baron Pratobevera ein Parteirat der 
1) Graf von Beuſt. Aus drei Viertel Jahrhunderten. II. Stuttgart 1887. —_ 


Wichtig iſt „Der öſterreichiſch-ungariſche Ausgleich von 1867“ von Heinrich 
Friedjung. („Preußiſche Jahrbücher“, 1917.) 
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Deutſchliberalen, der die Nichtbeſchickung des Ausgleichsparlaments 
beſchloß. Nun wandte ſich auch Beuſt vom geplanten außerordent⸗ 
lichen Reichsrate ab, und zwiſchen ihm und Belcredi entbrannte 
ein Streit, der in einem vierſtündigen Kronrate ſeinen dramati⸗ 
ſchen Höhepunkt erreichte. Der Kaiſer entſchied ſich Se Beuſt; Ber 
eredi wurde am 7. Februar feines Amtes enthoben. Der Monarch 
ſoll Tränen in den Augen gehabt haben, als er das Rücktrittsge⸗ 
ſuch annahm. Beleredis Agenden gingen an Beuſt über. 1) 

Mittlerweile waren die Landtagswahlen vor ſich gegangen. Bel⸗ 
eredi hatte durch die Beamtenſchaft und durch die von ihm ge⸗ 
gründeten Ein⸗Kreuzer⸗Blätter Stimmung machen laſſen, und die 
Ergebniſſe ſprachen für ihn. Böhmen, ja ſogar Mähren und auch 
Krain wieſen föderaliſtiſche Mehrheiten auf, ſo daß die deutſche Ver⸗ 
faſſungspartei im außerordentlichen Reichsrate in der Minderheit 
geweſen wäre. Dieſe Gefahr hatte Beuſts Eingreifen abge⸗ 
wendet. Die Landtage von Böhmen, Mähren und Krain wurden 
aufgelöſt, obgleich den Miniſterpräſidenten anfänglich Bedenken ge- 
quält hatten, und die nochmaligen Wahlen ergaben dank der Be- 
einfluſſung durch Beuſt in den erſten zwei Kronländern verfaſ— 
ſungstreue Mehrheiten. Da bei den Wahlen für den ordentlichen 
Reichsrat die Schutzvorrichtung der Februarverfaſſung für die Deut— 
ſchen in Wirkſamkeit geſetzt wurde, ſo ging alles zur 7 
heit der Verfaſſungspartei aus. 

Unter endloſem Jubel kam am 18. Feb 1867 im Peſter 
Landtage ein Reſkript vom Vortage zur Verleſung, das dem 
Prinzipe der Rechtskontinuität Anerkennung zollte, das oktroyierte 
Militärgeſetz vom Dezember 1866 aus Achtung vor der wiederher— 
geſtellten Verfaſſung Ungarns aufhob, und den Grafen Julius An- 
draſſy — den 1849 in effigie Gehängten — mit der Bildung 
eines Miniſteriums betraute. Am 13. März legte die neue Re⸗ 
gierung in der Ofner Burg den Eid ab, und am 8. Juni fand die 
feierliche Krönung Franz Joſefs zum König von Ungarn mit dem 
air errontselichen Gepränge jtatt. 

In Oſterreich gab es in der Zweſchenzeit verſchiedene Ver— 
änderungen in der Regierung. Am 7. März 1867 war 
Graf Taaffe Miniſter geworden, drei Monate ſpäter avancierte er 
zum ſtellvertretenden öſterreichiſchen Miniſterpräſidenten. Beuſt 
erhielt am 23. Juni den Titel eines Reichskanzlers, Profeſſor 


it) Fragmente aus dem Nachlaſſe des Staatsminiſters Grafen Beleredi. 
Veröffentlicht in der „Kultur“, Wien, 6. und 7. Jahrg. 
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Hye, der dem Parlamente keine Sympathien abgewinnen konnte, 
wurde Juſtizminiſter und Leiter des Unterrichtsweſens. Freiherr 
von Becke hatte ſich mit den Finanz⸗ und Handelsagenden zu 
befaſſen. 
Viel beſprochen wurde in dieſer Zeit der Pilgerzug der Tiche- 
chen nach Moskau, den ſie in Gemeinſchaft mit Slowenen, Ru⸗ 
thenen und Kroaten unternahmen. Da ſie jede Ausſicht für die 
Verwirklichung ihrer ſtaats rechtlichen zeitfremden Ideale ſchwinden 
ſahen, ſuchten ſie ſich jenſeits der Grenzen in „der Sonne der 
ſlawiſchen Gemeinſchaft“ zu erwärmen. „Prag bereitet die ſlawiſche 
Zukunftsidee vor“, verſicherte Rieger den Ruſſen. Mit der ſlawi⸗ 
ſchen Einmütigkeit hatte es allerdings ſein Bewenden. Die Polen 
grollten den Tſchechen und zur Zeit, da die Moskaupilger in Ruß⸗ 
land Verbrüderungsfeſte feierten, — im Mai und Juni 1867 —, 
mußten die Güter der galiziſchen Polen vor der Wut der gequäl⸗ 
ten Ruthenen geſchützt werden . . . Im Süden des Reiches dauer⸗ 
ten die irredentiſtiſchen Demonſtrationen der Italiener fort; im 
Februar wurde über Südtirol der Belagerungszuſtand verhängt. 
Der neue Reichsrat nahm endlich am 20. Mai 1867 ſeine 
Tätigkeit auf. Er ſtand am Beginne einer denkwürdigen Periode, 
in der das Antlitz des Kaiſerſtaates verändert und Oſterreich im In⸗ 
nern neugeſtaltet wurde. Die großöſterreichiſche Politik war be⸗ 
graben, die dualiſtiſche Staatsorganiſation ein kait accompli. Im 
Abgeordnetenhauſe wirkten 118 deutſchliberale Mie glieder, 57 Föde⸗ 
raliſten und elf Klerikale. Da Dr. Giskra auf dem Präſidenten⸗ 
ſtuhle ſaß, Mühlfeld von einer ſchweren Krankheit geplagt war, 
Berger an einem Kehlkopfleiden laborierte, Kaiſerfeld nicht voll 
bei Kräften war und Profeſſor Brinz Oſterreich verlaſſen hatte, ging 
die Führung der Deutſchen von ſelbſt auf Dr. Eduard Herbſt über. 
Eduard Herbſt — den Graf Clam Martinic einſt ſpöttiſch „Kö⸗ 
nig Eduard von Deutſchböhmen“ hieß — wurde in Wien geboren, 
aber ſeine Familie war tſchechiſchen Urſprungs. Als Univerſitäts⸗ 
lehrer hatte er ſich in Lemberg und Prag betätigt, und im Prager 
Landtage begann auch ſeine politiſche Karriere. Herbſt war ein 
glänzender Juriſt, ein lebendiges Rechtskompendium, und in ſeinem 
ganzen Weſen kam der Rechtsgelehrte zum Ausdrucke. Die Freude 
an ſcharſſinnigen, theo retiſchen Aus z inanderſetzungen, die du echboh⸗ 
rende Jionie und glänzende Ber ‚edjamfeit hätten einen vorzüglichen 
Advokaten gegeben und vielleicht auch einen berühmten oppoſitio⸗ 
nellen Parlamentarier. Die bedeutſame Wirkſamkeit Dr. Herbſts 
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fiel indes in eine Zeit, in der der deutſche Liberalismus regie⸗ 
rungsfähig war und die Pflicht zu herrſchen hatte. Da konnte ein 
Geiſt, der ſtets verneinte, nicht zum Siege führen. Der Prager 
Profeſſor beurteilte Oſterreich zu ſehr aus den Erfahrungen des 
Deutſchböhmen heraus; das Vötkerproblem konnte er nicht in ſeiner 
ganzen Tiefe erfaſſen, weil er ſtets nur die vorſtürmenden Tſche⸗ 
chen und die zurückgeſtoßenen Deutſchen vor Augen hatte. Dennoch 
war Herbſt ein öſterreichiſcher Patriot in des Wortes gutem Sinne, 
und als er einmal in den achtziger Jahren von der ſchwindenden 
Vaterlandsliebe ſprach, übermannte ihn der Schmerz ſo ſehr, daß 
er ſchluchzend zuſammenbrach. Der Führer der Deutſchen war kein 
Volksmann, ſondern der Vertreter des Großbürgertums; er hat 
hierin jene Zeit nicht überragt. Aber ein Vorzug zeichnete ihn 
vor vielen anderen aus: er beſaß einen ſtählernen Charakter. Wenn⸗ 
gleich Herbſt der offizielle Führer der Deutſchen war, ſo konnte 
er trotzdem ſchon in den erſten Flitterwochen des wiedererſtandenen 
Parlaments ſeine Autorität nicht mehr voll wahren. Am 16. Juli 
ſchrieb bereits Ignaz von Plener: „Herbſt hat die Führung ver⸗ 
loren, Beuſt beſitzt ſie mehr als er“.!) 

Vom Reichsrate wurde viel erwartet. Was in der Zeit Schmer⸗ 
lings verabſäumt worden war, das ſollte nun gleichſam mit einem 
Schlage nachgeholt werden. Tatſächlich brach auch eine Zeit der 
einſchneidendſten Neuerungen an, doch weder die Mit- noch die 
Nachwelt hat die Leiſtungen dieſer Epoche zu würdigen verſtanden. 
Unter den Zeitgenoſſen verhielt ſich eine kleine Schar von Reform⸗ 
enthuſiaſten ablehnend, ohne zu merken, daß ſie ihre Wünſche zu 
hoch geſpannt hatte und über die ſozialen und ökonomiſchen Mög⸗ 
lichkeiten hochmütig hinwegſah. Die Maſſe der Bevölkerung im 
Reiche war dagegen zu teilnahmslos und kulturell zu wenig ge— 
hoben, um für ſtaatsbürgerliche Freiheiten die richtige Wereſchätzung 
aufbringen zu können. Unerquicklich geſtaltete ſich daher die Situa⸗ 
tion der liberalen Abgeordneten, die in dieſer Zeit eine Fülle von 
Geſetzen und Einrichtungen ſchufen, ohne mit den Maſſen in Füh⸗ 
lung zu ſein, während der Hof, die Adelsfamilien und das Epiſkopat 
an das raſchrollende Rad mit größter Kraftanſtrengung den Hemm⸗ 
ſchuh drückten. 

Der Ausgleich mit Ungarn wurde dem Abgeordnetenhauſe 
vorgelegt, als an ihm nichts mehr zu ändern war. Durch die dua⸗ 

1) Aus den Briefen Ignaz v. Pleners an ſeinen Sohn. Neue Freie 
Preſſe Nr. 15697. 
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liſtiſche Organiſation des Reiches ſind Oſterreich und Ungarn zwei 
nach innen hin vollſtändig ſelbſtändige konſtitutionelle Staaten ge; 
worden, die nur nach außen hin eine Einheit bilden, was in der 
Gemeinſamkeit der Wehrmacht und der diplomatiſchen Vertretung 
zum Ausdrucke kommt. Fortab wurden drei Regierungen notwen⸗ 
dig: eine öſterreichiſche für Oſterreich (Zisleithanien), eine unga⸗ 
riſche für Ungarn (Transleithanien) und ein Reichsminiſterium, das 
die den beiden Reichshälften dauernd „gemeinſamen Angelegen⸗ 
heiten“ zu verſorgen hat. 1) Es bedurfte aber auch von da ab (unge⸗ 
achtet der wiſlen Landtage) dreier Parlamente: der einander gleich⸗ 
geſtellten geſetzgebenden Körperſchaften in Wien und Budapeſt — 
des Reichsrats und des Reichstages — und der öſterreichiſch-ungari⸗ 
ſchen Delegationen, über deren ſtaatsrechtliche Stellung als Erſatz⸗ 
mittel für ein Reichsparlament die Anſichten der Gelehrten vonein⸗ 
ander abweichen. Außerdem war vereinbart worden, daß gewiſſe 
Angelegenheiten von Fall zu Fall einverſtändlich geordnet werden 
ſollten. Es gibt alſo einen unbegrenzt fortwirkenden ſtaatsrechtlichen 
Ausgleich zwiſchen Oſterreich und Ungarn (kurz 1867er Ausgleich 
genannt), aus dem die Notwendigkeit zur fallweiſe neuen Verein⸗ 
barung von wirtſchaftlichen und finanziellen Ausgleichen erfließt. 
Die Parlamentsdebatten über den Ausgleich boten wenig 
intereſſante Einzelheiten. Das Hauptaugenmerk wurde auf das zwei⸗ 
gliedrige „Reichsparlament“, auf die Delegationen, gerichtet, das 
unbefriedigt ließ. Daneben beſchäftigte man ſich noch mit der finan⸗ 
ziellen Seite der Angelegenheit und klagte bitter über die Belaſtung 
Oſterreichs durch die ungerechten Abmachungen über die Staatsſchuld 
und durch die unmotiviert hohe Quote der Beitragsleiſtung zu den 
gemeinſamen Ausgaben des Geſamtſtaates. Am 10. Dezember meinte 
Skene, er fürchte, „daß die Ausgleichsdeputation das Königgrätz für 
den Parlamentarismus werden könnte“. Zur Entſcheidung über 
die finanziellen Fragen waren nämlich ſowohl vom öſterreichiſchen 
Reichsrate als vom ungariſchen Reichstage fünfzehngliedrige Depu⸗ 
tationen entſendet worden. Allein über redneriſche Proteſte konnte 
man nicht hinausgehen; der Reichsrat, der bei der Siſtierung bloß⸗ 
geſtellt wurde, durfte jetzt die Krone nicht im Stiche laſſen. Der 
Ausgleich mußte, wenn auch mit Unbehagen, geſchluckt werden. 
Durch die Erfahrungen der Vergangenheit gewitzigt, ſuchte das 
öſterreichiſche Abgeordnetenhaus zuerſt ſeine eigene Exiſtenz ſicher⸗ 
1) Aug. Fournier, „Oſterr. Ungarns Neubau unter Franz Joſef“, Berlin 1917, 
ſchildert die Entwicklung der „Reichs“ und der „Staaten“ -Idee anſchaulich. 
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zuſtellen. Der verhängnisvolle § 13 erhielt eine neue Faſſung, die 
das gefliſſentliche Umgehen des Parlaments unmöglich zu machen 
ſchien. Die Folgezeit hat allerdings jenen recht gegeben, die von 
der neuen Textierung nicht viel hielten und das Notverord— 
nungsrecht — der $ 13 wurde ſpäter zum § 14 — beſeitigen 
wollten. Die Regierung beſchränkte ſich darauf, im Abgeordneten⸗ 
hauſe jene Abänderungen der Februarverfaſſung zu beantragen, die 
durch den Ausgleich mit Ungarn aufgezwungen worden ſind. Der 
rührige Verfaſſungsausſchuß legte aber dem Plenum vier neue 
Grundgeſetzentwürfe vor, die aus einer Flut von Anträgen 
hervorgegangen waren und ein Kompromiß der Meinungen und 
der Ideale mit der Wirklichkeit darſtellten. Das Grundgeſetz über 
die allgemeinen Rechte der Staatsbürger,) das uns heute ſelbſtver⸗ 
ſtändlich erſcheint, war in den Tagen des Konkordats eine mutige 
Tat, jo allgemein es auch gehalten iſt. Es bildete die erſte prinzi- 
pielle Durchbrechung des Vertrages mit Rom. Nicht anders war es 
mit dem Grundgeſetze über die richterliche Gewalt beſtellt. Auch 
die Schaffung eines Reichsgerichtes, das zur Entſcheidung bei Kom— 
petenzkonflikten und bei gewiſſen ſtreitigen Angelegenheiten öffent⸗ 
lichen Rechts in Betracht kommt, iſt von großer Wichtigkeit ge- 
weſen. Nicht vergeſſen darf das Miniſterverantwortlichkeitsgeſetz 
werden, deſſen Entwurf übrigens von der Regierung am 17. Juni 
1867 vorgelegt wurde. Im Herrenhauſe bekämpfte Rauſcher dieſe 
Vorlage, weil er in ihr eine Einſchränkung der unantaſtbaren Rechte 
der Krone erblickte. Mitte Oktober berichtete Kaiſerfeld über die 
Vorlage betreffend die Abänderung des Grundgeſetzes über die Reichs- 
vertretung. Das weſentliche Merkmal des Entwurfes war die tara- 
tive Aufzählung der Agenden des Reichsrates. Damit wurde der 


1) Das Geſetz beſtimmt: durch Artikel 2: „Vor dem Geſetze ſind alle 
Staatsbürger gleich“; durch Artikel 3: „Die öffentlichen Amter ſind für 
alle Staatsbürger gleich zugänglich“; durch Artikel 14: „die volle Glaubens⸗ 
und Gewiſſensfreiheit iſt jedermann gemährleijtet. Der Genuß der bürger- 
lichen und politischen Rechte ijt von dem Religionsbekenntniſſe unabhängig. 
Niemand kann zur Teilnahme an einer kirchlichen Feierlichkeit gezwungen 
werden .. .; durch Artikel 15: „Jede geſetzlich anerkannte Kirche hat das 
Recht der gemeinſamen öffentlichen Religionsübung, ordnet und verwaltet 
ihre innern Angelegenheiten ſelbſtändig, bleibt im Genuſſe und Beſitze ihrer 
für Kultus⸗, Unterrichts⸗ und Wohltätigkeitszwecke beſtimmten Anſtalten, 

Stiftungen und Fonds, iſt aber wie jede Geſeuſchaft den allgemeinen Staats: 
geſetzen unterworfen“ ; durch Artikel 17: „Die Wiſſenſchaft und ihre Lehre 
it frei... Dem Staate ſteht rückſichtlich des geſamten Unterrichts- und 
Erziehungsweſens die oberſte Leitung und Aufſicht zu.“ 
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Grundſatz anerkannt, daß alle Gegenſtände, die nicht in den Wir⸗ 
kungskreis des Reichsrates gehören, den Landtagen zufallen, was 
im Gegenſatze zur Grundanſchauung der Februarverfaſſung ſtand. 
Dieſe ſchon in der Thronrede angekündigte Anderung war ein prin⸗ 
zipiell wichtiges Zugeſtändnis an die kleine Gruppe der deutſch⸗ 
liberalen Autonomiſten und an die jlawijchen und klerikalen Föde⸗ 
raliſten; es mußte gemacht werden, um das ganze Geſetz zu retten. 

Auf eine Anderung des Wahlrechtes und der Wahlvorſchriften 
war der Verfaſſungsausſchuß nicht eingegangen, obwohl es an An⸗ 
regungen hierzu nicht fehlte. Die Abhängigkeit des Reichsrates von 
den Landtagen blieb beſtehen, und es iſt für eine ſpätere Periode von 
Intereſſe, daß der Bericht des Verfaſſungsausſchuſſes ausdrücklich 
bemerkte, daß den Landtagen das Recht auf die Bildung des Ab⸗ 
geordnetenhauſes des Reichs rates nicht entzogen werden könne und 
daß dieſe nur freiwillig darauf zu verzichten vermögen. Im Plenum 
des Abgeordnetenhauſes ſetzte der demokratiſche Steirer Dr. Rech⸗ 
bauer die Engherzigkeit der Schmerling-Laſſerſchen Intereſſenver⸗ 
tretung eindringlich auseinander. In Graz ſeien bei 75000 Ein⸗ 
wohnern kaum 2000, in Wien bei 600000 nur 15 000 wahlberech⸗ 
tigt. In Niederöſterreich wählen 201 Großgrundbeſitzer 15 Abge⸗ 
ordnete in den Landtag, während 26 000 privilegierte Wähler der 
Städtekurie bloß 20 Abgeordnete entſenden. Rechbauers Ideal war 
ein aus direkten Wahlen hervorgehendes, an einen ganz niederen 
Zenſus geknüpftes Volkshaus, neben einer Länderkammer an Stelle 
des Herrenhauſes im Reichsrate.!) 

Die Staatsgrundgeſetze waren der Preis für den Ausgleich. Beuſt 
ſpricht in ſeinen Erinnerungen von den erheblichen Schwierig⸗ 
keiten, die ihm bei der Erwirkung der kaiſerlichen Sank⸗ 
tion beſchieden waren, und das Abgeordnetenhaus hatte in der 
Vorahnung deſſen beſchloſſen, daß alle Geſetze über den Ausgleich 
mit Ungarn und über die Befeſtigung des Konſtitutionalismus ein 
Ganzes zu bilden haben und als ſolches gleichzeitig in Wirkſamkeit 
treten ſollen. Auf dieſe Weiſe entſtand die Verfaſſung vom 
21. Dezember 1867, die noch heute in Kraft iſt. — In verſchie⸗ 
denen Punkten entſpricht ſie nicht mehr den Bedürfniſſen unſerer 
Zeit, in anderer Hinſicht ſind die realen Verhältniſſe hinter den 
Satzungen zurückgeblieben. 


1) Die neue Geſetzgebung Oſterreichs, erläutert aus den Reichsrats⸗ 
verhandlungen. I. Wien 1868. 
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ein neues Strafgeſetzbuch vor, aber über die prinzipiellen Aus⸗ 
einanderſetzungen kam man nicht hinaus. Im November wurden 
nur Novellen fertiggeſtellt, die ſich mit der Aufhebung der körper⸗ 
lichen Züchtigungs⸗ und Kettenſtrafe, und mit Anderungen in der 
Erledigung des Strafverſahrens befaßten. Von Komers Nachfolger, 
Profeſſor Hye, wurde eine neue Strafprozeßordnung, ein Re⸗ 
formentwurf für den Zivilprozeß und für die Konkursordnung 
unterbreitet. Die wichtigſte Frucht dieſer Arbeiten war die zur Durch⸗ 
führung gelangte Einſetzung von Geſchworenengerichten, die 
allerdings nur für Preßdelikte in Betracht kamen. Im Herren- 
hauſe mußte erſt durch die Ernennung von 20 Pairs die Bewilli— 
gung der Richter aus dem Volke erzwungen werden. Der erſte Preß⸗ 
prozeß vor Geſchworenen fand in Wien im Juli 1869 ſtatt. Die 
Vereins- und Verſammlungsgeſetze vom 15. November 1867 waren 
wohl alles eher denn freiheitliche Schöpfungen, aber ſie haben zur 
Zeit ihrer Entſtehung doch einen mächtigen Fortſchritt bedeutet 
und das politiſche Leben zur Entfaltung gebracht. Übrigens hat es 
keinen geringen Kampf gekoſtet, dem Grafen Taaffe und dem Herren- 
hauſe ſelbſt ſolche Beſtimmungen zu entlocken. 

Mit dieſen Arbeiten war die Tätigkeit des Reichsrates nicht er- 
ſchöpft. Im Abgeordnetenhauſe begnügte man ſich nicht mit den 
theoretiſchen Angriffen auf das Konkordat, die die Staats⸗ 
grundgeſetze darſtellten, ſondern man ſuchte der römiſch-katholiſchen 
Kirche einen Teil ihrer faſt mühelos erworbenen Beute abzunehmen. 
Das war nicht leicht, denn die Kirche hatte feſte Stellungen bezogen. 
Selbſt unter den Wiener Univerſitätsprofeſſoren fehlte es an An⸗ 
hängern des Konkordats keineswegs. Joſef Hyrtl, der berühmte 
Anatom, trat das Rektorat am 1. Oktober 1864 mit einer formvoll⸗ 
endeten Rede über die materialiſtiſche Weltanſchauung unſerer Zeit 
an, in der er vor den beängſtigenden Folgen des Materialismus 
warnte, und bei der Feier des 500 jährigen Beſtandes der Wiener 
Alma mater wurde die Umkehr der Wiſſenſchaft im Sinne der 
kirchlichen Auffaſſung verherrlicht. Übrigens hat die Feier nicht am 
Tage der Stiftung durch Rudolf IV. im Jahre 1365, ſondern an 
dem der päpſtlichen Beſtätigung der Hochſchulgründung Tattgefun⸗ 
den. Am 2. Oktober des Jahres 1865 hielt Profeſſor Jäger, der 
neugewählte Rektor, der Wiſſenſchaft die poſitiven Satzungen 5 
Kirche als unüberſteigbare Schranke vor. 

Trotzdem und alledem erneuerte Mühlfeld im Juni 1867 ſeinen 
Antrag auf Schaffung eines freiheitlichen Religionsgeſetzes; ſein Re⸗ 
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ligionsedikt flatterte wieder auf. „Die Entfremdung Oſterreichs von 
Deutſchland“, rief er aus, „datiert aus der Ferdinandeiſchen Ara, 
Königgrätz hat dieſelbe nur durchgeführt.“ Allein im Abgeordneten⸗ 
hauſe wußte man ganz gut, daß ein radikaler Bruch mit den ein⸗ 
mal gegebenen Verhältniſſen die Zuſtimmung der anderen Faktoren 
nun und nimmer erhalten würde, und man betrat daher den Weg 
der Spezialgeſetzgebung. Herbſt ſtellte mit 70 Parteifreunden den 
Antrag, daß 1. ein Geſetz das Eherecht des bürgerlichen Geſetz⸗ 
buches wiederherſtelle und die Eheſachen den weltlichen Gerichten 
wieder zuwende; daß 2. ein Geſetz mit Beſtimmungen über das Ver⸗ 
hältnis der Schule zur Kirche nach dem Grundſatze der Emanzi⸗ 
pation der erſteren von dem Einfluſſe der letzteren erlaſſen werde, 
und daß 3. ein Geſetz über die interkonfeſſionellen Verhältniſſe nach 
dem Grundſatze der Gleichberechtigung aller Staatsbürger zuſtande 
gebracht werden möge. Miniſter Hye bat das Abgeordnetenhaus, 
nicht zu eilen und der Regierung vorerſt Zeit zu Verhandlungen 
mit Rom zu laſſen, was eine ſtarke Mißfallenskundgebung zur Folge 
hatte. Der konfeſſionelle Ausſchuß beſchleunigte ſeine Arbeiten und 
ſo konnten die erſten zwei Geſetze im Oktober und November vom 
Abgeordnetenhauſe angenommen werden. 

Dabei gerieten die Gegner hart aneinander. Pater Greuter meinte 
in der Debatte über das Eherecht: „So wenig man imſtande iſt, 
eine Roſe, die ſich entfaltet hat, in ihre Knoſpe zurückzudrängen, 
ebenſowenig werden die Liberalen imſtande ſein, das Bewußtſein der 
autonomen kirchlichen Freiheit zurückzudrängen in das Prokruſtes⸗ 

bett des Polizeiſtaates.“ Der Abgeordnete Weichs beteuerte hin⸗ 
gegen: „Ich ſage es offen, es iſt dies der Kampf, der über das 
Schickſal Oſterreichs entſcheidet. Es gilt für uns als Deutſchöſter⸗ 
reicher zu ſiegen oder als Römlinge zu ſterben.“ Dr. J. N. Berger 
ſprach Worte, die nachher Flügel bekamen. „Man hat öfter den 
Gedanken geäußert,“ jo führte er aus, „es ſeien in Öfterreich 
über ſechzig ariſtokratiſche Familien, die den Staat als ihre eigene 
een ef betrieben haben, und man hat in geiſtreicher Weiſe 
ſogar verſucht,d ie Geſchichte Oſterreichs aus dieſem Gedanken ab⸗ 
zuleiten. Dieſer Gedanke hat etwas Wahres, allein er iſt eben nicht 
vollſtändig. Geſellen Sie zu dieſen ſechzig ariſtokrati⸗ 
ſchen Familien noch dreißig bis vierzig Biſchöfe und 
Sie haben die volle Wahrheit.“ 

Dieſe Vorſtöße gegen das Konkordat riefen eine ſtarke Gegenbe- 
wegung der Biſchöfe hervor, die ſich in einem Memorandum be⸗ 
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ſchwerdeführend a an den Kaiſer wandten. Schon vorher hatte Kar⸗ 
dinal Rauſcher einen geharniſchten Brief an Freiherrn von Beuſt 
gerichtet, der die Haltung der Behörden gegenüber der Agitation, 
die zur Abſchüttlung des Konkordats entfaltet wurde, entſchieden 
verurteilte. Am 16. Oktober erfloß ein kaiſerliches Antwortſchreiben, 
in dem eine ſanfte Rüge des Epiſkopats enthalten war. Auch wurde 
ausgeführt, daß der Monarch die Adreſſe ſeinen verantwortlichen 
Miniſtern übermittelt habe. Dennoch beglückwünſchte der Papſt die 
Biſchöfe zu ihrer Eingabe an den Kaiſer und munterte ſie zur Fort- 
führung ihrer Aktionen auf. Der Kampf um das Konkordat war mit- 
hin auf der ganzen Linie entbrannt, doch es verging noch eine kurze 
Spanne Zeit bis zur Entſcheidung, die den Liberalen zu einem 
Siege verhelfen ſollte. 


III. Zisleithaniſche Politik. 
A. Das Bürgerminiſterium. 


Schon im Herbſte des Jahres 1867 hatte Beuſt Schritte unter⸗ 
nommen, um ein neues zisleithaniſches Miniſterium zuſtande zu 
bringen. Die maßgebenden Politiker wollten ſich aber nicht mit 
dem Ausgleiche belaſten, und ſo mußte der Reichskanzler dieſen erſt 
fertigſtellen. Auch war der Drang nach Portefeuilles gar nicht ſo 
groß, wie man allgemein annimmt. Ablehnungen kamen öfter vor 
als Zuſagen. Anfangs der 70er Jahre, als Graf Potocki auf die 
Suche nach Miniſterien ausging, wurde in Wien ein lehrreicher Witz 
verbreitet: Der Graf winkt einen Kutſcher auf dem Einſpänner⸗ 
ſtandplatz zu ſich, der Roſſelenker rührt ſich jedoch nicht. Potocki ruft 
ihm noch einmal zu, aber der Biedere ſchreit zurück: „Um ka G'ſchloß 
komm' i, i will ka Miniſter werden.“ Ahnliche Erfahrungen mußte 
Beuſt machen. Doch endlich, am 30. Dezember 1867, konnte die Liſte 
des. neuen Kabinetts, des Bürgerminiſteriums „veröffentlicht werden. 

Miniſterpräſident war Fürſt Carlos Auersperg, der „erſte 
Kavalier des Reiches“, der ſich mehrmals als entſchiedener Ver- 
faſſungstreuer gezeigt hatte. Im 53. Jahre ſtehend, liebte er es, 
den Ariſtokraten auch ſeinen Miniſterkollegen gegenüber hervorzu— 
kehren. Auf Dr. Herbſt, den gefürchteten Debatter, konnte ein libe⸗ 
rales Miniſterium nicht verzichten; allein es war für Beuſt nicht 
leicht, den Mann auf den Miniſterfauteuil zu heben. Herbſt mußte 
geradezu überrumpelt werden. Dem 46jährigen Profeſſor wurde das 


84 II. Zisleithaniſche Politik 


Juſtizweſen unterſtellt. Als der neuernannte Miniſter nach Prag 
kam, veranſtalteten die tſchechiſchen Studenten lärmende Demonſtra⸗ 
tionen. Solcher Art waren die erſten Eindrücke der jungen Exzellenz. 
Leopold von Hasner wurde Unterrichtsminiſter. Er war Frei⸗ 
herrn von Beuſt vom Grafen Leo Thun empfohlen worden, der wohl 
nicht gedacht haben mochte, daß er den künftigen Reformator der 
öſterreichiſchen Volksſchule fördere. Hasner wurde 1818 geboren 
und hatte als eleganter Redner manchen politiſchen Erfolg errungen. 
Im Jahre 1861 wurde ihm, dem Univerſitätsprofeſſor, ſowohl von 
den Deutſchen als von den Tſchechen ein böhmiſches Landtagsman⸗ 
dat angeboten, und beide Nationen rechneten ihn zu den ihren.) 
Dr. Karl Giskra, der Sohn eines mähriſchen Gerbermeiſters, 
trat in die Regierung als Miniſter des Innern ein. Im Jahre 1848 
war er Demokrat und Abgeordneter in Frankfurt; wegen ſeiner 
Haltung in der Revolutionszeit wurde er von der öſterreichiſchen 
Regierung verfolgt. Als er ſpäter nach ſeinem Vaterlande zurück⸗ 
kehren durfte, blieb er insgeheim unter Polizeiaufſicht. Noch im 
Jahre 1857 galt er der Behörde als beſonders bedenklich.?) Giskra 
war ein glänzender, hinreißender Redner, von ſchlanker, mittel- 
großer Geſtalt mit blondem Haar und Vollbart. In der Perſon des 
Rechtsanwalts Steinhoff hat Ibſen im „Bund der Jugend“ eine 
ihm ähnliche politiſche Geſtalt gezeichnet. Allerdings mangelte es 
Giskra auch nicht an beſtechenden Fähigkeiten, und nur ſo iſt es zu 
erklären, daß er trotz ſeiner ſtarken Abſchwenkung von links nach 
rechts — von der Demokratie zu einem bedächtigen Liberalismus 
— volkstümlich zu bleiben vermochte. Sein Gegenteil war Dr. Ru⸗ 
dolf Breſtel, ein Mann von unerſchütterlicher Ehrlichkeit und 
von einer geradezu kleinlichen Beſcheidenheit. Nach der Auflöſung 
des Kremſierer Reichstages war er nach Preußiſch-Schleſien ge⸗ 
flüchtet und dort in einem Handelshauſe untergekommen. Als im 
Jahre 1855 die Wiener Kreditanſtalt gegründet ward, erhielt Breſtel, 
der zurückkehren durfte, eine Sekretärſtelle. Ein Portefeuille anzu⸗ 
nehmen, konnte er ſich nicht entſchließen, weil er in ſeiner einfältigen 
Anſtändigkeit fürchtete, nach dem Verluſte der Miniſterwürde als 
unbemittelter Mann kein Auskommen zu haben; Miniſterpenſionen 
wurden erſt ſpäter eingeführt. Breſtel, der Finanzminiſter, war 
von kleinbürgerlicher Sparſamkeit und Schlichtheit; der häßliche 
Mann mit der großen Brille benützte als Miniſter noch mit Vor⸗ 


1) L. von Hasner, Denkwürdigkeiten. Stuttgart 1892. 2) Friedrich 
Schütz, Werden und Wirken des Bürgerminiſteriums. Leipzig 1909. 
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liebe den billigen Omnibus. Graf Alfred Potocki, ein ſtein⸗ 
reicher polniſcher Magnat, wurde Ackerbauminiſter, Graf Taaffe, 
der Jugendfreund des Kaiſers, dem eine ſo bedeutende Rolle bevor⸗ 
ſtand, Miniſterpräſident⸗Stellvertreter und Miniſter für Landes⸗ 
verteidigung. Als Miniſter ohne Portefeuille gehörte Dr. J. N. 
Berger, der Sohn eines kleinen Beamten, der Regierung an. In 
Mähren geboren, hatte er ſich in Wien zu einem der erſten Vertei⸗ 
diger aufgeſchwungen. Ihm war eine ſpitze Zunge eigen, die gerne 
Witzworte prägte. Berger hätte es vielleicht zum Miniſterpräſi⸗ 
denten bringen können, wenn ihm nicht das Gehör verſagt hätte. 
Ignaz von Plener übernahm das Handelsportefeuille. Als ſich 
das neue Miniſterium dem Kaiſer vorſtellte, richtete der Monarch 
an die Verſammelten die Aufforderung, „ihre vollen Kräfte dem 
Staate zu weihen und ihm — dem Herrſcher — die Wahrheit 
nicht vorzuenthalten“. 

„Alle für einen, einer für alle“: das war der Grund⸗ 
gedanke in der Rede, mit der Fürſt Auersperg den erſten Miniſter⸗ 
rat eröffnete. Doch im Kabinette fehlte es an Übereinſtimmung; 
zu viele Individualitäten ſtießen aneinander. Es dauerte nicht lange, 
und Berger, der allezeit Spottluſtige, vermochte zu fragen: „Wie 
ſollen wir füreinander einſtehen, wenn wir einander nicht aus⸗ 
ſtehen?“ Ein anderes Beiſpiel: Im Januar 1869 erhielt Gisfra 
vom Könige von Italien das Großkreuz des italieniſchen Kronen— 
ordens, „als Vertreter des öſterreichiſchen Liberalismus“, wie es im 
Dekret ausdrücklich hieß. Darob herrſchte im Miniſterium allge- 
meine Verärgerung, denn es iſt angenehmer, eine Auszeichnung 
zu empfangen als einen anderen beglückwünſchen zu müſſen. Unter 
Hinweis auf die Kuponſteuer, die ſoviel von ſich reden gemacht hatte, 
ſchrieb Berger: 

Es plant der Breſtel jetzt Ob's nicht von Vorteil wär, 

Den Plan, den ungeheuern, Die Orden zu beſteuern. 

Aber nicht nur aus dem Innern heraus erwuchſen der neuen Re- 
gierung Schwierigkeiten, ſie hatte auch nach außen hin eine ſchwere 
Stellung. Die Bureaukratie leiſtete da und dort paſſiven Wider⸗ 
ſtand, und die Hochadeligen, die man zu Herren der Königreiche 
und Länder gemacht hatte, blickten mitleidig auf die ſimplen Bour⸗ 
geois herab, die, heute auf hohem Roſſe, morgen ſchon vom Ge— 
ſchoſſe der Ungunſt durchbohrt ſein konnten. 

Das Bürgerminiſterium bedeutete einen Sieg der Öropbür- 
ger und damit des Deutſchtums und des Zentralismus. Kein Wun⸗ 
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der, daß unter ihm der Kampf gegen das Konkordat ſeinen 
Höhepunkt erreichte. Die Augen Oſterreichs und man kann jagen: 
der Liberalen in allen Gauen Europas waren in dieſer Zeit auf 
das Herrenhaus gerichtet, das ſeine größten Tage durchlebte. 
Am 19. März 1868 gelangte die Ehegeſetzvorlage, die das 
Abgeordnetenhaus ſchon im Oktober 1867 angenommen hatte, vor 
das Oberhaus. Sie ſetzte ſich die Wiedereinführung der durch das 
Konkordat aufgehobenen ſtaatlichen Ehegeſetzgebung des allgemeinen 
bürgerlichen Geſetzbuches und die Wiederherſtellung der jtaatlichen 
Gerichtsbarkeit in Eheſachen zum Ziele. Eine dreitägige Debatte 
entſpann ſich, die vor überfüllten Galerien geführt wurde und das 
ſonſt ſo ſchwach beſetzte Haus wies faſt keine Lücke auf. Die Herren⸗ 
gaſſe und die umliegenden Plätze waren mit Menſchen beſät: Wien 
ſchillerte damals im Glanze des Liberalismus. Noch heute iſt es 
ein hoher Genuß, in den bereits vergilbten Protokollen des Herren⸗ 
hauſes die vorzüglichen Reden zu leſen, die während der mehrtägigen 
Beratung gehalten wurden. Es waren zum Teile oratoriſche Meiſter⸗ 
werke. Kardinal Fürſt Schwarzenberg bekämpfte den Geſetzentwurf 
und beſonders die gemiſchten Ehen, die er Anomalien nannte, und 
beſtritt, daß Rom ſeinerzeit zu den Beſtimmungen des allgemeinen 
bürgerlichen Geſetzbuches geſchwiegen habe. Im Jahre 1816 ſei 
vielmehr dem Hofrate Auguſtin Gruber die Berufung auf den Lai⸗ 
bacher Biſchofsſitz unmöglich gemacht worden, weil ihn die Kurie im 
Verdachte hatte, daß er an der öſterreichiſchen Ehegeſetzgebung be⸗ 
teiligt geweſen ſei. Erſt als die Grundloſigkeit dieſer Annahme 
bewieſen worden war, wurde er — nach ſieben Jahren — Erz⸗ 
biſchof von Salzburg. Am Schluſſe ſeiner Rede forderte Schwarzen⸗ 
berg ſeine Freunde auf, den Pfeilen der liberalen Journaliſten zu 
trotzen und ſich als getreue Mauer um den Thron zu ſcharen, 
„koſte es auch das Leben oder das Blut“. Graf Anton Auersperg 
ſprach unter ungewöhnlichem Beifallsjubel. Er nannte das Kon⸗ 
kordat „ein gedrucktes Kanoſſa, in welchem das Sſterreich des 
19. Jahrhunderts für den Joſefinismus des 18. Jahrhunderts in 
Sack und Aſche büßen mußte“. Voll Wucht wandte er ſich gegen 
den Grafen Blome, der am Tage vorher das Andenken Kaiſer 
Joſefs II. in einer Rede geſchändet hatte. „Mir ſchien, des Kaiſers 
Schatten ſei durch dieſe Räume geſchritten und habe ſeine ganze 
Größe gezeigt, indem er den Gegnern ſeiner Ideen noch heute Zit⸗ 
tern einflößte.“ Unter großer Heftigkeit erinnerte Auersperg daran, 
daß Kaiſerin Maria Thereſia im Jahre 1753 die Geiſtlichkeit, die 
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unter dem Vorwande der Gefährdung des chriſtlichen Gefühles gegen 
das Edikt zur Verminderung der Feiertage eine große Agitation 
einleitete, einfach im Schloſſe Greifenſtein einſperren ließ. „Die 
Freiheit für den Staat, geſunde Freiheit für alle Kirchen im Staate, 
dann wird es für Staat und Kirche von der Freiheit heißen: In hoc 
signo vinces! rief der berühmte Dichter und Politiker aus. Ritter 
von Schmerling wies auf die Tatſache hin, daß er nicht eine Stimme 
vernommen habe, die ausgeſprochen hätte, das Konkordat ſolle blei— 
ben, wie es iſt — die Klerikalen rieten zu neuen Verhandlungen 
mit Rom —, und erinnerte daran, daß in England, im Muſterſtaate 
des Verfaſſungslebens, „die Katholikenbill, die Reformbill, die Korn— 
bill und eine Menge ähnlicher Geſetze, alle in der Richtung um 
irgendeiner Suprematie entgegenzutreten“ am Ende doch angenom- 
men worden ſeien. Er empfahl daher, „daß man bald gewähre, 
was man unvermeidlich gewähren muß“. . .. „Das Konkordat it 
einer Zeit entſproſſen, legte der Juſtizminiſter Dr. Herbſt dar, 
„da alle Hoffnungen auf eine freiheitliche Geſtaltung verſchwun⸗ 
den waren; als ein Monument jener Zeit ragt es in die Gegenwart 
herüber und ſolange der Grundſatz, daß es im Wege der Geſetz— 
gebung geändert werden könne, nicht feſtſteht, ſolange wird ſich kein 
Vertrauen zur öſterreichiſchen Verfaſſung bilden können.“ Durch 
die Annahme der Vorlage würde der Kirche gegeben, was ihr unbe— 
ſtreitbar gebühre, und dem Kaiſer und dem Staate geboten, was 
ihnen zuſtehe und „was zum Beſten des Vaterlandes niemals hätte 
entzogen werden ſollen“. Als nächſter Redner kam der Miniſter⸗ 
präſident Fürſt Auersperg zum Worte, der den Fürſten Schwarzen- 
berg mit einer feinen Wendung abtat. „Das Vorhaben, ſich für die 
Gefahr zu wappnen,“ ſagte der Regierungschef, „iſt löblich und 
ritterlich, deſſen moraliſcher Wert wird aber weitaus übertroffen von 
dem Vorſatze, Gefahren zu verhüten und keine zu ſchaffen.“ . .. Die 
Abſtimmung war eine dramatiſche Szene. Beuſt hatte bewirkt, daß 
der Oberſthofmeiſter des Kaiſers, Fürſt Hohenlohe, der Stimmen- 
abgabe beiwohnte und zur Aufrichtung der Schwankenden das Ehe— 
geſetz votierte. Am Abend der Annahme wurde in Wien illuminiert; 
vor dem Standbilde Kaiſer Joſefs erklangen jubelnde Reden. 
Der Mann des Tages war Graf Anton Auersperg, der 
Dichter Anaſtaſius Grün, der im Jahre 1831 in den „Spazier⸗ 
gängen eines Wiener Poeten“ und ſpäter im „Schutt“ wunderbare 
Lieder des Freiheitsſehnens und der Freiheitshoffnung angeſtimmt 
hatte. Er war im Jahre 1806 im „Deutſchen Hauſe“ zu Laibach 
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geboren worden und hatte im Vormärz bereits zu den liberalen 
Ständemitgliedern Krains gezählt. Im Herrenhauſe gehörte er zu 
den geiſtigen Vorkämpfern der liberalen Gruppe. Immer, wenn in 
der Zeit des Liberalismus eine Miniſterkriſe auftauchte, wurde An⸗ 
ton Auersperg als der kommende Mann genannt. Er aber hatte 
kein Verlangen nach den Sorgen des Amtes und gab ſeine Unab⸗ 
hängigkeit nicht preis. Als Großdeutſcher und Großöſterreicher 
konnte er die Entwicklung ſeines Vaterlandes nur blutenden Her⸗ 
zens mitmachen: die Lostrennung Sſterreichs von Deutſchland er⸗ 
ſchütterte ihn ſeeliſch. 

Nachdem ſich die Biſchöfe von den Beratungen des Herrenhauſes 
zurückgezogen hatten, kam am 30. März der Geſetzentwurf über 
das Verhältnis der Schule zur Kirche zur Verhandlung. Anton 
Auersperg ſchoß wieder den Vogel ab. „Der Staat kann nicht hand⸗ 
langender Sakriſtan, und die Kirche kann nicht Konſtabler oder 
Polizeidiener ſein“, rief er aus. Profeſſor Rokitansky ſagte: „Wiſſen 
und Glauben ſind zwei durchaus verſchiedene Dinge, Dinge, die 
theoretiſch durchaus unvereinbar ſind, deren Vereinbarung immer 
nur Sache des Individuums fein und bleiben wird... Kein Fort⸗ 
ſchritt, keine Wahrheit, keine Errungenſchaft auf geiſtigem Gebiete 
ſoll unſerer Jugend vorenthalten ſein . . .“ Anton Auersperg ſetzte 
ſich in der Spezialdebatte ſogar für die Weglaſſung der Worte im 
§ 2 ein, welche die Beaufſichtigung der religiös-ſittlichen Erziehung 
durch die Kirche beſtimmen. Da die Regierung dagegen war, blieb 
der Paragraph unverändert. 

Am 2. April 1868 beriet das Abgeordnetenhaus über die Re⸗ 
gelung der interkonfeſſionellen Verhältniſſe. Im Her⸗ 
renhauſe griff Profeſſor Rokitansky mit einer mächtigen Rede in 
die Debatte ein. „Die Kirche ſtrebt nach Herrſchaft“, meinte er, „und 
ſie hat das Eigentümliche, daß ſie ſich für verfolgt hält, wenn ſie 
nicht herrſchen kann.“ Der 25. Mai 1868 brachte die Sanktion der 
drei freiheitlichen religionspolitiſchen Geſetze, die in die Mauern 
des Konkordats Breſche ſchlugen. 

Freiherr von Beuſt war unterdeſſen mit Rom in Unterhand⸗ 
lungen getreten. Baron Hübner, der öſterreichiſche Geſchäftsträger 
beim Vatikan, ſchien dazu nicht geeignet, und er zog daher den Gra⸗ 
fen Crivelli heran. Beuſt bezeichnet dieſe Wahl ſelbſt als einen 
Mißgriff. Der Graf hatte urſprünglich dem Reichskanzler in allen 
Dingen zugeſtimmt, bald darauf aber war er nach Wien gekommen 
„und hier in die Hände eines ultramontanen Kreiſes (namentlich 
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von Damen) gefallen, und ſo allein erklärt ſich der Sinneswechſ ſel, 
der erſt nach dem Antritte des Botſchafterpoſtens beim Vatikan 
eingetreten war“. Mitte Dezember 1867 erging an Crivelli der 
Auftrag, dem Kardinal Antonelli die gemeinſame Aufhebung des 
alten und Verhandlungen zum Abſchluſſe eines neuen Konkordats 
vorzuſchlagen. Da Crivelli am 2. Mai 1868 plötzlich einem Schlag⸗ 
fluſſe erlag, kam Baron Meyſenburg nach Rom, doch er ſtand in 
kurzer Zeit mehr auf Seite des Papſtes als ſeines Auftraggebers, 
der öſterreichiſchen Regierung. Auf dieſe Weiſe konnten die Ver⸗ 
handlungen mit der päpſtlichen Kurie zu keinem Ergebniſſe führen. 

Der Sturmlauf gegen das Konkordat hatte die Verteidiger der 
Vorherrſchaft Roms nicht müßig gelaſſen und eine jtarfe kleri— 
kale Bewegung ſetzte ein. Die ſtädtiſche Intelligenz konnte ſie 
nicht erfaſſen, aber der „kleine Mann“ und vor allem die alpen- 
ländiſchen Bauern blieben von ihr nicht unberührt. Vorerſt traten 
jedoch nur die Biſchöfe ſtärker hervor. Biſchof Feßler von St. 
Pölten gab eine Kurrende gegen das Ehegeſetz heraus, der er eine 
Inſtruktion gegen die „religionsloſen“ Schulen nachſchickte. Der 
ſonſt bedächtige Biſchof von Brünn, Graf Schaaffgotſche, befahl den 
Pfarrern, bei Führung der Matrikeln Zivilehen als Konkubinate 
zu behandeln. Gaſſer, der Biſchof von Brixen, der unter den Be- 
kämpfern der liberalen Richtung in der erſten Reihe ſtand, hielt mit 
ſeiner Meinung nicht zurück, und Biſchof Rudigier von Linz ſäumte 
nicht, mit einem energiſchen Proteſte gegen die „abſcheulichen, gott— 
loſen, ſakrilegiſchen“ Geſetze herauszurücken. Damit hat der ober- 
öſterreichiſche Kirchenfürſt nur den Ton angeſchlagen, der aus der 
päpſtlichen Allokution vom 22. Juni erklang. Denn dieſe bezeich⸗ 
nete die Dezemberverfaſſung als „wahrhaft unſelig“ und die Ge- 
ſetze vom 25. Mai als „verwerflich, verdammenswert und abſcheu— 
lich“. Kraft ſeiner apoſtoliſchen Autorität erklärte der Papſt „dieſe 
Geſetze ſamt ihren Folgerungen als durchaus nichtig und immer— 
dar ungültig“. Wohl wurde in den Gemeinderäten von Wien, Graz 
und anderen Städten und in vielen Verſammlungen gegen dieſe 
Kundgebung Pius’ IX. Verwahrung eingelegt. Indes das Wort 
bleibt „ſtahn“, ſagt Luther. 

Die liberale Regierung mußte die Verwaltung des Staa— 
tes neu einrichten. Im April 1868 erledigte das Abgeord— 
netenhaus eine Vorlage Dr. Herbſts, durch die die Trennung der 
Juſtiz von der Verwaltung hergeſtellt wurde. An die Stelle der 
gemiſchten ee traten nun überall Bezirksgerichte. Von 

ANUS 651: Charmatz, Oſterreich I. 3. Aufl. 17 


90 III. Zisleithaniſche Politik 


Giskra rührte ein Geſetzentwurf über die Organiſation der politi⸗ 
ſchen Behörden her, der gleichfalls zur Annahme gelangte. Jedes 
Kronland wurde in politiſche Amtsbezirke — Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaften — geteilt, wozu in der Regel mehrere nach dem Geſetze 
von 1853 geſchaffene Bezirke vereinigt wurden. Einen Monat vor⸗ 
her war über eine Vorlage beraten worden, die zur Bejeitigung 
der Wuchergeſetze dienen ſollte. Das „hohe Haus“ pflichtete dem 
Geſetzentwurfe bei, und dadurch entfielen die geſetzlichen Beſchrän⸗ 
kungen für den vertragsmäßigen Zinsfuß. Bei der Debatte kam 
es zu einem Rededuell zwiſchen Pater Greuter, dem urwüchſigen, 
witzigen Tiroler Klerikalen und dem Vertreter des Großkapitals 
Schindler, der unter Beifall ausrief: „Ich weiß aber Menſchen, 
die wuchern mit der Leichtgläubigkeit des Volkes, die halten ihm 
klappernd ihre Sammelbüchſen unter die Naſe und ſchreiben in 
ihren Hirtenbriefen, es ſei Heuchelei, wenn man ſagt, daß die Ar⸗ 
mut mehr Recht hat auf unſer Geld als andere.“ Herbſt überreichte 
dem Parlamente am 23. Mai 1868 auch eine Vorlage, die der 
bäuerlichen Erbfolge den Garaus machte. Die Freiteilbarkeit 
— die übrigens in einzelnen Kronländern ſchon beſtand — wurde 
überall da zur Norm erhoben, wo die Landesgeſetzgebung die Tei⸗ 
lung von Bauerngütern nicht verbot. 

Die finanziellen Verlegenheiten hielten an. Das Finanz⸗ 
geſetz für das Jahr 1868 veranſchlagte die Ausgaben Zisleithaniens 
mit 320 Millionen, die Einnahmen jedoch bloß mit 281 Millionen 
Gulden. Breſtel benützte die durch die Herrenhausdebatten gehobene 
Stimmung, um im Abgeordnetenhauſe einen umfangreichen Fi⸗ 
nanzplan zu entwickeln, der den vorausſichtlichen Abgang der Jahre 
1868 bis 1870 im Betrage von 150 Millionen zu decken ſuchte. 
Der Finanzminiſter hatte fünf Vorſchläge unterbreitet, die beim 
Finanzausſchuſſe nur geringe Gegenliebe fanden. Schließlich wurde 
doch die Schaffung einer einheitlichen fünfprozentigen Staatsſchuld 
bewilligt und eine 16prozentige Kuponſteuer eingeführt. Die Steuer 
auf Lotteriegewinſte bei Staatsloſen erfuhr eine Erhöhung auf 20, 
bei Privatloſen auf 15%. Allerdings hatte die Regierung vor⸗ 
her mit ihrem Rücktritt drohen müſſen. Zur Deckung des Fehl⸗ 
betrages wurden um 25 Millionen Staatsgüter verkauft; auch ge⸗ 
langte eine ſchwebende Staatsſchuld von 25 Millionen zur Auf⸗ 
nahme. Breſtel, der den feſten Vorſatz gefaßt hatte, mit dem leicht⸗ 
ſinnigen Syſtem des Schuldenmachens zu brechen, ruhte nicht. Im 
Jahre 1869 legte er dem Parlamente mehrere Geſetzentwürfe vor, 
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die den ganzen Komplex der direkten Steuern betrafen. Der Grund⸗ 
ſatz der Plenerſchen Neuerungsvorſchläge, Anderung der Ertrags- 
ſteuern und Einführung einer Einkommenſteuer, wurde beibehalten. 
Doch im Detail gab es Abweichungen. Breſtel ſtand gleichfalls 
unter dem Zwange der Not und ſchob das Intereſſe für den Staats⸗ 
ſäckel in den Vordergrund. Das Grundſteuergeſetz kam am 24. Mai 
1869 zur Sanktion; die übrigen Vorlagen wurden durch den 
Rücktritt des Bürgerminiſteriums begraben, obgleich ſie ſchon voll- 
ſtändig durchberaten waren. Es fehlte bloß die kaiſerliche Unter- 
ſchrift. Das Defizit ſank übrigens im Jahre 1869 auf 3 Mil⸗ 
lionen Gulden. 

Einen breiten Platz in der Geſchichte Oſterreichs beanſpruchen. 
die Kämpfe der Völker um ein eigenes Heim. Das, was man 
den Nationalitätenhader ſchlechtweg nennt, iſt nichts anderes als 
der Prozeß des Selbſtändigwerdens und -werdenwollens. Eigene 
Kultur, eigene nationale Verwaltung, eigener Boden: das ſind die 
drei Grundforderungen aufſteigender Nationen. Ihre Erfüllung 
bedingte den Zuſammenbruch des öſterreichiſchen Zentralismus. Und 
ſo entbrannte denn ein Streit auf Leben und Tod, der durch die 
ganze Verfaſſungsgeſchichte des modernen Oſterreich geht und der 
in den ſeltſamſten Formen geführt worden iſt und wird. Dabei 
haben die Völker in ihrem dunklen Drange allzulange und allzuoft 
Ziel und Aufgabe verkannt und Wünſche aufgeſtellt, bei denen ſie 
in das Dickicht überflüſſiger Wirrniſſe hineingeraten mußten. Stre⸗ 
bende irren eben. 

Solange Sſterreichs offizielle Marke die Worte: „Großdeutſch und 
großöſterreichiſch“ zeigte, lebten die Deutſchen als die gefühls- und 
geſchichtsmäßigen Träger dieſer Ideen mit der Krone in natio⸗ 
naler Übereinſtimmung. Als der alte Kaiſerſtaat die Jahre 1866 
und 1867 hinter ſich hatte, begann dies anders zu werden. Der 
Monarch empfand das tiefe Bedürfnis, alle Völker Zisleithaniens 
mit ſeiner Herrſchaft zu verſöhnen und die Phantome, die aus der 
Vergangenheit aufgeſtiegen ſind, im zufriedenen Genuſſe der Gegen- 
wart zu erſticken. Immer aufs neue hat Kaiſer Franz Joſef Ver⸗ 
ſtändigungsverſuche anſtellen laſſen, und da jede Gabe an die Vor⸗ 
dringenden aus dem Beſitze der früher Bevorzugten geholt wer— 
den mußte, bedeutete jedes nationale Zugeſtändnis an die Slawen 
eine nationale Beeinträchtigung der Deutſchen. Aus dieſem Gegen⸗ 
ſatze ſind alle Erſchütterungen, Kriſen und Verbitterungen her⸗ 
vorgequollen, die in ihrer Summe den Kampf der Nationen um 
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den Staat ausmachen und die die Krone bald mehr auf der einen, 
bald auf der anderen Seite finden. 

Die Deutſchen haben aus dem großen Schützenfeſte, das Ende 
Juli und Anfang Auguſt 1868 in Wien ſtattfand, neue Kraft ge⸗ 
zogen. Es war ein Verbrüderungsfeſt der Deutſchen, die aus allen 
Gauen herbeiſtrömten. Beſonders zahlreich rückten die Stammes⸗ 
brüder aus Süddeutſchland an, und in den Trinkſprüchen und 
Reden ebenſo wie im geſelligen Verkehre wurde voll Innigkeit der 
großdeutſchen Idee gedacht. Lebhaft flammte das völkiſche Gemein⸗ 
ſamkeitsgefühl empor. „Wir waren eins, wir bleiben eins“: das iſt, 
wie Anaſtaſius Grün in einem lyriſchen Nachworte ſchrieb, die 
Hauptmelodie geweſen, die an den Feſttagen erklang. Doch aus 
der nebelhaften Schwärmerei mußten die Deutſchen bald zu nüch⸗ 
ternen Betrachtungen zurückkehren, denn von allen Seiten rück⸗ 
ten die anderen Volksſtämme gegen die Stellungen des Deutſch⸗ 
tums vor. | 

Galizien wurde unter der Statthalterjchaft des Grafen Golu- 
chowski vollſtändig poloniſiert. Mit den Polen wurde ein arger 
politiſcher Schacher getrieben, weil man bei der Schaffung der De⸗ 
zemberverfaſſung auf ihre Mithilfe angewieſen war. Darunter hatte 
auch das deutſche Element zu leiden, das in den Intelligenzkreiſen 
Galiziens noch einen gewichtigen Platz einnahm. Im Januar 1868 
trat das Geſetz über die Sonderſtellung des galiziſchen Unterrichts- 
rates in Kraft, das das Schulweſen des Landes dem Einfluſſe der 
Zentralbehörden entrückte. Am 23. Februar 1868 erſchien die Ver⸗ 
ordnung des Juſtizminiſters Herbſt über den ausſchließlichen Ge⸗ 
brauch der polniſchen, beziehungsweiſe der rutheniſchen Sprache im 
Parteienverkehr bei den galiziſchen Gerichten, wodurch die früher 
übliche Anwendung der deutſchen Sprache beſeitigt wurde. Eine 
Verordnung des Geſamtminiſteriums vom 5. Juni 1869 führte bei 
den meiſten Behörden und Amtern das Polniſche als innere Dienſt⸗ 
ſprache ein. In den Miniſterräten ſollen ſich mehrere deutſche Mit⸗ 
glieder der Regierung — darunter auch Herbſt und Hasner — gegen 
dieſe Zugeſtändniſſe ausgeſprochen haben; ſie wurden jedoch über⸗ 
ſtimmt. Doch die Polen, die ſich im Landtage in drei Gruppen, 
in die des Grafen Goluchowski, in die Ziemialkowskis und in die 
des Grafen Borkowski teilten, waren trotzdem nicht zufrieden. 
Smolka forderte 1868, daß der galiziſche Landtag ſeine Vertreter 
im Abgeordnetenhauſe zur Niederlegung ihrer Mandate veranlaſſe, 
und ein Teil der Abgeordneten verzichtete auch auf die Parlaments⸗ 
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ſitze. Am 24. September 1868 wurde eine Reſolution beſchloſſen, 
die für Galizien eine Ungarn nicht unähnliche Stellung im Reichs⸗ 
verbande anſtrebte. Dem Landtage ſollte es frei ſtehen, die Art 
der Reichsratswahlen zu beſtimmen. Die Geldmittel für die gali⸗ 
ziſche Verwaltung wären aus dem Staatsſchatze zur Verfügung zu 
ſtellen, die Regelung ihrer Verwendung hätte jedoch dem Landtage 
zu obliegen. Die Mißſtimmung, die ſich darob in Wien erhob, führte 
zum Sturze des Statthalters Grafen Goluchowski. 

Die Slowenen verfielen gleichfalls in einen nationalen Rauſch. 
Schon im Januar 1866 wurde im Krainer Landtage der Antrag 
geſtellt, die deutſche Sprache in ſämtlichen Volksſchulen des Landes 
mit Ausnahme der deutſchen Sprachinſel Gottſchee zu unterdrücken, 
was die damals noch deutſche Mehrheit ſelbſtverſtändlich ablehnte. 
1868 mußte der Laibacher Gemeinderat aufgelöſt und der Bürger- 
meiſter vom Amte entfernt werden, weil die Demonſtrationen gegen 
die Deutſchen in der Hauptſtadt des Landes zu ſehr überhand ge- 
nommen hatten. In Trieſt kam es wieder zwiſchen den Slowenen 
und den italieniſchen Irredentiſten zu blutigen Zuſammenſtößen, 
die das Einſchreiten des Militärs erforderlich machten. 

Hoch gingen auch die Wogen der tſchechiſch- nationalen Strö— 
mung. Am 28. Auguſt 1867 waren die böhmiſchen Krönungsin— 
ſignien in beſonders feierlicher Weiſe von Wien nach dem böh- 
miſchen St. Wenzelskronarchiv überführt worden. Als aber Kaiſer, 
Franz Joſef im Juni 1868 trotz der Abmahnung des Statthalters 
Kellerſperg zur Einweihung der Eliſabethbrücke nach Prag fuhr, 
wurde die Stadt von der tſchechiſchen Bevölkerung fluchtartig ver— 
laſſen. Das Brückenfeſt ſollte am 21. Juni ſtattfinden, und die 
tſchechiſchen Zeitungen verwieſen darauf, daß an dieſem Tage vor 
Jahrhunderten tſchechiſche Patrioten unter dem Beile des Scharf— 
richters gefallen ſind. Ein Plakat ſtempelte jeden, der ſich an dem 
Empfange beteiligen würde, zum Verräter an der tſchechiſchen Na- 
tion. „Die Stadt machte einen völlig deutſchen Eindruck“, konnte 
der Monarch mit Recht ſagen. Nach Prag war hinter dem Rücken 
des Miniſterpräſidenten Auersperg auch der Reichskanzler Beuſt 
gekommen, der im Auftrage des Kaiſers mit Palacky und Rieger 
Beſprechungen hatte. Durch dieſes Eingreifen wurde der Minijter- 
präſident ſo ſehr verärgert, daß er die Hauptſtadt Böhmens plötzlich 
verließ; er entſchuldigte nicht einmal ſein Fernbleiben von einem 
Hofbankette, worüber der Kaiſer ſehr verſtimmt war. Von da ab 
hielt ſich Fürſt Carlos Auersperg von jeder miniſteriellen Tätig— 
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keit ferne, bis er endlich am 26. September ſeine Entlaſſung er⸗ 
hielt.“ 

Auersperg wurde durch den Grafen Taaffe erſetzt; im übrigen 
blieb die Regierung vorläufig unverändert. 

Das Miniſterium Taaffe mußte beſonderes Gewicht auf die Schaf⸗ 
fung eines neuen Wehrgeſetzes legen, denn die Krone wollte die 
Reorganiſation der Wehrmacht ſichergeſtellt ſehen. Unmittelbar vor 
Schluß des Jahres 1866 war die allgemeine Wehrpflicht für den 
ganzen Kaiſerſtaat oktroyiert worden, ſpäter aber ließ man die 
abſolutiſtiſche Maßregel fallen: die Entſcheidung ſollte vom Reichs⸗ 
rate und Reichstage getroffen werden. Für das Wehrgeſetz, das 
große Anſprüche an das Menſchenmaterial und an die Steuerkraft 
des Staates ſtellte, konnte nur ſchwer die Zuſtimmung des Parla⸗ 
ments erwirkt werden. Am 4. November 1868 malte Miniſter 
Dr. Berger das Geſpenſt einer Regierungskriſe an die Wand, um 
die ſäumigen Abgeordneten aufzupeitſchen. Der Deutſchliberale 
Dr. Sturm faßte die Anſicht der Gegner in die Worte zuſam⸗ 
men: „Man ſchafft einen unerträglichen allgemeinen Militärzwang, 
eine Stütze der Dynaſtie, eine Geißel der Völker. Nicht ein Volks⸗ 
heer, ein Soldatenheer wird errichtet; das Wehrgeſetz iſt ein militä⸗ 
riſches Konkordat.“ Dr. Rechbauer forderte die Einführung des 
Milizſyſtems. Dennoch wurde die Wehrvorlage angenommen und 
der Präſenzſtand für zehn Jahre feſtgelegt. Das neue Wehrgeſetz 
macht den Militärdienſt zu einer allgemeinen, perſönlich zu er⸗ 
füllenden Pflicht. Der Kriegsſtand der gemeinſamen Armee wurde 
im Einvernehmen mit dem ungariſchen Reichstage auf 800 000 
Mann beziffert. Die dreijährige Dienſtzeit gelangte zur Einführung. 

Nach der Schlacht bei Königgrätz wurde von der Überlegenheit 
des preußiſchen Schulmeiſters viel geſprochen. Nun ging man daran, 
die Bildung der Maſſen zu heben und eine leiſtungsfähigere Volks⸗ 
ſchule herzuſtellen, als die ungemein veraltete, durch einen Wuſt von 
Verordnungen ergänzte „Schulverfaſſung“ vom Jahre 1805 und 
das Konkordat mit Rom bisher geſchaffen hatten. Die Neugeſtal⸗ 
tung der öſterreichiſchen Volksſchulen war das gemeinſame Werk 
des Unterrichtsminiſters Hasner und der von ihm ins Amt be⸗ 
rufenen Profeſſoren Glaſer und Beer. Zum Vorbilde wurde viel⸗ 
fach das Schulgeſetz für das Großherzogtum Baden genommen. 
Das Abgeordnetenhaus begann am 21. April 1869 mit der Be⸗ 
ratung. Der Pole Grocholski und der Slowene Toman opponierten 


1) Dreißig Jahre aus dem Leben eines Journaliſten. II. Wien 1895. 
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ebenſo wie Pater Greuter und ſein Geſinnungsfreund Univerſi⸗ 
tätsprofeſſor Jäger, der beſtritt, daß die Moralität mit der Schul⸗ 
bildung fortſchreite; man könne eher den Schluß ziehen: je ausge⸗ 
bildeter das Schulweſen, deſto mehr Verbrecher. Da das Abgeord- 
netenhaus trotz des Einſpruchs der klerikal-föderaliſtiſchen Minder- 
heit zur Spezialdebatte überging, verließ die Oppoſition den Sit⸗ 
zungsſaal. Das Geſetz gelangte hierauf zur En-bloc-Annahme. Am 
10. Mai wurde das Reichs volksſchulgeſetz vom Herrenhauſe gutgeheißen. 

Das Reichsvolksſchulgeſetz vermehrte den Lehrſtoff weſentlich. Die 
Bildung der Lehrer wurde bedeutend gehoben. Den Aufwand für 
die Volksſchulen haben die Gemeinden zu tragen. Der Staat ſorgt 
nur für die Koſten der Lehrerbildung. Die Schulpflicht wurde durch 
das neue Geſetz in den meiſten Kronländern auf acht Jahre ver⸗ 
längert. Eine Schule iſt unter allen Umſtänden da zu errichten, wo 
ſich „im Umkreiſe einer Stunde und nach einem fünfjährigen Durch⸗ 
ſchnitte mehr als 50 Kinder vorfinden, die eine über eine halbe 
Meile entfernte Schule beſuchen müſſen“. Das Geſetz, das der ſtädti⸗ 
ſchen Bevölkerung hochwillkommen war, ſtieß auf dem flachen Lande 
auf vielſeitigen Widerſpruch. Durch die Beſtimmungen des Reichs- 
volksſchulgeſetzes wurden nur allgemeine Grundſätze für das Volks- 
ſchulweſen aufgeſtellt. Zur Durchführung waren Landesgeſetze not— 
wendig, die jedoch nicht ohne Zwiſchenfälle zuſtande kamen.!) 

Gegen die liberale Geſetzgebung ſetzten die Kampfbiſchöfe 
ihren Widerſtand fort. Am ſchärfſten ging der Linzer Kir⸗ 
chenfürſt Rudigier vor; die vierſchrötige Bauerngeſtalt Hatte einen 
harten Kopf, dem Nachgiebigkeit fremd war. Am 12. September 
1868 erſchien Rudigiers Hirtenbrief gegen die konfeſſionellen Geſetze, 
den die Regierung mit Beſchlag belegen ließ, und am 28. Sep⸗ 
tember begann das Strafgericht gegen den Biſchof mit der Unter⸗ 
ſuchung wegen des Verbrechens der Störung der öffentlichen Ruhe. 
Rudigier hatte nämlich ſeinen Klerus zu offenem Widerſtand aufge⸗ 
fordert, und er ſelbſt weigerte ſich nun unter Hinweis auf das 
Konkordat, vor dem Unterſuchungsrichter zu erſcheinen. Darum 
mußte er am 5. Juni 1869 gewaltſam ins Gerichtsgebäude gebracht 
werden, wobei ſein Anhang zu lärmenden Kundgebungen Anlaß 
fand. Der Biſchof wurde zu 14tägiger Kerkerſtrafe verurteilt, aber 
der Kaiſer begnadigte ihn über Fürſprache des Reichskanzlers ſo⸗ 
fort. Kurz darauf erſchien der Biſchof beim Grafen Beuſt, doch 

1) Guſtav Strakoſch⸗Graßmann, Geſchichte des öſterreichiſchen Unterrichts 
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wurde überhaupt von den Klerikalen ſcharf aufs Korn genommen. 
Der Prozeß Rudigier führte zur Auflöſung des katholiſchen Ka⸗ 
ſinos in Linz; allein die biſchöfliche Partei wurde dadurch nicht ein⸗ 
geſchüchtert und gründete ſogleich den katholiſchen Verein für Ober⸗ 
öſterreich, der ſeither ein Herd der klerikalen Agitation geworden iſt. 
In Tirol war Pater Greuter munter am Werke. Zu Hippach im 
Zillertale fand am 27. September 1868 eine große Verſammlung 
des katholiſchen Vereines unter freiem Himmel ſtatt, in der Greuter 
eine Bergpredigt nach ſeiner Art hielt. Gegen den Redner wurde 
die gerichtliche Unterſuchung eingeleitet, doch das Abgeordnetenhaus 
lehnte die Auslieferung ſeines Mitgliedes ab. In einer anderen Ti⸗ 
roler Verſammlung, in Schlanders, wurde der Regierungskommiſſär 
im Mai 1869 von der aufgehetzten Menge tätlich bedroht, und er 
dankte ſeine Rettung nur dem Dazwiſchentreten des Pfarrers. So 
wühlte der Sturmlauf gegen die kirchenpolitiſchen Geſetze die Be⸗ 
völkerung in den Alpenländern auf, und während in Wien die 
Liberalen weiterſchufen, bereitete ſich in den Provinzen die Fronde 
der Bewohnerſchaft vor. 

Die Regierung beſchäftigte ſich unausgeſetzt mit dem Probleme 
der Selbſtändigmachung des Reichsrates von den Land⸗ 
tagen, und je mehr die Auflehnung der Landesparlamente über⸗ 
handnahm, deſto unerläßlicher ſchien die Anderung des unerquick⸗ 
lichen Zuſtandes. Im Verfaſſungsausſchuß des Abgeordnetenhau⸗ 
ſes wurde im April 1869 über mehrere Petitionen verhandelt, die 
zur Einführung direkter Reichsratswahlen aufforderten. Dr. Giskra 
meinte aber, daß die Einbringung einer ſolchen Vorlage erſt einen 
Zweck hätte, wenn die Regierung über die zur Annahme notwen⸗ 
dige Zweidrittelmehrheit verfügen würde. Im September ließ Giskra 
die Landtage erſuchen, über die Anderung des Reichsratswahl⸗ 
rechtes Gutachten abzugeben. Galizien und Dalmatien unterließen 
die Beantwortung. Tirol und Görz ſprachen ſich gegen die direk— 
ten Wahlen aus, und Krain proteſtierte gegen die Anderung des 
Wahlrechtes. Von den anderen Landtagen wurden verſchiedene Vor⸗ 
ſchläge bezüglich der direkten Wahlen unterbreitet. Zu einem Ein⸗ 
greifen der Regierung kam es aber nicht. 

Dem Miniſterium Taaffe gaben die Tſchechen viel zu ſchaffen. 
Sie hatten im Auguſt 1868 dem böhmiſchen Landtage, dem ſie fern⸗ 
geblieben waren, eine „Deklaration“ überreicht, die ſich in ſtaats⸗ 
rechtlichen Ausführungen erging und die Forderung nach der Wie⸗ 
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deraufrichtung des dreieinigen Königreiches Böhmen, Mähren und 
Schleſien erhob. Aus den durch das Februarpatent hervorgerufenen 
Verfaſſungswirren könne nur eine Übereinkunft des Königs mit 
der „politiſch-hiſtoriſchen, auf einer richtigen und gerechten Grund⸗ 
lage vertretenen“ tſchechiſchen Nation heraushelfen. Die Tſchechen 
Mährens überreichten ihrem Landtage gleichfalls eine ſtaatsrechtliche 
Verwahrung. Da die Agitation der Sudetenſlawen im Herbſt 1868 
— beſonders nach Ablehnung der „Deklaration“ und nach Auf⸗ 
hebung des böhmiſchen „Sprachenzwangsgeſetzes“ für die Schulen 
— überhandnahm und da ihre Preſſe heftige Ausfälle machte, ohne 
daß die tſchechiſchen Geſchworenen zu Verurteilungen ihre Zuſtim— 
mung gaben, wurde am 10. Oktober 1868 über Prag und deſſen 
Vororte der Ausnahmszuſtand verhängt. Dem Statthalter Keller- 
ſperg folgte Feldmarſchalleutnant Baron Koller nach, der mit mili- 
täriſcher Strenge gegen die Demonſtranten verfuhr. In Dalma- 
tien kam es gar zu einem offenen Aufſtand. Eben bereitete Statt⸗ 
halter Wagner die Reiſe des Kaiſers nach dem Küſtenreiche vor, 
als in den Bocche di Cattaro eine Volkserhebung um ſich griff. 
Die Boccheſen, die früher das Privilegium genoſſen hatten, keine 
Steuern und Soldaten liefern zu müſſen, weigerten ſich, ihre Söhne 
in die öſterreichiſche Landwehr einreihen zu laſſen. Im Mai 1869 
wurde über das Gebiet der Unruhen der Ausnahmszuſtand ver- 
hängt; im Oktober mußte das Standrecht verkündet werden. Nach 
langwierigen, zum Teile unglücklichen Operationen des Militärs. 
kam es zu einem Friedensſchluſſe, der den Inſurgenten Verzeihung 
verbürgte. 

Im Miniſterium ſetzte ſich die Zwietracht immer mehr feſt. Schwer⸗ 
wiegende Meinungsverſchiedenheiten griffen Platz. Es wa⸗ 
ren diesmal nicht nur perſönliche Mißhelligkeiten, ſondern bedeu— 
tende ſachliche Differenzen ausgebrochen. Zwei Parteien hatten 
ſich in der Regierung gebildet: an der Idee des Zentralismus 
und an dem bisher eingeſchlagenen Wege hielten Plener, Hasner, 
Giskra, Herbſt und Breſtel feſt, während Taaffe, Potocki und Berger 
„die Verſtändigung mit der geſamten nationalen Oppoſition und 
deren Heranziehung zur gemeinſamen verfaſſungsmäßigen Wirk- 
ſamkeit als die dringendſte Angelegenheit“ der Regierung bezeich- 
neten. Beide Gruppen überreichten dem Kaiſer im Dezember 1869 
Memoranden, in denen ſie ihre Anſchauungen unverhüllt darlegten. 
Mit den drei Minderheitsminiſtern ſtimmte auch der Reichskanzler 
Graf Beuſt überein. Berger, der ein deutſch-bürgerlicher Abgeord— 
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neter war, „lud den Haß der Zentraliſten auf ſein Haupt. Sie ver⸗ 
mochten nicht zu begreifen, daß ein Mann „der deutſchen Souve⸗ 
ränität von 1848“ plötzlich zum Vertreter von Anſchauungen werden 
konnte, die den ſlawiſchen Anſprüchen entgegenkamen. Allein Ber⸗ 
ger war durchaus kein weißer Rabe. Wir erinnern vor allem an die 
ſchriftſtelleriſche Tätigkeit Franz Schuſelkas, der im Jahre 1848 
außer im konſtituierenden Reichstage auch in der Paulskirche in 
Frankfurt a. M. ſaß und der ſich allgemach zu einem überzeugten 
Föderaliſten entwickelte. 

Im Jahre 1869 erſchien von Adolf Fiſchhof ein gedankenreiches 
Buch, das der friedlichen Verſtändigung der Nationen das Wort 
redete und den Leitern des Staates die Idee der föderaliſtiſchen 
Organiſation näher zu bringen ſuchte.!) Es ſei ebenſo kleinlich wie 
unheilvoll — meint der Verfaſſer —, Sſterreich als Einheitsſtaat 
aufzufaſſen; die Monarchie war nie und ſei auch jetzt nicht ein 
Staat, ſondern ein Reich von Reichen, ein Thron von Thronen, 
eine Krone von Kronen. Zwei Gemeinweſen können als vorbild⸗ 
lich angeſehen werden: die nordamerikaniſche Union und die Schweiz. 
Fiſchhof beſpricht die verfaſſungsrechtlichen Einrichtungen der kleinen 
Eidgenoſſenſchaft ſehr eingehend und ſucht aus ihnen die Lehren für 
Oſterreich abzuleiten. Das Selbſtregierungsrecht der Königreiche 
und Länder ſei zu erweitern; in den mit verſtärktem Einfluſſe und 
erweitertem Wirkungskreiſe ausgeſtatteten Landtagen werden die 
Nationen ein befriedigendes Betätigungsfeld finden. Die natio⸗ 
nalen Minderheiten ſeien durch ein entſprechendes Nationalitäten⸗ 
geſetz und durch die Schaffung nationaler Abſtimmungskurien in den 
Landtagen zu ſchützen. Nur wenn man ſich das vor Augen hält, 
„wird ſich Oſterreich konſolidieren, wo nicht — nicht.“ 

Am 15. Januar 1870 wurden Taaffe, Potocki und Berger ihres 
Amtes enthoben. Der Kaiſer hatte ſich für die Mehrheit ſeiner Mi⸗ 
niſter entſchieden. Daraufhin wurde Hasner Miniſterpräſi⸗ 
dent. Als neue Männer traten in die Regierung: Banhans, 
der das Ackerbauportefeuille erhielt, Stremayr, der das Unter⸗ 
richtsminiſterium übernahm, und Wagner, der Landesverteidi⸗ 
gungsminiſter ward. Nur kurze Zeit ſollte das verjüngte Miniſte⸗ 
rium am Ruder bleiben, denn das Parlament ging ſeiner innern 
Auflöſung entgegen. 

1) Richard Charmatz, Adolf Fiſchhof, das Lebensbild eines öſterreichiſchen 
Politikers. Stuttgart 1910, Cotta. Ferner: Dr. A. Fiſchhof, Oſterreich und 
die Bürgſchaften ſeines Beſtandes. Wien 1869. 
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Giskra berief die Führer der Alt- und Jungtſchechen, Rieger und 
Sladkowsky, nach Wien, um mit ihnen einen Verſöhnungsverſuch 
anzuſtellen. Allein die beiden Männer lehnten die Einladung ab. 
Giskra wollte nun wenigſtens die Parlamentsreform in Angriff 
nehmen, da ihm jedoch hierbei unüberwindliche Schwierigkeiten er⸗ 
wuchſen, legte er am 20. März 1870 fein Amt nieder. Die Polen. 
ſchloſſen ſich in dieſer Seſſion der Verſchwörung gegen das Bürger⸗ 
miniſterium an. Sie verzichteten Ende März auf ihre Par⸗ 
lamentsſitze, und am ſelben Tage — am 31. — verließen auch 
die Rumänen, Slowenen und Italiener das „hohe Haus“. 
Die Klerikalen hatten ſchon früher den Exodus angetreten, denn 
bei der Beratung des Adreßentwurfes war es am 26. Januar 1870 
zu einem heftigen Zuſammenſtoße zwiſchen den liberalen und kleri— 
kalen Reichsratsabgeordneten gekommen. Durch dieſen ſtarken Ader⸗ 
laß fühlte ſich das Parlament vollſtändig entkräftet; im Bretter- 
hauſe vor dem Schottentore ſaßen nur mehr 129 Deputierte. Um 
das aus den Angeln gehobene Parlament wieder in Ordnung zu 
bringen, bedurfte es neuer Kräfte, denen das Miniſterium Hasner 
Platz machen ſollte. Als der Miniſterpräſident nach Ofen an das 
kaiſerliche Hoflager ging, um die Auflöſung des galiziſchen Land⸗ 
tages zu bewirken, unterlag er gegenüber den Einflüſſen Beuſts und 
des ungariſchen Miniſterpräſidenten Grafen Andraſſy. Deshalb 
reichte die Regierung ſofort ihr Entlaſſungsgeſuch ein, dem am 
4. April 1870 ſtattgegeben wurde. Auf der Rückreiſe kam Hasner 
mit dem Grafen Beuſt im Eiſenbahnzuge zuſammen und der ge— 
fallene Miniſterpräſident hatte genug Humor, dem ſiegreichen Reichs- 
kanzler zu ſeinem Erfolge zu gratulieren. Allerdings dachte er: Die 
Füße derer, die auch dich hinaustragen, ſtehen ſchon vor der Türe. 

B. Das föderaliſtiſche Zwiſchenſpiel. 

Wie die Februarverfaſſung durch das Verſagen des Reichsrates 
zum Scheitern kam, ſo drohte nun die Dezemberverfaſſung an dem 
Unwillen der nichtdeutſchen Volksſtämme zugrunde zu gehen. Graf 
Beuſt, der damals die Vorſehung Dfterreichs ſpielte, gewann den 
Kaiſer für die Berufung des Grafen Alfred Potocki, mit dem 
er vor 20 Jahren in London bekannt geworden war und den er 
ſchätzen gelernt hatte. So wurde denn der polniſche Magnat mit der 
Bildung einer neuen Regierung betraut. Graf Potocki beſaß großen 
Grundbeſitz und infolgedeſſen Unabhängigkeit. Er hatte freiere An⸗ 
ſichten als ſeine Standesgenoſſen und ſchien der richtige Mann, um 
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zwiſchen Gegnern zu vermitteln. Die Zuſammenſetzung der Regie⸗ 
rung ging nur langſam vonſtatten. Potocki wollte aus dem Kreiſe 
der deutſchliberalen Autonomiſten einen Mithelfer gewinnen und 
er ſtand auch mit dem damals kranken Fiſchhof in Verbindung. Rech⸗ 
bauer, an den ſich der Miniſter wegen der Übernahme eines Porte⸗ 
feuilles gewandt hatte, weigerte ſich, ſeinem demokratiſchen Pro⸗ 
gramme eine Einſchränkung aufzuerlegen, und ſeine Berufung mußte 
daher unterbleiben. Der Bürgermeiſter von Wien, Dr. Felder, lehnte 
im letzten Momente ab und der greiſe Deutſche Tſchabuſchnigg, der 
ſtatt ſeiner Unterrichtsminiſter wurde und noch das Juſtizporte⸗ 
feuille übernahm, konnte trotz ſeiner verdienſtvollen Vergangenheit 
keinen vollen Erſatz bieten. Als das Miniſterium Potocki endlich 
am 11. April 1870 das Licht der Welt erblickte, beſtand es außer 
dem Miniſterpräſidenten Potocki und Tſchabuſchnigg noch aus 
dem Grafen Taaffe, der Miniſter des Innern, Karl Diſtler, 
der Leiter des Finanzminiſteriums, und de Pretis, der Leiter des 
Handelsminiſteriums war. Im Mai traten Freiherr von Holz⸗ 
gethan, Baron Petrino und Baron Viktor Widmann dazu. 
Der letztere, der Landesverteidigungsminiſter, mußte aber bald aus⸗ 
ſcheiden, weil gegen ihn der berechtigte Vorwurf erhoben wurde, daß 
er vor Jahren einen Grazer Zuckerbäcker, der ihm nichts mehr bor⸗ 
gen wollte, mit dem Säbel verwundet hatte. Übrigens ſoll nicht er, 
ſondern ſein gleichnamiger Vetter für den viel begehrten Poſten aus⸗ 
erſehen worden ſein. Aber das ungenau adreſſierte Berufungs⸗ 
ſchreiben geriet — wenn man Ritter von Przibram glauben darft) 
— in die Hand des andern Barons Widmann, der ſich beeilte, das 
unerwartete Glück zu genießen. In ihrem Programme erklärte die 
Regierung Potocki, „daß ſie die Schwierigkeiten in der inneren Frage 
beſeitigen und die Widerſprüche verſöhnen wolle, welche der all- 
ſeitigen und lebendigen Ausübung des verfaſſungsmäßigen Rechtes 
bisher entgegentraten“. 

Die Deutſchen verhielten ſich zum neuen Miniſterium ableh⸗ 
nend. Schmeykal berief nach Wien eine Beſprechung der Deutſch⸗ 
liberalen ein, in der darauf bezügliche Beſchlüſſe gefaßt wurden. 
Dagegen knüpfte der Miniſterpräſident mit den Tſchechen Ver⸗ 
handlungen an; er ſuchte ſie auch im Mai durch die Abberufung des 
Statthalters Koller und durch die Ernennung des zum Fürſten er⸗ 


1) L. Ritter von Przibram, Erinnerungen eines alten Oſterreichers. 
Stuttgart 1910. 
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hobenen Grafen Mensdorff zum erſten Verwaltungsbeamten Böh⸗ 
mens freundlicher zu ſtimmen. Allein die Tſchechen beriefen ſich auf 
ihre Deklaration und wollten von ihren ſtaatsrechtlichen Träume⸗ 
reien nicht ablaſſen. Mit den Polen kam Graf Potocki gleichfalls 
nicht vorwärts. Den Krakauer Feudalen war der Miniſterpräſident 
zu modern, ſo daß ſie überhaupt im Hintergrunde blieben. Die an⸗ 
deren Wortführer der Polen ſteuerten auf die Sonderſtellung Gali- 
ziens hin, ohne daß der Regierungschef für dieſe Zerreißung des 
Staatsganzen zu haben geweſen wäre. 

Um ſich Klarheit zu ſchaffen, löſte die Regierung am 21. Mai 
das Abgeordnetenhaus und alle Landtage mit Ausnahme 
des böhmiſchen Landesparlamentes auf. Bei den Wahlen verhielt 
ſich Graf Potocki vollſtändig paſſiv. Innerhalb der liberalen Partei 
war eine Spaltung eingetreten, die die Gruppen diesmal in „Alte“ 
und „Junge“ ſchied. Die Jüngeren, die Radikaleren und Nationa- 
leren, vermochten ſich mit Erfolg durchzuſetzen. Auffallend war das 
Anwachſen der klerikalen Stimmen. In Niederöſterreich konnte die 
Konkordatspartei wohl nur einige neue Sitze erobern, aber in Ober⸗ 
öſterreich ging das ganze flache Land und ein Teil der Städteman⸗ 
date an Biſchof Rudigiers Sturmkolonnen verloren. Bloß mit Hilfe 
der Großgrundbeſitzer vermochten die Liberalen die Mehrheit im 
Landtag zu behaupten. Dagegen wurde Vorarlberg den Liberalen 
gänzlich entriſſen. In Steiermark erfochten die Klerikalen aleich- 
falls Siege, ohne jedoch das Bild des Landtages weſentlich zu ver— 
ändern. In der Bukowina erlangten die Rumänen unter Führung 
Petrinos eine tonangebende Stellung im Landesparlamente. 

Am 30. Juni wurde Stremayr vom Kaiſer dazu gedrängt, 
Miniſter für Kultus und Unterricht zu werden; mit ihm kam wieder 
ein deutſchliberaler Parteimann in die Regierung. Aber bald fiel 
ein neuer Wermutstropfen in den Kelch des deutſchen Bürgertums. 
Am 30. Juli wurde der Reichsrat für Anfang September einberufen 
und gleichzeitig der böhmiſche Landtag aufgelöſt. Bei den 
Wahlen ging die Großgrundbeſitzerkurie an den tſchechiſch-feudalen 
Adel verloren. Mit den Feudalen betraten auch die Vertreter des 
tſchechiſchen Bürgertums nach längerem Fernbleiben wieder den 
Prager Sitzungsſaal, freilich nicht ohne ihre ſtaatsrechtlichen Ver⸗ 
wahrungen und Erklärungen abzugeben. 

Von den Landtagen, die ſich im Auguſt verſammelten, ver- 
dient das mähriſche Landesparlament Aufmerkſamkeit. Ihm waren 
die tſchechiſchen Abgeordneten ferngeblieben und die deutſche Mehr- 
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heit konnte deshalb unbehindert gegen das böhmiſche Staatsrecht 
zu Felde ziehen. In Galizien wurden die Wahlen in den Reichs⸗ 
rat anſtandslos vorgenommen. Smolka gab dazu den Anſtoß, denn 
die Polen hofften damals im Vereine mit der magyariſchen Oppo⸗ 
ſition den Staat zu einer Parteinahme für Frankreich, das mit 
Deutſchland im Kriege lag, zu bewegen. Im dalmatiniſchen 
Landtage verließen die Italiener ihre Sitze, weil die Kroaten ihre 
numeriſche Überlegenheit ſkrupellos fühlen ließen. 

Am wichtigſten war natürlich die Tagung des böhmiſchen 
Landtags. Sladkowsky hatte vor deſſen Zuſammentritt erklärt, daß 
die Tſchechen zur Annäherung an die Deutſchen den erſten Schritt 
tun könnten, und ſo wurde eine Kommiſſion von je fünf deutſchen 
und tſchechiſchen Mitgliedern eingeſetzt, die eine Verſtändigung 
bewerkſtelligen ſollte. Da die Regierung bereit war, die Friedens⸗ 
vereinbarungen bedingungslos anzuerkennen, ſchien ſich alles aufs 
beſte zu entwickeln. Aber die unglückſelige Politik der Alttſchechen, 
den gräflichen und fürſtlichen Volksverhetzern Gefolgſchaftsdienſte 
zu leiſten und die Jungtſchechen zur Dienſtbarkeit zu bewegen, 
hemmte den Ausgleich von Volk zu Volk. Die Verſöhnung blieb 
unter ſolchen Verhältniſſen ein frommer Wunſch. Im böhmiſchen 
Landtage, der ſich am 30. Auguſt verſammelte, wurde eine Adreſſe 
an den Kaiſer vorgeſchlagen, die unter vorläufiger Anerkennung 
des Ausgleiches mit Ungarn für die Länder der böhmiſchen Krone 
eine gleiche Unabhängigkeit und ein gleiches Maß von Rechten for⸗ 
derte, wie ſie Ungarn erhalten hatte. Statt Realpolitik zu treiben, 
ließen ſich die übelberatenen Vertreter des tſchechiſchen Bürgertums 
zur Forderung unkluger, weil undurchführbarer und für die breiten 
Maſſen des Volkes wertloſer Einrichtungen hinreißen. Die Grafen 
Clam-⸗Martinic und Leo Thun und jener Fürſt Karl Schwarzenberg, 
dem man den Ausſpruch in den Mund legte: Die Familie der Habs⸗ 
burger ſei jünger als die der Schwarzenberge, was Wunder, wenn 
ſie von dieſer an Glanz überſtrahlt werde: das waren leider die 
politiſchen Drahtzieher der ſonſt ſo aufgeklärten, tüchtigen tſchechi⸗ 
ſchen Bourgeoiſie. Als Antwort auf die vom böhmiſchen Landtage 
beſchloſſene Adreſſe erſchien am 29. September 1870 ein kaiſerliches 
Reſkript, das die Krönung wieder verſprach, die Unteilbarkeit und 
Unveräußerlichkeit Böhmens unverbrüchlich verbriefte, aber den Ge⸗ 
danken zurückwies, die von allen gewünſchte Verſtändigung auf 
anderer Baſis als auf der der geltenden Verfaſſung zu vollziehen. 
Das ſchließe jedoch nicht aus, daß das Verhältnis Böhmens zum 
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| Bi einer r Prüfung unterzogen werde. Dieſes Reſkript wurde 
den Tſchechen im Landtage entſchieden abgelehnt. Schon früher 
hatte der böhmiſche Landtag die Beſchickung des Abgeordneten! 
0 verweigert, weshalb die Deutſchen aus dem Saale gegan- 
waren. 
Im Abgeordnetenhauſe des Reichs rates fehlten nun alle Ver⸗ 
N er Böhmens und die mähriſchen Tſchechen; die Verfaſſungs⸗ 


treuen und die Föderaliſten ſtanden ſich faſt mit Stimmengleichheit 
gegenüber. Rechbauer beantragte, die Wahl des Präſidiums zu ver- 
schieben, bis die Entſcheidung im böhmiſchen Landtage endgültig 
falle. Mit 67 gegen 66 Stimmen wurde Rechbauers Antrag an- 
genommen, durch den die Regierung gezwungen werden ſollte, in 
Böhmen mit Umgehung des Landtages direkte Wahlen auszufchrei- 
ben. Schließlich blieb auch dem Grafen Potocki nichts anderes übrig 
als dieſe Notwahlen durchzuführen. Sie brachten der Verfaſſungs⸗ 
partei im Abgeordnetenhauſe einen Zuwachs von 24 Stimmen, 
während es die 30 gewählten Tſchechen in gewohnter Weiſe unter- 
ließen, nach Wien zu kommen. 
N Im Parlamente begann man nun mit der Adreßdebatte. 
In der guten alten Zeit parlamentariſcher Sittſamkeit war die Be- 
antwortung der kaiſerlichen Thronreden durch Adreſſen ein wich- 
tiges Geſchäft, und die Adreßdebatten zeigten das Abgeordneten— 
haus ſozuſagen im Feiertagsglanze. Am 19. November referierte 
Dr. Sturm über einen Adreßentwurf und am 21. wurde dieſer mit 
90 gegen 70 Stimmen angenommen. Die Adreſſe war eine Miß⸗ 
trauenskundgebung gegen das Miniſterium, denn in ihr wurde ge— 
ſagt, daß das Abgeordnetenhaus in dem Vorgehen der Regierung 
„keine Gewähr für die endliche Herſtellung geordneter und geſicher— 
ter verfaſſungsmäßiger Zuſtände zu erblicken vermöge“. Einen Tag 
nachher ſprach der Miniſterpräſident in einer Sitzung des Herren- 
hauſes die Vertagung des Reichsrates aus. Er ſelbſt war an 
der Erfüllung ſeiner Miſſion, die Völker zu verjöh- 
nen, irre geworden; ſeine gereizten Nerven bedurften der Er- 
holung. Potocki reiſte nach Oſten, wo der Kaiſer zur Eröffnung der 
Delegationen weilte, und bat am 24. November um ſeine Ent⸗ 
laſſung. Doch erſt im Februar 1871 wurde er ſeines Amtes ent- 
hoben. Mit Tränen in den Augen verſicherte Graf Potocki einmal, 
er habe bei den Unterhandlungen mit den Tſchechen die bitterſten 
Enttäuſchungen ſeines Lebens erfahren. „Was er verſchwieg und 
was dieſen Schmerz dem durchaus edelſinnigen Manne noch empfind- 
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daß einige ſeiner eigenſten (polniſchen) Nationalitätsparteigenoſſen 
ihn hintergingen.“ 5 

Mit der Regierung Potocki iſt die Aufhebung des Kon⸗ 
kordats verbunden. Die Erklärung des Unfehlbarkeitsdogmas 
brachte die öſterreichiſche Regierung in die Gefahr, daß Rom ſeine 
Machtanſprüche erweitern würde und daß der Kampf für die Auf⸗ 
rechterhaltung des Konkordats mit um ſo größerem Nachdrucke ge⸗ 
führt werden könnte. Es hieß raſch handeln, und der neue Kultus⸗ 
und Unterrichtsminiſter Stremayr ergriff gerne die Gelegenheit, die 
liberalen Deutſchen, die ihm wegen des Eintrittes in die Regierung 
grollten, zu verſöhnen. Am 31. Juli 1870 meldete die „Wiener 
Zeitung“, daß die Infallibilitätserklärung den Staat der Verpflich⸗ 
tung enthoben habe, das Konkordat länger aufrechtzuerhalten, und 
daß der Reichskanzler dem Papſte die formelle Aufhebung ange⸗ 
zeigt habe. Der bedeutungsvolle Staatsakt erſchien in der ſelt⸗ 
ſamen Form eines kaiſerlichen Handſchreibens mit der Gegenzeich⸗ 
nung des Kultusminiſters. Der Miniſterpräſident Graf Potocki, 
der der Aufhebung bereits zugeſtimmt hatte, wurde nachher unter 
den Einwirkungen ſeiner Gemahlin ſchwankend. Er bekam plötzlich 
Bedenken, die Verordnung des Geſamtminiſteriums, die auf Grund 
des § 14 erlaſſen werden ſollte, zu unterfertigen, und wollte zurück⸗ 
treten. Um ihn im Amte zu behalten, wurde der ſonderbare Vor⸗ 
gang beobachtet.?) Das kaiſerliche Handſchreiben vom 30. Juli be⸗ 
auftragte Stremayr auch, die zur Aufhebung des Konkordats not⸗ 
wendigen Geſetzesvorlagen für den Reichsrat auszuarbeiten. Im 
Oktober kam der Miniſter dieſem Wunſche nach; er unterbreitete dem 
Abgeordnetenhauſe eine Reihe von Geſetzentwürfen. Allein es war 
einem ſpätern Zeitpunkte vorbehalten, das neue Gebäude auf den 
Trümmern des Konkordats aufzurichten. 

Unter Potocki wurden die vielumſtrittenen handels poli⸗ 
tiſchen Beziehungen zu England endgültig geregelt. Bel⸗ 
eredi hatte ſich veranlaßt geſehen, dem Inſelſtaate beſondere Zoller⸗ 
leichterungen zu gewähren, weil er das engliſche Kapital heranziehen 
wollte. Mitte Dezember 1865 wurde zwiſchen den Regierungen 
Oſterreichs und Englands ein Zoll- und Handelsübereinkommen 
abgeſchloſſen, das die Meiſtbegünſtigungsklauſel enthielt und dem 

1) L. Ritter von Przibram, Erinnerungen eines alten Oſterreichers. 
Stuttgart 1910. 
2) Karl von Stremayr, Erinnerungen aus dem Leben. Wien 1899. 
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bsburgerſtaat die Verpflichtung auferlegte, die Einfuhrzölle von 
7 an mit maximal 25%, von 1870 an mit 20% des Waren⸗ 
vert es feſtzuſetzen. Die ſtürmiſche Agitation, die von den bedrohten 
a nduſtrien gegen dieſe Vereinbarungen geführt wurde, zwang die 


Regierung zu einer Nachtragskonvention, die die Bindung des Habs⸗ 
burgerſtaates aufhob; nur bei Schaf⸗ und Baumwollwaren wurden 


Konzeſſionen zugeſtanden. Im Oktober 1868 kam dieſe Nachtrags⸗ 
konvention vor den Reichsrat, der ſie jedoch verwarf. Die Regierung 
mußte nochmals unterhandeln, und erſt im Februar 1870 pflichtete 
das Parlament den geänderten Abmachungen bei. Der Handelsver⸗ 
trag mit England war jedenfalls ein kräftiger, ruckartiger Schritt 
nach vorwärts auf der Bahn des gemäßigten Freihandelst); aller- 
dings ſpornte er auch die Schutzzöllner zu vermehrten Anſtren⸗ 


gungen an. 


Während des Deutſch⸗Franzöſiſchen Krieges hatte Oſterreich-Un⸗ 
garn beobachtende Neutralität bewahrt. An einer Kriegspartei fehlte 
es nicht. Es gab Militärs, die Oſterreichs Waffenehre rehabilitieren 
wollten, und ihnen ſtand Erzherzog Albrecht, des Kaiſers vertrau— 
teſter Berater, nicht ferne. Auch Beuſt dürſtete nach Revanche. Aber 
die beſonneneren Männer behielten doch die Oberhand, und Graf 
Andraſſy trat den Preußenhaſſern eindringlich entgegen. Als nun 
das neue Deutſche Reich geſchmiedet ward, fühlte man in den Wiener 
Hofkreiſen das Bedürfnis, der Politik des Staates eine geänderte 
Richtung zu geben und den Schwerpunkt in das Lager der Slawen 
zu verrücken. Staatsrat von Braun, der Chef der kaiſerlichen Ka⸗ 
binettskanzlei, ſcheint dem Frontwechſel Vorſchub geleiſtet zu haben, 
und Graf Friedrich Dürckheim, der Flügeladjutant des Monarchen, 
iſt der Zwiſchenträger geweſen. Schon am 24. und 29. Oktober 
1870 wurde Profeſſor Schäffle, der Mann der neuen Richtung, 
vom Kaiſer in Audienz empfangen und beauftragt, mit dem Grafen 
Hohenwart an die Bildung eines Miniſteriums zu ſchreiten. Die 
Vorbereitungen, die längere Zeit in Anſpruch nahmen, wurden 
ſo geheim betrieben, daß ſelbſt Graf Beuſt von dem vollzogenen. 
Ereigniſſe überraſcht ward. Am 5. Februar 1871 erſchien das friſch⸗ 
gebackene Miniſterium auf der Bildfläche. Die Regierung 
5 e omiite wurde in einem kaiſerlichen e 


I) Adolf Beer, Die ae ne im XIX. Jahrhundert. 
Wien 1891. 
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ben als „über den Parteien“ ſtehendes Miniſterium angekündigt, 
aber die folgenden Monate lehrten, daß es ſich um ein Kabinett 
von Föderaliſten und für den Föderalismus handelte. Graf Hohen⸗ 
wart war Miniſterpräſident und Miniſter des Innern, Miniſterial⸗ 
rat Jireéek Kultus- und Unterrichtsminiſter, Profeſſor Habietinek 
Juſtizminiſter. Holzgethan behielt das Finanzportefeuille; Profeſſor 
Schäffle wurde Handelsminiſter und Leiter des Ackerbauweſens und 
General Scholl Landesverteidigungsminiſter. 

Graf Carl Sigmund Hohenwart wurde am 12. Feber 
1824 in Wien geboren. Er hatte ſeine Ausbildung im Wiener 
Thereſianum genoſſen und war dann auf der Stufenleiter der Bes 
amtenſtellen raſch emporgekommen Er erfreute ſich des Rufes eines 
tüchtigen, ſchneidigen Beamten und als Statthalter von Oberöſter— 
reich war er den Klerikalen energiſch entgegengetreten. Um ſo größere 
Liebesdienſte ſollte er ihnen als Regierungschef erweiſen. Dem Gra⸗ 
fen Potocki hatte er es abgelehnt, ein Portefeuille zu übernehmen. 
Hohenwart iſt ein großer Schweiger geweſen; er liebte es nicht, 
viele Worte zu machen. Trat er jedoch einmal als Redner auf, dann 
wußte er ſeine Zuhörer zu feſſeln. Jedenfalls beſaß er die wertvolle 
Gabe, ſeine Umgebung im Banne ſeiner Perſönlichkeit zu halten. 
Das machte ihn, als er ſich der parlamentariſchen Tätigkeit wid⸗ 
mete, zu einem erfolgreichen Parteiführer; ein glücklicher Miniſter⸗ 
präſident iſt er nicht geweſen. 

Albert Schäffle kam 1831 im altwürttembergiſchen Städt⸗ 
chen Nürtingen als Sohn eines proteſtantiſchen Realſchullehrers 
zur Welt. Als achtjähriges Kind verlor er den Vater, neun Jahre 
ſpäter ſtarb auch die Mutter. Zuerſt für den geiſtlichen Beruf be⸗ 
ſtimmt, wurde er von der Revolution in das politiſche Leben hinein⸗ 
geriſſen. Die Sorge um das tägliche Brot führte ihn nachher in die 
Redaktion des „Schwäbiſchen Merkur“; doch gelang es ihm, zur 
wiſſenſchaftlichen Tätigkeit überzugehen. An der Univerſität Tü- 
bingen erwarb er ſich die erſten Sporen als akademiſcher Lehrer. 
1868 war Schäffle an die Wiener Univerſität gekommen, wo er 
neben dem geiſtreichen Nationalökonomen Lorenz von Stein zu 
wirken hatte. In Wien entſtand auch ſein Werk „Kapitalismus und 
Sozialismus“. Schäffle wurde durch fein Studium des öſterreichi— 
ſchen Verfaſſungsrechtes von der politiſchen und juriſtiſchen Unhalt- 
barkeit der Dezemberverfaſſung überzeugt. Seiner Anſicht nach mußte 
Oſterreich-Ungarn von den Deutſchen, von den Magyaren und „von 
den Rußland gegenüber unter Oſterreichs Schutz ſich ſelbſtändig 
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individualiſierenden Weſt⸗ und Südſlawen“ getragen werden. Kurz: 
Schäffle hatte ſich zum Föderaliſten gehäutet!). Er war ein glühen⸗ 
der Haſſer der großkapitaliſtiſchen, deutſchzentraliſtiſchen Liberalen 
geworden und als ſolcher der geeignete Mann für die Hofkreiſe. 

Das Miniſterium Hohenwart wurde von der deutſch-libera— 
len Bevölkerung nicht ernſt genommen. Eine Regierung, die 
in ihrer Mitte die gewiegten Parlamentarier vermiſſen ließ, ſollte 
dem Staate aufwärts helfen können? Nun und nimmer! dachten die 
Wiener Großkapitaliſten, die Schäffle, den ſozialen Neuerer, ge- 
fühlsmäßig fürchteten. Als „Faſchingsminiſterium“ wurde die Re⸗ 
gierung lächelnd begrüßt. Die Tſchechen erhoben drohend ihre For⸗ 
derung nach dem Staatsrechte, und aus ihren Blättern tönte der 
Warnungsruf: „Bisher lagen die Gräber aller Miniſterien in Böh⸗ 
men; wir bleiben die Alten.“ Vorſichtig verhielten ſich die Polen, 
die Morgenluft witterten und das autonome Galizien mit ihren 
geiſtigen Augen bereits fix und fertig ſahen. In demſelben Maße, 
in dem die liberale Verfaſſungspartei gegen das Miniſterium anzu⸗ 
kämpfen begann, ſchloſſen ſich die Klerikalen den neuen Macht⸗ 
habern an. Sie erblickten in den Miniſtern nur Platzhalter für 
eine rein⸗klerikale Regierung, die bald aus dem Dunkel hervor⸗ 
treten werde. 

Durch zwei Maßnahmen kennzeichnete das Miniſterium Hohen- 
wart ſofort ſeine Tendenz. Eine umfaſſende Amneſtie befreite die 
föderaliſtiſchen Journaliſten, die das Bürgerminiſterium hinter 
Schloß und Riegel hatte ſetzen laſſen; ſie öffnete auch den joziali- 
ſtiſchen Arbeiterführern, die im willkürlichen Hochverratsprozeſſe 
unter Potocki vom Wiener Landesgerichte verurteilt worden waren, 
die ſchweren Gefäugnistore. Der behäbige Jirecek aber berief ſchon 
am 15. März in den einzelnen Ländern Enqueten ein, um die 
Wünſche der Bevölkerung betreffs der freiheitlichen Volksſchulgeſetz⸗ 
gebung zu vernehmen. Dies war eine Gunſtbezeigung für die 
Klerikalen. 

Da der Regierung das Budget nur bis Ende Februar bewilligt 
war, mußte ſie den Reichsrat für den 20. Februar einberufen. 
Die Deutſchliberalen ſträubten ſich, der Regierung Steuern und 
Rekruten zur Verfügung zu ſtellen. Hohenwarts Verlangen nach 
einem weiteren zweimonatlichen Budgetproviſorium wurde von den 
Deutſchliberalen bekämpft; bloß für einen Monat ließ man die 


1) Albert E. F. Schäffle, Aus meinem Leben. I. u. II. Berlin 1905. 
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Regierung frei. Das Herrenhaus ſchloß ſich dem Abgeordnetenhaus 
an. Unter großen Mühen gelang es der Regierung erſt im Juni, 
das ordentliche Budget im Parlamente durchzubringen. Dabei konnte 
man die Wahrnehmung machen, daß der Opportunismus in den 
Reihen der deutſchen Linken Eingang gefunden hatte; denn am 
7. Juni ſprachen ſich 77 gegen 67 Stimmen für die Aufnahme 
der Spezialdebatte aus. 

Unterdeſſen hatte die Regierung bereits mit ihren föderaliſtiſchen 
Beglückungsverſuchen angefangen. Am 25. April rückte Hohenwart 
mit einem Geſetzentwurfe heraus, der die Machtbefugnis der 
Landtage weſentlich verſtärken wollte. Den Landtagen ſollte das 
Recht zuſtehen, über eine ganze Reihe von Angelegenheiten, die dem 
Reichsrate vorbehalten waren, zu beraten und hieraufbezügliche Ge⸗ 
ſetzesvorſchläge zu beſchließen, die nach Zuſtimmung des Reichstages 
und nach erfolgter Sanktion für das betreffende Land verbindlich 
wären. Dem Reichsrate war die Abänderung einzelner Beſtimmun⸗ 
gen in den Geſetzesvorſchlägen verſagt; er konnte ſie bloß in ihrer 
Gänze annehmen oder 5 Allein die Deutſchliberalen be⸗ 
gruben dieſen Geſetzentwurf; das Parlament beſchloß nach kurzer 
Debatte den Übergang zur Tagesordnung. Die Tſchechen hatten 
ſich eben noch nach wie vor dem Abgeordnetenhauſe abſeits gehalten, 
und den Polen waren die Zugeſtändniſſe zu gering. Graf Hohen⸗ 
wart ſah nun von allgemeinen Geſetzentwürfen ab und verſuchte es 
mit Konzeſſionen für einzelne Faktoren. Das erſte Backwerk wurde 
von der gütigen Regierung den Polen zugeſteckt. Am 11. April 1871 
ward Ritter von Grocholski Miniſter für Galizien, alſo eigent⸗ 
lich polniſcher Landsmannminiſter. Am 29. April legte Hohenwart 
dem Abgeordnetenhauſe einen Geſetzentwurf vor, der Galiziens 
Sonderſtellung zum Gege: uſtande hatte. Der Landtag des König⸗ 
reiches ſollte künftighin einen bedeutend erweiterten Wirkungskreis 
haben und die Beſtimmungen für die Reichsratswahlen feſtſetzen 
dürfen. Dem Königreiche wurde das Recht auf einen Landsmann⸗ 
miniſter zuerkannt; ein eigener galiziſcher Senat ſollte beim oberſten 
Gerichtshofe in Wien gebildet werden. Die Schließung des Reichs 
rates machte den Entwurf hinfällig. Aber die Polen hielten die 
Hände nicht im Schoße. Die Poloniſierung der beiden Landes⸗ 
univerſitäten in Galizien wurde eifrig betrieben und die Gründung 
einer polniſchen Akademie der Wiſſenſchaften in Krakau in die Wege 
geleitet. Selbſt das deutſche Theater in Lemberg fiel den volniſchen 
Chauviniſten zum Opfer. Wie auch anders? In Galizien herrſchte 
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ja eine Stimmung, die am 20. Juli den Grafen Goluchowski wieder 
in das Lemberger Statthaltereigebäude führte. 

Mit jedem Tage der Regierungstätigkeit Hohenwarts wuchs die 
Mißſtimmung der Deutſchen. Schon am 16. Februar hatte 
ein in Wien abgehaltener Parteitag der deutſchen Liberalen dem 
verfaſſungsfeindlichen Miniſterium den Kampf bis aufs Meſſer an⸗ 
gekündigt. Ende Juli fand in Brünn ein deutſches Kreisturnfeſt 
ſtatt, bei dem deutſch⸗nationale Kundgebungen nicht ausblieben. Am 
14. Auguſt kamen die niederöſterreichiſchen Liberalen in St. Pölten 
zuſammen und die Teilnehmer waren in gehobener Kampfesſtim⸗ 
mung. Gegen Ende Auguſt fand voll Kampfesbereitſchaft der all⸗ 
gemeine öſterreichiſche Lehrertag in Linz ſtatt, und unmittelbar 
darauf wurde in Eger ein großes Meeting abgehalten. Allerorten 
wurde politiſch gearbeitet; die Not der Zeit vertrieb die ſonſt übliche 
Schläfrigkeit der freiheitlichen Deutſchen. Freilich, auch die Kleri⸗ 
kalen ruhten nicht. Im Jahre 1870 entſtand in Mariahilf in Wien 
das erſte katholiſche Kaſino der Hauptſtadt, und kurze Zeit nachher 
beſtanden ſchon 59 ähnliche Vereine in Niederöſterreich. Dieſe katho⸗ 
liſchen Organiſationen leiſteten intenſive politiſche Arbeit; von hier 
nahm auch die Rieſenadreſſe ihren Ausgang, die dem Papſte im 
Jahre 1870 mit 817000 Unterſchriften vorgelegt wurde. 

Nachdem ſich Graf Hohenwart durch die Ernennung Goluchowskis 
zum Statthalter von Galizien, Taaffes zum Statthalter von Tirol 
und des Grafen Chotek zum Statthalter von Böhmen verläßliche 
Funktionäre geſichert hatte, konnte er am 10. Auguſt an die Auf⸗ 
löſung des Abgeordnetenhauſes und von ſieben zur Ver⸗ 
faſſungspartei haltenden Landtagen ſchreiten. Außerdem kam 
noch als achter Landtag der von Tirol hinzu. In einem Miniſterrat 
machte der Kaiſer den Ausſpruch: „Es gibt kein Zurück mehr!“ und 
ſo konnte die Regierung, durch das Vertrauen des Monarchen ge⸗ 
ſtärkt, die Zermalmung der deutſchliberalen Oppoſition in Angriff 
nehmen. Am 9. Auguſt erſchien ein Erlaß des Miniſterpräſidenten, 
der die Länderchefs beauftragte, die Zuſchläge zu den direkten Steuern 
in den Wahlzenſus einzubeziehen. Durch dieſe Verfügung wurde die 
Zahl der Wähler in Wien von 18000 auf 36 000 erhöht. Die Re⸗ 
gierung glaubte bei den neu herangezogenen Bürgern eine Unter⸗ 
ſtützung im Kampfe gegen die großkapitaliſtiſchen Kreiſe — verſteht 
ſich: ſoweit ſie nicht feudal und klerikal waren — zu finden, und nur 
dieſe egoiſtiſchen Vorausſetzungen veranlaßten ſie, den Typus der 
„Zehnguldenmänner“ zu ſchaffen. 
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Durch rückſichtsloſe Wahlbeeinfluſſung gelang es dem 
Grafen Hohenwart, den Großgrundbeſitz in Oberöſterreich und 
Mähren für ſich zu gewinnen und auch dieſe beiden Landtage den 
Deutſchliberalen gänzlich zu entreißen. Mitte September verſam⸗ 
melten ſich die Landes parlamente. In Oberöſterreich, 
Böhmen, Mähren und Krain nahmen die deutfchlibe- 
ralen Abgeordneten an den Sitzungen nicht teil; hier 
waren alſo die Klerikalen, beziehungsweiſe Tschechen oder Slowenen 
ganz unter ſich. Im niederöſterreichiſchen Landtage wurden heftige 
Reden gehalten; Dr. Granitſch bezeichnete das Regierungsſyſtem 
Hohenwart als „Superlativ der Nichtswürdigkeiten“. In den mei⸗ 
ſten Landtagen unterbreitete die Regierung Wahlreformvor— 
ſchläge, allein an ihnen war von Schäffles Wertſchätzung des 
allgemeinen, gleichen Simm rechtes nichts zu bemerken. Für Nieder⸗ 
öſterreich beantragte der Regierungsentwurf zum Beiſpiel die Ver⸗ 
mehrung der Mandate von 68 auf 71. Die Sitze der Handels⸗ 
kammer und die Virilſtimme des Rektors hatten zu entfallen. Der 
Großinduſtrie wurden vier Mandate zugewieſen; 1000 Gulden Ein⸗ 
kommenſteuer ſollten hier das Wahlrecht verleihen. Die Landge⸗ 
meinden erhielten zwei neue Mandate und direkte Wahlen zuge⸗ 
ſichert. Die Städtegruppe war gleichfalls mit zwei neuen Mandaten 
bedacht, doch ſollte die Ausübung des Stimmrechtes in Wien eine 
Steuerleiſtung von 20 Gulden, in Wiener-Neuſtadt von 8 Gulden 
und in den anderen Landſtädten von 5 Gulden zur Vorausſetzung 
haben. Der Wahlreformvorſchlag für Böhmen hatte nur das eine 
Ziel: die Deutſchen dauernd zu minoriſiecen; das ſollte durch Ver⸗ 
ſchiebungen in den einzelnen Kurien geſchehen. Man ſieht: die 
Klerikal⸗Feudalen waren im Weſen um nichts volksfreundlicher als 
die Liberalen alten Schlages. 

Große Dinge trugen ſich im böhmiſchen Landtage zu. Die 
Regierung hatte unausgeſetzt mit den Tſchechen verhandelt. Franz 
Ladislaus Rieger war im März in Wien, um den Boden für die 
ITſchechen zu beackern. Über ſeine Eindrücke ſchrieb er ſeiner Frau: 
„Ich ſehe, die Miniſter ſind durchaus ehrliche, wohlgeſinnte Männer. 
Allein, ſie haben bisher keinen feſten Plan. Gerne würden ſie, was 
Potocki nicht gelang, auf demſelben Wege wie er erreichen. Sie 
ſcheuen noch vor jedem Abweichen von der Form zurück.“!) Nun, 
dieſe Schüchternheit wurde bald überwunden, und die Regierung 

1) Zeithammer, Zur Geichichte der böhmiſchen Ausgleichs verſuche. 2. Teil. 
Prag 1913. 
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gab ſich! ganz dem Einfluſſe der tſchechiſchen Staatsrechtler hin. Im 
Mai war ſogar Schäffle im Auſtrage des Kaiſers nach Prag ge— 
jahren, um mit einem Dutzend Ariſtokraten und daneben auch mit 
einigen Bürgerlichen zu beraten und den tſchechiſchen Löwen zu 
einem freundlichen Blicke zu bewegen. Endlich mußte der Schleier, 
der über das Ergebnis der eingehenden Verhandlungen gebreitet 
wurde, fallen und aller Welt offenbar werden, was im gräflich 
Harrachichen Palais in Prag ausgebrütet worden war. 

Im böhmiſchen Landtage kam ein kaiſerliches Reſkript vom 
12. September 1871 zur Verleſung. „Eingedenk der ſtaatsrechtlichen 
Stellung der Krone Böhmens und des Glanzes und der Macht be— 
wußt, welche dieſe den Habsburgern verliehen hat“, verſprach der 
Kaiſer die Anerkennung der Rechte Böhmens mit ſeinem Krönungs— 
eide zu erneuern. Ferner wurde der Landtag aufgefordert, im „Geiſte 
der Mäßigung und Verſöhnung“ den Verfaſſungsſtreit zu beenden. 
Gleichzeitig legte die Regierung dem böhmiſchen Landesparlamente 
den Entwurf eines Nationalitätengeſetzes vor, leſſen 8 1 
dem tſchechiſchen und deutſchen Volksſtamme in allen Beziehungen 
gleiches Recht auf Achtung, Wahrung und Pflege des nationalen 
Eigenweſens und beſonders der Sprache verbrieft. Kein Beamter 
oder Richter ſoll nach $ 9 angeſtellt werden können, ohne beider Lan- 
desſprachen in Wort und Schrift mächtig zu ſein. Zum Schutze der 
Unverletzlichkeit des gleichen Rechtes beider Nationen wird der Land— 
tag in nationale Kurien geteilt; jede nationale Kurie kann mit Zwei— 
drittelmehrheit eine Vorlage zu Falle bringen, die ihr für die durch 
ſie vertretenen Volksgenoſſen nachteilig erſcheint. Dieſer Geſetzent— 
wurf ſtellte beide Volksſtämme Böhmens in ſprachlicher Hinſicht 
vollſtändig gleich, und wenn man die Entwicklung betrachtet, die 
Böhmens Verhältniſſe in den letzten Jahrzehnten genommen haben, 
dann muß man einbekennen, daß unter dem Schutze dieſes Geſetzes 
die deutſche Nation vor mancher Zurückſetzung bewahrt geblieben 
wäre. Allerdings kann man über den Hohenwartſchen Nationali— 
tätengeſetzentwurf für Böhmen nicht ſprechen, ohne dieſen im Zu— 
ſammenhange mit einem anderen Geſetzesvorſchlage zu prüfen. 

Dem Prager Landtage wurden nämlich im Anſchluſſe an die 
Adreſſe an den Kaiſer die „Fundamentalartikel“ vorgelegt, die 
das Ergebnis der Beratungen Schäffles mit den Tſchechenführern 
waren. Sie erkannten den Ausgleich mit Ungarn an, unterwarfen 
Böhmen deſſen Abmachungen, beſtimmten aber, daß die Delegierten 
des Königreiches Böhmen direkt vom Landtag zu wählen ſeien. Ar⸗ 
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tikel 9 beſagt, daß alle Angelegenheiten, die nicht für Oſterreich⸗Un⸗ 
garn gemeinſam ſind, grundſätzlich dem böhmiſchen Landtage zur 
Erledigung zufallen, ſofern ſie Böhmen betreffen. Nur aus prak⸗ 
tiſchen Erwägungen ſollte für einige bloß die weſtliche Reichshälfte 
betreffende Maßnahmen ein Delegiertenkongreß ins Leben treten, 
der von den verſchiedenen öſterreichiſchen Landtagen zu beſchicken 
wäre. Zu den Erforderniſſen des Staates hätte Böhmen nach einer 
Quote, deren Höhe im Wege landtäglicher Deputationen zu be⸗ 
ſtimmen wäre, Beiträge zu leiſten. Ein Senat ſollte zur Verhand⸗ 
lung gewiſſer Gegenſtände, die ſich zur Erledigung in den einzelnen 
Landtagen weniger eignen, berufen ſein, ſo zum Beiſpiele zur Prü⸗ 
fung von Staatsverträgen, zur Austragung von Streitigkeiten der 
Länder untereinander, zur Judikatur in Fällen von Miniſteran⸗ 
klagen uſw. Die „Fundamentalartikel“ hätten die Organiſation des 
Reiches zerſchlagen; ein Chaos von Rechten und Pflichten, Vertre⸗ 
tungskörpern und verantwortlichen Regierungsperſonen wäre im 
weſtlichen Teile der Habsburger Monarchie entſtanden. Was aber 
würden dieſe Artikel dem tſchechiſchen Volke gebracht haben? Für 
die Ariſtokratie wäre eine Art Vizekönigtum geſchaffen worden und 
das Amt eines „böhmiſchen Hofkanzlers“ hätte ſich für einen Grafen 
Clam⸗Martinic, Grafen Thun oder Fürſten Schwarzenberg vorzüg⸗ 
lich geeignet. Allein das tſchechiſche Volk würde ſeine Haut zu 
Markte getragen haben, ohne irgend etwas dafür zu erhalten. Zur 
Entfaltung der nationalen Eigenart bedurfte es der „Fundamental⸗ 
artikel“ wahrlich nicht: die tſchechiſche Nation hat ſich auch ohne die 
Losreißung Böhmens aus dem engern Staatsverbande großartig 
zu entwickeln vermocht. Die Annahme der „Fundamentalartikel“ 
hätte nicht den Frieden gebracht, ſie würde den Krieg in Permanenz 
erklärt haben; denn das Schickſal von Millionen Deutſchen ſtand auf 
dem Spiele. Man vergeſſe eben nicht, daß die Autonomie der König⸗ 
reiche und Länder etwas ganz anderes bedeutet als die Autonomie 
der Nationen, die „ein Ziel aufs innigſte zu wünſchen“ iſt. | 

Alle Landtage ſtanden unter den Einwirkungen des kaiſerlichen 
Septemberreſkriptes und der „Fundamentalartikel“. Der Deutſchen 
hatte ſich furchtbare Aufregung bemächtigt. Am 17. September 
verkündeten die verfaſſungstreuen Abgeordneten in einer Wiener 
Konferenz den Nichteintritt in das Abgeordnetenhaus, das jetzt, 
nach den Siegen der Klerikalen und Föderaliſten bei den Landtags⸗ 
wahlen, eine klerikal⸗föderaliſtiſche Mehrheit gehabt hätte. Zu einer 
großen Kundgebung geſtaltete ſich zehn Tage ſpäter die Verſamm⸗ 
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lung der Deutſchböhmen in Teplitz. Dabei mußten ſelbſt verſchiedene 
Slawen zugeſtehen, daß die Tſchechen mit ihren „Fundamentalarti— 
keln“ das Maß des Zuläſſigen übe ſchritten hätten. Allzu ſtraff ge⸗ 
ſpannt zerſpringt der Bogen! Und Hohenwarts Stern begann zu 
verblaſſen. 

Graf Beuſt hatte am 13. Oktober dem Kaiſer ein Memoire 
vorgelegt, das auf das Umſichgreifen des radikalen Nationalismus 
der Deutſchen hinwies und der Worte Kaiſer Wilhelms I. gedachte, 
die freundſchaftlich rieten, der deutſch-öſterreichiſchen Bevölkerung 
gegenüber mit Vorſicht zu Werke zu gehen. Graf Andraſſy, der 
ſich anfänglich zurückhaltend benahm und dem Grafen Hohenwart 
ſogar Lobesworte ſagte,!) ſah nun den Ausgleich von 1867 ge- 
fährdet, und der Finanzminiſter Freiherr von Holzgethan nannte 
die „Fundamentalartikel“ Zerſtörungsartikel. Am 20. Oktober wurde 
in Wien ein großer Miniſter rat abgehalten, der den Föderaliſten 
eine Niederlage brachte, obwohl der Kaiſer ſich ſeine Entſcheidung 
vorbehielt. Das von Hohenwart dem Kronrate vorgelegte Reſkript 
an den böhmiſchen Landtag ſtieß auf den Widerſpruch mehrerer 
Räte der Krone und die Reichsminiſter entwarfen eine andere Faſ— 
ſung, über die ſich die Miniſter nun unter ſich einigen ſollten. Im 
Weſen handelte es ſich natürlich um die ſchwerwiegendſten Fragen, 
denn im Mittelpunkte ſtand die Erwägung, wie ſich der Geſamtſtaat 
zu den Anſprüchen der Tſchechen zu verhalten habe. Im Sinne der 
Oppoſition im Miniſterrate — der Reichsminiſter Beuſt, Kuhn, 
Lonyay, des ungarischen Miniſterpräſidenten Andraſſy und des öjter- 
reichiſchen Miniſters Holzgethan — war man gezwungen, an die 
Tſchechen das Anſinnen zu richten, daß ſie ihre Forderungen modi⸗ 
fizieren mögen. Aber die ſtolzen Clam-Martinic, Rieger und Pra⸗ 
zak, die in Wien weilten, wollten davon nichts wiſſen. Die Ver⸗ 
handlungen mit ihnen mußten abgebrochen werden, und am 27. Ok⸗ 
tober 1871 war das Miniſterium Hohenwart gefallen. 

Im folgte ein Übergangsminiſterium unter Vorſitz des 
Freiherrn von Holzgethan, das jedoch nur 25 Tage im Amte 
blieb; denn die Nachfolger waren bereits gefunden: die deutſch⸗ 
liberale Verfaſſungspartei betrat nochmals den Schauplatz. Vor⸗ 
her aber, am 8. November, wurde der Reichskanzler Graf Beuſt 
entlaſſen, dem der Kaiſer grollte, weil er in ihm den erſten Anreger 
der föderaliſtiſchen Irrfahrten erblickte. Auch war die Exiſtenz eines 

1) „Deutſche Revue“ 1890: Emanuel Konyi, Beuſt und Andraſſy. Auch: 
Eduard von Wertheimer, Graf Julius Andraſſy I. Stuttgart 1910. i 
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„Revanchekanzlers“ nach der jtolzen Vollendung des neuen Deut⸗ 
ſchen Reiches überflüſſig geworden. Sſterreich-Ungarn hatte im 
Weſten nichts mehr zu ſchaffen. Zum Miniſter des Außern wurde 
nun in der Habsburgermonarchie Graf Julius Andraſſy ernannt, 
der mithin eine Überſiedlung von Budapeſt nach Wien vollzog. 

Die Ara Hohenwart hat die Zerrüttung des Staates zur Folge 
gehabt. Die Deutſchliberal en waren in ihrem Vertrauen erſchüttert, 
die Klerikalen hatten eine ſchmerzliche Enttäuſchung erlebt, die Tſche⸗ 
chen aber wüteten, weil ſie fühlten, daß ſie die Zeche bezahlen muß⸗ 
ten. Am 20. Oktober war abermals ein kaiſerliches Reſkript an 
den böhmiſchen Landtag erſchienen, das den Umſchwung augenſchein⸗ 
lich machte. Als die Tſchechenführer von Wien nach Prag zurück⸗ 
kehrten, machte die Bevölkerung der Moldauſtadt ihrem Arger laut 
Luft. Rieger wurde auf dem Bahnhofe von einer großen Menſchen⸗ 
menge empfangen. „Das tſchechiſche Volk“, ſagte er in einer An⸗ 
ſprache, „hat einen ſchweren Schlag erlitten... Wir gehen neuen 
ſchweren Kämpfen entgegen und in dieſen dürfte der Unwille gegen 
den Monarchen ſelbſt wach werden. Allein bedenket, daß dieſer Mon⸗ 
arch Herrſcher über zahlreiche Völker iſt, daß er der Anſicht war, 
jenen Elementen recht geben zu müſſen, die momentan den Sieg 
davontrugen. Seine Schuld iſt es nicht, daß er ſchlecht unterrichtet 
wurde; wir appellieren vom ſchlecht unterrichteten an den beſſer 
unterrichteten König, mit dem wir uns wieder verſöhnen werden.“ 
Die tſchechiſche Preſſe tobte, doch am wütendſten — ſoweit es der 
Staatsanwalt eben zuließ — gebärdete ſich die „Politik“, das Blatt 
der tſchechiſchen Feudalen. Es nannte Beuſt den „Vizekaiſer⸗ und 
Andraſſy den „König“ und brachte immer wieder in der erſten 
Spalte das kaiſerliche Reſkript vom 12. September 1871, das ſo 
viel Hoffnungen erweckt hatte, während in der zweiten und dritten 
Spalte mehr zwiſchen den Zeilen als in den Zeilen Angriffe gegen 
den Kaiſer zu leſen waren. So wurden in irgendeinem Zuſammen⸗ 
hange, der dem Staatsanwalt keine Handhabe bieten konnte, Auße⸗ 
rungen des Monarchen gebracht, die der Heiligkeit des gegebenen 
Wortes galten. Allein ihr auffälliger Druck ſagte dem Leſer ſchon, 
daß er ſie in Beziehung zu dem ebenſo auffällig gedruckten Sep⸗ 
tember⸗Reſkript zu bringen habe. Die Verbitterung der Führer und 
der publiziſtiſchen Organe wirkte in der Bevölkerung nach und es 
kam in Böhmen zu verſchiedenen antidynaſtiſchen Kundgebungen. . 
Traurig endete das Lied von der Hohenwart Schäffleſchen Völker- 
verſöhnung. 
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Als 2. Band dieſes Buches erſchien von demſelben Verfaſſer: 


Der Kampf der Nationen 
3. Aufl. (Aus Natur und Geiſteswelt, Bd. 652) Geh. M. 1.20, geb. M. J. 50 
Außerdem iſt von Richard Charmatz erſchienen: 
Geſchichte der auswärt. Politik Oſterreichs im 39. Jahrh. 
2 Bände: l. Band: Bis zum Stutze Metternichs. II. Band: 1848-95. 2. ver: 
änderte Auflage. 6.- JJ. Tauſend. (Aus Natur und Geiſteswelt, Bd. 653/54) 
Geh. je M. 3.20, geb. je M. 9.50, in einem Band geb. M. 3. 


„Die beiden Bände kommen wirklich einem Bedürfnis entgegen und ſind ſchon aus dieſem Grunde 
begrüßenswert, denn gerade die auswärtige Politik der Monarchie iſt bisher zuſammenfaſſend in dieſer 
Sorm nicht behandelt worden. Aber es bedürfte dieſes äußeren Anlaſſes garnicht, ſich dieſer Arbeit 
rückhaltlos zu freuen, denn die Qualitäten des Werkes ſind derart, daß fie der 
biftorifhen Fotſchung Oſterreichs alle Ehre machen. Der Autor iſt mit der Siebe des 
Oſtetteichers und mit der Gewiſſenhaftigkeit des Geſchichtsforſchers den Ereigniſſen nachgegangen und 
erzählt ſie ruhig, klar und äußerſt anſchaulich.“ (Neue Steie Pteſſe.) 


Oſterreichs innere und äußere Politik von 895-1914. 


(Hus Natur und Geiſteswelt, Bd. 655) Geh. M. 1.20, geb. M. 1.50, 


Schildert in ſachlicher, auf Kenntnis der Vorgänge und Quellen aufgebauter Darſtellung die 
Bo'ilik der führenden öſterrei hiſchen Staatsmänner in den letzten zwei Jahrzehnten vor dem Welt⸗ 
erieg. Für jeden Oſterreicher und Reichsdeutſchen unentbehrlich zum Verſtändnis von Oſterreichs 
innerer und äußerer Entwicklung. 
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Oſterreich⸗Angarn. 2 Bde. Bd. I. Land, Bevölkerung, wirtſchaftl. Ver⸗ 
hältniſſe, materielle Kultur. Von Prof. Dr. F. Heioerich. Bd. II. Geſchichte, 
Staatsverfaſſung, geiſtige Kultur, Beziehungen zu and. Ländern, insbeſ. Deutſch⸗ 
land. Von Prof. Dr. O. Weber. (Aus Natur und Geiſteswelt, Bd. 58,882) 
Geh. je M. 9.20, geb. je M. 9.50. In einem Band geb. M. 3.— N 


Oſterreich⸗Ungarn. I. Das Mittelalter. Von Prof. Dr. K. Beer. II. Von 
1526 bis 790. All. Von 3790 bis zur Gegenwart. Von Profeſſor Dr. 
WM. Landwehr v. Pragenau. Geh. je M. 40 

Diele Hefte geben in den hier zuſammengeſtellten chataktetiſtiſchen Dokumenten — lebens volle 
Außerungen der verſchiedenen Zeiten —, wie es eben nur ſolche vermögen, ein lebendiges Bild des 
eigenartigen geſchichtlichen Prozeſſes, in deſſen Verlauf die Monarchie geworden und zuſammengewachſen 
iſt zu der Einheit, in der ſie ſich heute in den Stürmen des Weltkrieges bewährt. 
Die Kämpfe um die deutſch⸗italieniſchen Grenzgebiete. Von Profeſſor 
Dr. M. Wutte. Geheftet M. —.40 


Dieſe Darſtellung läßt ein lebendiges Bild der jahrhundertelangen Kämpfe um die deutſch⸗italieniſchen 
Gtenzlande gewinnen. Sie iſt ſo geeignet, die Teilnahme für dieſes herrliche Stück deutſcher Erde zu 
wecken und zu vertiefen. 

Die geographiſchen Grundlagen der öſterreich⸗ungariſchen Monarchie 
und ihrer Rußenpol tik. Von Prof. Dr. R. Sieger. 2. Aufl. Geh. M. J. 

„Ein neues ausgızeihnetes Hilfsmittel zum Studium der Monarchie! Meiſtethaft dargeſtellt find die 
geograp iſchen, wittſchaftlichen, geſchichtlichen, kulturellen Grundlagen für das Bündnis mit dem Reich. 
Wir empfehlen das Buch jedem, der eine tiefere Kenntnis der Monarchie anſtrebt.“ (Deut ſche Arbeit.) 
Kaiſerin Maria Thereſia und Kurfürſtin Maria Antonia von Sachſen 
Btiefwechſel 1747-1772. Mit einem Anhang ergänzender Briefe hrsg von W. 
Lippert. Mit 2 Portrats u. I Faksimile. Geh. M. 32.—, in Halbfr. geb. M. 90. 


Der bürgerkundliche Unterricht in Oſterreich. Von Bandelsſchuldirektor 
Profeſſor L. Fleiſchner. Geheftet M. 1.80. 
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Weſtru 5 land 
in jeiner Bedeutung für die Entwicklung Mitteleuropas 
Mit Einleitung v. Geh. Reg.⸗Rat Prof. Dr. M. Sering. Geh. M. 4. So, geb. M. 5.60 


Das im rechten Augenblick erſcheinende Buch zeigt das ruſſiſche Broblem im Zuſammenhang mit den 
großen Fragen des Weltkrieges, die gipfeln in der politiſchen, wirtſchaftlichen und kulturellen Behauptung 
Mitteleuropas gegenüber der drohenden Welthertſchaft der drei Rieſenteiche England, Amerika und Rußland. 
In dieſem Sinne gibt es eine Antwort auf die Frage, warum uns in Deutſchland und in Mittel⸗ 
europa die Vethältniſſe im ruſſiſchen Weſtgebiet inteteſſieten müſſen, einen Beitrag 
zu dem Thema des Friedensſchluſſes, der Stiedensbedingungen und des zukünftigen 
Deutſchland. Insbefondere gilt das von dem Kapitel, das die Möglichkeiten deutſcher Kolo⸗ 
niſation auf den gewonnenen oder noch zu gewinnenden Gebieten Weſtrußlands behandelt. Von 
aktuellet Bedeutung iſt ferner die Behandlung des eigentlichen Zenttalptoblems der inner⸗ 
zuffifhen Politik, der Agrarreform, durch deren Söſung Rußland in noch ganz anderem Sinne 
als bisher zur Gefahr für Mitteleuropa wird, endlich die Erörterung der Oſtjudenftage. 


Rußland. Eine geograph. Betrachtung von Volk, Staat u. Kultur. 
Von Brofefior Dr. A. Hettnet. 3., erweiterte Auflage des Werkes: Das europälſche 
Rußland. Mit 23 Karten. Geheftet M. 4.50, gebunden M. 8.20 


Auch die Neubearbeitung will in erſter Einie eine Darſtellung der Geographie des Menſchen und 
feiner Kultur geben, iht find neu angeſchloſſen intereſſante Betrachtungen über die geogr. Bedingtheit der 
allgemeinen kulturellen Grundlagen des tuſſiſchen Reiches und feiner inneren wie äußeren Politik, 
die es uns verſtändlich machen, inwiefern und warum es „der zum Kriege treibende Faktor“ geweſen. 

„Es iſt unmöglich, in wenigen Zeilen den Reichtum des Gedankengehaltes dieſes Werkes wieder⸗ 
zugeben. Die Unterſuchungen der geogtaphiſchen Urſachen für die ruſſiſche Sonderart, die Betrachtung des 
Staates, bieten füt jeden Deutſchen ſo viel des Notwendigen an Wiſſen über unſere Stellung zu den 
cuſſiſchen Fragen, daß das Werk auf das dringendfte zu empfehlen iſt.“ (Deutſche Politik.) 


Geſchichte des ukrainischen (rutheniſchen) Volkes. Bon Prof. 
M. Hruszewskß. 1. Band. Mit I Karte. Geh. M. 18.— 


Inhalt: Urgeſchichte des Landes und des Volkes. - Anfänge des Kiſever Staates Antorifierte 
Überſetzung aus der 2. uktain. Ausg. 


Der Weltkrieg und die Judenfrage. Von Dr. M. Simon. Geh. M. J. 20 


Englands Weltherrſchaft und ihre Kriſis. Von Profeſſor Dr. 
A. Hettner. 3., umgearb. Aufl. des Werkes: Englands Weltherrſchaft und der 
Krieg. Geheftet M. 4.20, gebunden M. 5.- 

„Nur das Wichtige, das Entſcheidende iſt gegeben. Grundlage der Betrachtung iſt die Geographie, 
darüber hinaus beherrſcht der Verfaſſer geſchichtliche, politiſche, wirtſchaftliche Fragen vollkommen, kennt 
und wägt die Imponderabilien der Politik, Raſſe, Kulturgemeinſchaft, Lebenshaltung, Ziviliſation. 
Referent möchte feiner Freude an dem Buche lebhaft Ausdruck verleihen.“ (Lit. Zentralblatt.) 


Der britiſche Imperialismus. Ein geſchichtlicher Überblick über den 
Werdegang des britiſch. Reiches vom Mittelalter bis zur Gegenwart. Von Prof. 
Dr. F. Salomon. Geh. M. 3.-, geb. M. 3.60 


„Das ganze Buch iſt ein Quellenwerk erften Ranges, eine unerſchöpfliche Fundgrube zur Er⸗ 
kenntnis der engliſchen Art und Denkweiſe. (Deutſche Politik.) 


Belgiens Volkswirtſchaft. Hrsg. von Prof. Dr. H. Gehrig u. Prof. 
Dr. 9. Waentig. Mit J Tafel. Geheftet ca. M. 8.-, gebunden ca. M. 9.- 

Ausgehend von den natürlichen und geiſtigen Grundlagen des belgiſchen Wittſchaftslebens ſchildert 
dieſe Schrift durch die Zuſammenarbeit gediegener Kenner der einzelnen Gebiete entſtanden, den Aufbau 
det belgiſchen Volkswittſchaft nach ihrem ökonomiſchen Inhalt und ihrer ſozialen Form. Dabei wird 
das Wittſchaftsbild des heutigen Belgien auch in ſeinem geſchichtlichen Werdegange gewürdigt und 
andererfeits das einzig zuvetläſſige Material geliefert, au Grund deſſen in Zukunft die Beurteilung 
und Söſung der belgiſchen Frage wird erfolgen müſſen. 


Verlag von B. G. Teubner in Leipzig und Berlin 


rtr 


neee 


eee een eee, 


— 000000 ETTTTITTTIEITITELLLLLLTDLTTLILETTELTRERTITITELTTSTETETTTETTITETLLELTLLTLITTTELLTLELTTTERLELLLETSTTILRTTERTTTTTLETTTITTELLLLELERTTTTTELTELTLTLTTELLTTTTLELLELTERTETTETITTLLLEN) 


air 


Von Prof. Dr. R. Kjellen. 18. Aufl. 35.-36. Tauſ. M. 2.80, geb. M. 3.8 


„Gerade zur rechten Stunde iſt dieſer Verſuch des ſchwediſchen Biſtorikers erfbienen, ein Bild 
von ähnlich großer Linienführung für die Gegenwart zu entwerfen, wie es Ranke in ſeinem klaſſiſchen 
Eſſaß über die großen Mächte einſt entwarf. Er fchreibt kraftvoll, prägnant und anſchaulich. Das ſchöne 
und gedantenreihe Buch ſei wärmftens empfohlen.“ (Fr. Meinecke in der Hiſtoriſchen Zeitſchrift.) 


Die politiſchen Probleme des Weltkrieges 
Von Prof. Dr. R. Kjellen. Überſetzt von Dr. Fr. Stieve. Mit s Karten. 


* Aufl. 28.— 


27. Tauſend. Geheftet M. 2.40, gebunden M. 9.40 


Verf. will in dieſem neuen Werk, das mächtige Schickſal, das über Europa hereingebtochen“, verftänd- 
lich machen, indem er die treibenden Kräfte in der Entwicklung der Staaten aufzeigt, ein großartiges Geſamt⸗ 
bild der weltpolitiihen Sage und der geogtaphiſchen, nationalen, wittſchaftlichen und kulturellen Momente 
enttollt, die Leben und Schickſal der Staaten beitimmen, 


Die Kriegsſchaupl 
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Herausgegeben von Profeſſor Dr. Alfred Hettner. 


Heft J. Aberſicht v. A. Hettner. -D. 
Kriegsſchauplatz d. Seekrieges in 
Nordſee u. Kanal. VB. L. Mecking. 
Heft 2. D. franz.⸗belg. Kriegsſchau⸗ 
platz. Eine geogr. Skizze v. Geh. Reg.⸗ 
R. Prof. Dr. A. Philippſon. M. geol. 
Karte, Profilt. u. Sormationstab. M.). So 
Heit 3. Der öſtliche Kriegsſchau⸗ 
platz. Von Geh. Hof: u. Reg.⸗Rat 
Prof. Dr. J. Partſch. Geheftet M. 2.— 


Heft 4. Die Kriegsſchauplätze auf 
der Balkanhalbinſel. Von Prof. Dr. 
N. Krebs u. Prof. Dr. Fr. Braun. 
Mit 2 Karten. Geh.. . M. 2.40 
Heft 5. Die Kriegsſchauplätze in 
Armenien u. Meſopotamien. Von 
weil. Geh. Bergrat Prof. Dr. F. Frech. 
Mit 13 Abb. auf 4 Taf. ſowie 3 Karten⸗ 
ſkizzen. Geheftet M. 2.40 


Hefte zum Weltkrieg 


aus der Quellenſammlung zur Geſchichte 
herausgegeben von G. Lambeck und Paul Rühlmann. 
Jedes Heſt von 32 Seiten 30 Pf. Proſpekte unentgeltlich und poſtfrei vom Verlag 


Heft 152, Der Ausbruh des Weltkrieges. 
Von Prof. Dr. S. Bergſträßer. 

Heft 153. Mobilmachung und Aufmarſch der 
Heere auf dem weſtlichen Kriegs⸗ 
ſchauplatz Auguſt 1014. Von Eüzeal- 
direktor Dr. 9. Strunk. 

Heft 154. Der Bewegungskrieg im Weiten. 
Vom 20. Aug. bis Mitte Nov. 3994, 
Von Sßzealdirektor Dr. 9. Strunk. 

Heft 143. Die Kämpfe um die deutſch⸗ 
9 Grenzgebiete. Von 

utte. 

Heft 174. Der 8 Geiſt im Weltkrieg. 
Von Geh. Reg.⸗Rat G. Sambeck. 

Heft 175, Deutſche Kriegslieder aus den 
Jahren 9999/16. Ausgewählt von 
Shzeallehrer W. Peper. 

Heft s8/s9. Das preuß. u. deutſche Heer. 
2 Hefte. Von Dir. Prof. Dr. E. Evers. 

Heft 180, „Vaterland“. Von Dr. E. Neuſtadt 
und Profeſſor Dr. H. Küchling. 


Heft 181. „Krieg“. Von Dr. E. Neuftadt 
und Profeſſor Dr. 9. Küchling. 
Die Entwickl der britiſchen Welt⸗ 
macht. Von Prof. Dr. F. Salomon. 
Britiſcher Imperialismus von s 
bis zur Gegenwart. Von Prof. Dr. 
Felix Salomon. 
Heft 192,33. Frankreich vom Sturze der Juli⸗ 
monacchie bis zum Beginn d. 20. Jahrh. 
2 Hefte. Von Prof. Dr. O. Dietrich. 
Italien. Von Dr. Th. Bohnert. 
Oſterreich⸗Angarn. I. Teil: Das 
Mittelalter. Von Prof. Dr K. Beet. 
Heft 196/197. Oſterreich⸗Angarn. II. Teil: 
Von 1520 bis 1790. III. Teil: Von 
3790 bis zur Gegenwart. Von 
Prof. Dr. Landwehr v. Pragenau. 
Heft 140. Die Oſtſeeprovinzen. Von Dr. J. 
Girgenſohn. 
Heft 143/42. Belgien. Von Dr. St. Baethgen. 
Heft 144. Polen. Von Prof. Dr. R. S. Kaindl 


Heft 330. 


Heft 131. 


Heft 184. 
Heft 335. 


Weitere Hefte jind in Vorbereitung. 
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Die Großmächte der Gegenwart 
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Umriſſe der Weltpolitik 
Von Prof. Dr. J. Hashagen. 2 Bde. 
l. 187 bis 1907. 11. 1908 bis 1914. 
Geh. je M. 1.20, geb. je M. 9.50 

Die allgemeinen Anſchauungen über das 
Weſen und die Pflichten der äußeren Politik will 
dieſe Darſtellung fördern. Darum ſucht ſie die großen 
Zuſammenhänge herauszuarbeiten und die Wende⸗ 
punkte ſcharf zu beleuchten durch ſorgfältige Grup⸗ 
vierung und Petiodiſierung, wobei zugleich eine 
lesbate u. allgemeinverſtändliche Darſtellung ange⸗ 
ftrebt iſt. Ein drittes Bändchen ſoll eine Überſicht 
über die politiſche Geſchichte d. Weltkrieges bringen. 


Brandenb.⸗Preuß. Geſchichte 
Von Dr. Fr. JIſtaé l. 2 Bde. I. Von den 
erſten Anfängen b. 3. Tode König Friedr. 
Wilhelms J. 1740. II. Vom Regierungs⸗ 
antritt Friedrichs d. Gr. bis zur Gegen⸗ 
wart. Geh. je M. J. 20, geb. je M. 1.50 

Das Buch will einen Überblick über die wich⸗ 
tigſten Ereigniſſe in der Entwicklung des preußiſchen 
Staates bis in die unmittelbare Gegenwart in 
knappſter Form geben und ſo zur tieferen Erfaſſung 
des Werdeganges Preußens hinleiten. 


Politiſche Hauptitrömungen 
in Europa im 19. Jahrh. 
V. weil. Geh. Rat Dr. K. Th. v. Heigel. 
3. Aufl. Geh. M. 1.20, geb. M. 1.50 


„. .. Die großzügige, gründliche Überſicht über 
die Grundlinien der euroo. Politik des 10. Jahrh. 
iſt jedem zu empfehlen. der ſich über die Geſchichte 
des 19. Jahrh. unterrichten will.” (Die Wartb.) 


Bismarck und jeine Zeit 
Von Profeſſor Dr. Veit Valentin. 
13.15. Tauſ. M. Bildn. Geh. M. J. 20, 
geb. M. 1.50, in Halbperg. M. 2.25 

„Es iſt mit ſelten ein Buch begegnet, in 
dem auf ſo engem Raume eine ſolche Fülle von 


Stoff zufammengebrängt iſt mit felrener Meiſter⸗ 
ſchaft. (Monatſchrift für höhere Schulen.) 


Von Jena bis zum Wiener 


Kongreß. Von Prof.Dr. G. Roloff. 
Geh. M. 1.20, geb. M. 3.50. 


„Roloff berichtet auf Grund umfaſſender 
Studien und mit ſelbſtändigem Urteil. Er hat 
Verfaſſung und Verwaltung, Heerwefen und 
Wittſchaftsleben fo kundig wie anſchaulich be- 
ſchrieben und zugleich die leitenden Perſönlichkeiten 
ſcharf gekennzeichnet.“ [Deutſche Literaturz.] 


Geſchichte der neueſten Zeit 
Vom Weſtjfäliſchen Frieden bis zur 
Gegenwart. Von Dr. J. Koch. 3. Aufl. 
Gebunden M. 3.40 

„In ausgezeichneter Weiſe bereitet das Buch 
auf das Veritändnis aller Ftagen der Gegenwart vor 
u. ſteht auf der Hohe der Anſptuche unſeter Zeit. Echt 
nationaler Stolz, Getechtigkeit in der Abwägung von 
Verdienſt u. Schuld, ein edler Fteimut in der Chatak⸗ 
teriſtik der markanten Perſönlichfeiten der neuen 
pteußiſch⸗deutſchen Geſchichte machen das Werk zu 
einem vorttefflichen geſchichtlichen Eeie: und Nach⸗ 
ſchlagebuch für jeden Gebildeten. (Pãd. Archiv.) 


Vom deutſchen Volk zum 


deutſchen Staat 
Eine Geſchichte d. diſch. Nationalbewußt⸗ 
ſeins. Von Prof. Dr. B. Joachimſen. 
Geheftet M. J. 20, gebunden M. 1.50 


Von der im Weltkriege ſich offenbarenden Einheit 
von Staat und Volk ausgehend, zeigt der Verfaſſer, 
die Entwicklung des deutſchen Nationalbewußtſeins 
vom Mittelalter an bis zu dem deutſchen Machtſtaat 
Bismarcks verfolgend, den Weg, den wir von der 
Volkseinheit zur Staatseinbeit zurückgelegt haben. 


Deutſche Geſchichte im 
9. Jahrh. b. zur Reichseinheit 
Von Prof. Dr. R. Shwemer. 3 Bde. 
I. Reſtauration und Revolution. 3. Aufl. 
II. Reaktion und neue Ara. 2. Aufl. 
III. V. Bund z. Reich. 2. Hufl. Geh. je 
M. J. 20, geb. M. J. 50, in] Bd. M. 4.50 


Moltke 
Von Major a. D. F. C. Endres. Mit 


Bildn. Geh. M. 1.20, geb. M. J. 80 

„Ein tteffliches Buch. Mit viel Geſchick zeichnet 

der Verf. in knappſter Form ein charakteriſtiſches, 

ſcharf umriſſenes Bild des großen Schweigers. 
Auch der Hiſtoriker muß ſich darüber freuen. 

(Mitt. a. d. hiſtor. Literatur.) 


Geſchichte der Franzöſiſchen 
Revolution. Vonprof. Dr. Tb. Bit⸗ 
te tauf. 2. A. Geh. M. j. 20, geb. M. J. S0 


„Auf knappem Raum eine durchaus ſelbſtän⸗ 
dige Leiſtung, die die Ereigniffe mit bejonderer 
Teilnahme verfolgt, ohne die Objektivität zu ver⸗ 
lieren. Recht klat find u. a. die Patteivethältniſſe 
und die ſozialen Ideen behandelt.“ 

(Blätter f. d. bayer. Gymnaſialſchulweſen.) 


Für die Sammlung „Aus Natur und Geiſteswelt“ (Geh. M.. 20, geb. M. 1.50) 
find in Vorb. bzw. u. d. Pt.: Wallroth: Rußland. I. Sand, Volk und Wirtſchaft. 
(Bd. 562.) Suthet: Rußland. II. Geſchichte, Staat u. Kultur GBd. 5693.) Müllers 
Neudorf: Bulgarien. (Bd. 597.) Sch. v. Reitzenſtein: Mexiko. (Bd. 588.) Gtabowſkeß: 


Politik. (Bd. 537.) 
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Politiſche Geographie Island, 
Bon Dberlebrer Dr. Emil Schöne. das Sand und das Volk. Von 
Mit 7 Kart. Geh. M. J. 20, geb. M.1.SO Prof. Dr. B. Herrmann. Mit 9 Abb. 
Gibt eine Darftellung der politiſch⸗geogtaph. Geh. M. 1.20, geb. M. J. 50 


ſaſſung St. Ratels, indem es die Haupimacht⸗ „Wir finden eine reiche Fülle zuverläffigen Mas 


nellen des Staates aus jeiner Bodengrundlage 
mes und der Raumbewällig. terials mit wiſſenſchaftlicher Gründlichkeit in über⸗ 


ſichtlicher Zuſammenſtellung geboten. Jeder, der ſich 
Ven e m a. für Island interefjiert, kann ein anſchauliches Bild v. 
9 and u. Eeuten gewinnen.“ (Mitt. d. Islandfr.) 


| Kairo Geſchichte der Vereinigten 
Be Konſtantinopel EI von Amerika 


E. v. Hoffmeiſter, Öeneralleutn. Von Prof. Dr. E. Daenell, 2. Aufl. 
. D. Mit 1) Vollbildern u. 57 Abb. Geb. M. 1.20, geb. M. 1.50 
2 „ * . * 9 „ * * 
N ſowie einer Kartenbeilage. Geb. M. 8. Gibt in großen Zügen, die Bauptlinien der 
„Wanderungen und Stimmungen hat Hoff⸗ Entwicklung (beſonders der neueſten Zeit) beto⸗ 
meiſter ſein Buch genannt. Aber es gibt mehr. ks nerd eine überſichtliche Darſtellung der geſchicht⸗ 
= gibt ein Volts⸗ und Kulturbild der Länder, die lichen, kulturellen und wittſchaftlichen Entwick⸗ 
er bereiſte, und gibt A in friiher Erzählungs⸗ lung der Vereinigten Staaten von den erſten Kos 
weiſe. Deuiſche Rundſchau.] loniſationsverſuchen bis zur jüngſten Gegenwart. 


Durch 1 und Die Schweiz 
bene bis zum Land, Volk, Staat u. Wirtſchaft 
Schwarzen Meere Von Reg. -Rat Dr. O. Wettftein. 
* militär⸗geographiſche Studie. Von Mit I Karte. Geh. M. J. 20, geb. M. . 50 
E. v. 5 offmei ſter, Generalleutn. 3. D. Das Buch gibt ein Bild des nach Lage, Ger 


ſchichte, Verfaſſung und Raſſemiſchung ſo eigen⸗ 
Mit zahlreichen Abbild. Geb. M. 8.— artigen Landes, feiner Bewohner, ihrer ſtaatlichen 
n „Ich kann das Buch, welches außer den militä⸗ Einrichtungen und ihrer geiſtigen und wittſchaft⸗ 
ichen Betrachtungen noch durch feifelnde Schilde⸗ lichen Tätigkeit, ſucht das Land auch geographisch 
rungen des Volks- und Kulturlebens der durchwan⸗ und geologiſch datzuſtellen und die Geſchichte und 
derten Länder vielſeitige Antegung gibt, zum Stu⸗ das Leben feiner Bewohner in allen feinen Aus⸗ 
dium nur warm empfehlen. [Mil. Wochenbl.)] ſtrahlungen zuſammenzufaſſen. 


Englands Weltmacht Das Oſtſeegebiet 
in ihrer Entwicklung vom 17. Jahrhun⸗ Von Prof. Dr. G. Braun. Mit 21 Abb. 


1 


* 


dert bis auf unſere Tage. Von Prof. u. einer mehrfarbigen Karte. 

Dr. W. Sangenbeck. 2. Auflage. Mit Geheftet M. 1.20, gebunden M. J. So 

39 Bildn. Geh. M. 1.20, geb. M. 1.50 „Eine ſebr geſchickte Schilderung des Oſtſee⸗ 
„Das Eeien dleſes Bändchens hat mir tat Zebietes auf fireng wiſſenſchaftlicher Grundlage, 


ſächlich einen großen Genuß bereitet. Jede Neu⸗ Vorbildlich ift vor allem die weitgehende Berück⸗ 
erscheinung in der Entwicklung des engliſchen Vol⸗ —fſichtigung der Bevölkerungsgeographie und die 
zes belegt Sangendeck durch hiſtoriſche Quellen, keiche Eiteraturangabe, Daß bei dem billigen Preiſe 
Klar abwägend ziebt er ſein Fazit über die Zur ſogar noch eine Katte beigegeben iſt, ſei beſonders 


briti 1 iches. “ R es x rühmend hervorgehoben. 
funft des britiichen Weltreiches. (D. Kol. 31g.) (iter. Jahresbericht des Dürerbundes.) 


Bin 2 on Baläftina u. feine Geſchichte 
in fünf Jahrtauſenden Von weil. Prof. Dr. H. Freih. v. Soden. 
Nach den neueſten Ausgrabungen und 3. Aufl. Mit 2 Karten, I Plan u. 6 An⸗ 
Jorſchungen dargeſtellt von Prof. Dr. ſichten. Geh. M. 1.20, geb. M. J. 50. 
b. 10 2. neubearb. Auflage. „Auf Grund einer Reiſe durch Paläſtina hat 
Geh. M. 1.20, geb. M. J. So der Verfaſſer uns hier ein Bild gezeichnet nicht nur 
Eine durch zahlreiche Abbildungen erläuterte von dem Sande ſelbſt, ſondern auch von all dem, 
Überſicht der für die Geſchichte der Religion, Ge⸗ was aus demſelben hervor⸗ oder über es hinge⸗ 


ſchichte und Kultur Paläſtinas hochbedeutſamen gangen iſt im Laufe der Jahttauſende - ein wechſel⸗ 
Ausgrabungen und Funde. volles, ſarbenteiches Bild.“ (National⸗Zeitung.) 
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Auskunftsbuch 


für den Handel mit der Türkei 


Kurzgefaßtes Nachſchlagebuch für Handel und Induftrie 
Von H. W. Schmidt, Konſtantinopel. Mit 3 Karten. Geb. M. 3.50 


In der handlichen Form eines Taſchenbuches gibt das Auskunſtsbuch 
in gedrängter Weiſe Auskunft über die türkiſchen Verhältniſſe im 
allgemeinen wie über die Handelsbedingungen im beſonderen. 

„Alle Angaben ſptechen dafür, daß der Verſaſſer Sand, Zeute und Gebräuche gut ſtudiert haben 


muß. Allen Freunden der Türkei und allen, die mit ihr in irgendeiner Form zu tun haben, wird 
das Weikchen Freude bereiten.“ (Blätter für junge Kaufleute.) 


Türkiſches Sprachbuch 
Von Konſul W. Padel. Mit 3 Karte. Geb. M. 3.60 
Dieſer Leitfaden, der nach langer, ſorgfältiger Vorbereitung er⸗ 
ſcheint, entwickelt die türkiſche Sprache in ihrem logiſchen Aufbau 
ſo, wie ſie für die Anforderungen des Lebens gebraucht wird. 

Der Verfaſſet, als hervorragender Kenner der Sprache bekannt, benimmt auf dem Wege, den er 
aus langjährigen, während ſeines Aufenthaltes in der Türkei im praktiſchen und beruflichen Leben 
gewonnenen Erfahrungen befcreitet, die Schwierigkeiten, die gerade zu Beainn des Studiums leicht 
entmutigen. Die Miſchung der türkiſchen Sprache ins beſondere mit dem Arabiſchen vermehrt dieſe, 
der Verfaſſer hat aber mit befonderem Geſchick verſtanden, den Urſprung der übernommenen Wen⸗ 
dungen kurz zu erkläten und auch hierbei alles Überflüſſige in der Behandlung zu vermeiden. Ein 
reiches, ebenfalls nach praktiſchen Geſichtspunkten zuſammengeſtelltes Wörterbuch beſchließt den Sprach⸗ 
führer. Gleicher Wert wie auf die „innere“ iſt auf die „äußere“ Ausgeſtaltung des Buches gelegt. 
Die Schrift iſt aus der Türkei bezogen, die ariſche Umſchrift wie die Anordnung des Satzes erleichtern 
die Erlernung der Ausſprache wie das Einprägen der grammatiſchen Regeln weſentlich. 


Türkiſches Wörterbuch 


Von Dr. Fr. Schrader, Redakteur am Osmaniſchen Slohd, Konſtantinopel. 
2 Bände. Türkiſch⸗Deutſch. — Deutſch⸗Türkiſch. kl. 8. Geb. je ca. M. 5.- 


Das auf Anregung der „deutſch-türkiſchen Vereinigung“ herausgegebene Wötterbuch iſt von 
einem gründlichen Kenner der türkiſchen Sprache, Herrn Dr. Schrader, Redakteur am Osmaniſchen 
Eloöd, der durch feinen langjährigen Aufenthalt in der Türkei auch den praktiſchen Gebrauch der 
Sprache durchaus beherrſcht, bearbeitet worden. Da das Wörterbuch in erſter Einie für dieſen be⸗ 
beſtimmt iſt, dürfte die vorliegende Bearbeiturg den Anforderungen insbefondere auch aller derer in 
beiter Weiſe gerecht werden, die es im Verkehr des täglichen Lebens wie im Beruf benutzen wollen. 
Alle hierzu notwendigen Ausdrücke, auch die der neueren Erfindung u. a. m., haben entſprechende 
Berückſichtigung gefunden. Auch den Anforderungen bei der Sektũte wird es genügen, da die aus 
dem arabijben und perſiſchen Sprachgut übernommenen, in der heutigen Schriftſprache noch üblichen 
Ausdrücke Aufnahme gefunden haben. 

Die türkiſchen Wörter find zunächſt in arabiſcher Schrift wiedergegeben, werden aber auch — 
und zwar nach der lebendigen Ausſprache — in lateiniſcher Schrift umſchrieben. Erleichtert wird 
die richtige Ausſprache noch durch Ausſprachbezeichnung nach einem beſonderen, leicht faßlichen Söſtem. 

Das Wötterbuch, das ſich trotz des durch die Schriftart bedingten größeren Umfanges noch im 
Taſchenformat hält, wird allerſeits willkommen geheißen werden, weil es bisher nur vollſtändig un⸗ 
zulängliche oder ganz große Bandwötterbücher gab, 


Anthologie 


aus der neuzeitlichen türkiſchen Eiteratur 


Mit einem Gloſſar aller gewöhnlicheren Wörter und Wendungen. Von Geh.⸗Rat 
Prof. Dr. A. Fiſcher u. Lektor A. Muhieddin, beide in Leipzig. Preis ca. M. 9. 
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I. Abt. Die math. Wissenschaften. (IBd.) 
Abteilungsleiter u. Bandredakteur: F. Klein. 
Bearb. v. P. Stäckel, H. E. Timerding, A. Von, 
H. G. Zeuthen. 5 Lfgu. I. Lfg. (Zeuthen) geh. 
M.3.— II. Lfg. (Voß u.Timerding). geh. M. 6.— 
III. Lfg. (Voß) geh. N 5.— 

II. Abt. Die Vorgeschichte der mod. Na- 
tur wissenschaften u. d. Medizin. (1 Bd.) 
Bandredakteure: J. berg u. K. Sudhoff. 

III. Abt. Anorg. Natur wissenschaften. 
Abteilungsleiter: E. Lecher. 

Bd. 1. Physik. Bandredakteur: E. Warburg. 
Bearb. v. F. Auerbach, F. Braun, E. Dorn, 

A. Einstein, J. Elster, F. Exner, R. Gans, E. 
Gehrcke, H. Geitel, E. Gumlich, F. Hasenöhrl, 
F. Henning, L. Holborn, W. Jäger, W. Kauf- 
mann, E. Lecher, H. A. Lorentz, O. Lummer, 
St. Meyer. M. Planck, O. Reichenheim, F. Ri- 
charz, H. Rubens, E. v. Schweidler, H. Starke, 
W. Voigt, E. Warburg, E. Wiechert, M. Wien, 
W. Wien, O. Wiener, P. Zeeman. M. 22.-, M. 4. 

Bd. 2. Chemie. Bandredakteur: E. v. Meyer. 
Allgem. Kristallographie u. Mineralogie. 
Bandredakteur: Fr. Rinne. Bearb. v. K. Engler, 
H. Immendorf, f O. Kellner, A. Kossel, M. Le 
Blanc, R. Luther, E. v. Meyer, W. Nerust, Fr. 
Rinne, O. Wallach, O. N. Witt, L. Wöhler. Mit 
Abb. M. 18.—, M. 20.— 

Bd. 3. Astronomie. Bandred.: J. Hartmann, 
Bearb. von L. Ambronn, F. Boll, A. v. Flotow, 
F. K. Ginzel, K. Graff, J. Hartmann, J. v. Hep- 
perger, H. Kobold, S. Oppenheim, E. Prings- 
heim, F. W. Ristenpart. 

Bd. 4. Geonomie. Bandredakteure: I. B. 
Messerschmitt u. H. Benndorf. 

Bd. 5. Geologie (einschl. Petrographie). 
Bandredakteur: A. Rothpletz. 

Bd. 6. Physiogeographie. Bandredakteur: 
E. Brückner. 1. Hälfte: Allg. Physiogeographie. 
2. Hälfte: Spez. Physiogeographie. 

IV. Abt. Organ. Natur wissenschaften. 
Abteilungsleiter: R. v. Wettstein. 

Bd. i. Allgemeine Biologie. Bandredakteure: 
C. Chun u. W. Johannsen, u. Mitw. v. A. Günt- 
hart. Bearbeitet v. E. Baur, P. Boysen-Jensen, 


P. Claußen, A. Fischel, E. Godlewski, M. Hart- 
mann, W. Johannsen, E. Laqueur, +B.Lidforß, 
W. Ostwald, O. Porsch, H. Przibram, E. Radl, 
O. Rosenberg, W. Roux, W. Schleip, G. Senn, 
H. Spemann, O. zur Strassen. M. 21.—, M. 23.— 
Bd. 2. Zellen- und Gewebelehre, Morpho- 
logie und Entwicklungsgeschichte. 1. Bo- 
tan. Teil. Bandredakteur: 4 E. Strasburger. 
Bearb. v. W. Benecke u. E. Strasburger. Mit 
Abb. M. 10.—, M. 12.— 2. Zoologischer Teil. 
Bandredakteur: O. Hertwig. Bearb. v. E. Gaupp, 


K. Heider, O. Hertwig, R. Hertwig, F. Keibel, 


H. Poll. M. 16.—, M. 18. 

Bd. 3. Physiologie u. Ökologie. 1. Bot. T. 
Bandred.: G. Haberlandt. Bearb. von E. Baur, 
Fr. Czapek, H. v. Guttenberg. M. 11.—, M. 13.— 
2. Zoologischer Teil. Bandredakteur und 
Mitarbeiter noch unbestimmt. 

Bd. 4. Abstammungslehre, Systematik, 
Paläontologie, Biogeographie. Bandredak- 
teure: R. Hertwig u. R. v. Wettstein. Bearb. v. 
O. Abel, I. E. V. Boas, A. Brauer, A. Engler, 
K. Heider, R. Hertwig, W. J. JIongmans, L. Plate, 
R. v. Wettstein. M. 20.—, M. 22.— 

FV. Abt. Anthropologie. (1 Bd.) 
Bandred.: 4G. Schwalbe. Bearb. v. E. Fischer 
R. F. Graebner, M. Hoernes, Th. Mollison 
A. Ploetz, 4 G. Schwalbe. ca. M. 22.-, M. 24. 
VI. Abt. Die medizin. Wissenschaften. 
Abteilungsleiter: Fr. v. Müller. 

Bd. 1. Die Geschichte der mod. Medizin 
Bandred.: K. Sudhoff. Die Lehre von den 
Krankheiten. Bandred.: W. His. 

Bd. 2. Die medizinischen Spezialfächer. 
Bandred.: Fr. v. Müller. 

Bd. 3. Beziehungen der Medizin z. Volks- 
wohl. Bandredakteur: M. v. Gruber. 
VII. Abt. Naturphilosoph. u. Psychol. 

Bd. 1. Naturphilosophie. Bandredakteur: 
C. Stumpf. Bearb. v. E. Becher. M. 14.— M. 15.— 
Bd. 2. Psychologie. Bandredakteur und 
Mitarbeiter ncch unbestimmt. 


VIII. Abt. Organisation der Forschung 


und des Unterrichts. (1 Bd.) 
Bandredakteur: A. Gutzmer. 


IV. Teil. Die technischen Kulturgebiete. [15 Bände. 
Abteilungsleiter: W. v. Dyck und O. Kammerer. 
Bisher erschien: 
Technik des Kriegswesens. Bandredakteur M. Schwarte. Bearb. v. K. Becker, O. v. Eber- 
hard, L. Glatzel, A. Kersting, O. Kretschmer, O. Poppenberg, J. Schroeter, M. Schwarte, 


W. Schwinning. 


Geheftet M. 24.—, gebunden M. 26.—. 


[Band 22.) 
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